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KOMMENTAR 

Berufsbildungsforschung im 
Bundesinstitut für Berufsbildung 

IJil> Der Forschungsauftrag des Bundesinstituts für Berufsbil­

dungsforschung lautete vor 30 Jahren, "Grundlagenforschung 

und angewandte Forschung zu betreiben, um insbesondere die 

Grundlagen der Berufsbildung zu klären, ihre Inhalte und Ziele 

zu entwicke ln, Berufsbi ldungsprognosen zu erstellen und die 

Anpassung an die technische, wi rtschaft liche und gesellschaft­

liche Entwicklung vorzubereiten. Im Interesse der umfassenden 

interdisziplinären Koordinierung der Zusammenarbeit sol l das 

Institut mit anderen Einrichtungen der Berufsbildungsfor­

schung, der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, der allgemei­

nen Bildungsforschung und der Wirtschafts- und sozialwissen­

schaft liehen Forschung engen Kontakt halten .... (Es hat) unter 

sachverständigem Mitwirken der Beteiligten durch Grundla­

gen- und Zweckforschung Bildungsplanungsentscheidungen 

vorzubereiten. Aufgabe des Instituts ist die Erforschung der 

Sachverhalte des Bildungswesens, die direkt oder indirekt auf 

die Arbeitswelt, auf den Beruf und auf berufliche Tätigkeiten 

bezogen werden können" (vgl. Bericht des Ausschusses für 

Arbeit von 1969, BT-Drucksache. 5/4260) 

Dieser umfassende Forschungsauftrag wurde als Aufgabe des 

Bundesinstituts auch von der "Kommission zur Untersuchung 

der w issenschaft lichen und wirtschaftlichen Effizienz des Bun­

desinstituts für Berufsbildung" nicht in Frage gestellt, als sie 

die Frage prüfte, "ob das BIBB künftig den Charakter eines rei ­

nen Dienstleistungsamtes bekommen sol lte". Sie sah in einer 

"institutionellen Trennung von Forschung und konkreter Bera­

tung eher nachtei lige Folgen für eine an die Praxis orientierte 

Berufsbildungsforschung und daher letztl ich auch für die 

Berufsbildungspraxis und die Berufsbildungspolitik se lbst" 

(Gutachten der Komm ission, 1986, S. 13). 

WALTER BROSI 

Stellv. Generalsekretär des Bundesinstituts 

für Berufsbildung, Bann 

Berufsbildungsforschung im Bundesinstitut ist aber- anders als 

eine reine Hochschulforschung- geprägt durch den Dialog mit 

Vertretern der Arbeitgeber und Gewerkschaften, aber auch mit 

Vertretern der Länder und des Bundes bei der Formulierung 

von Forschungszielen und der Forschungsplanung . Das bedeu­

tet Diskussionen, zum Teil auch Auseinandersetzungen über 

Ziele und Inhalte von Berufsbildungsforschung, über die 

Beschränkung auf Prioritäten und Diskussionen über For­

schungsdesiderate, w ie sie jetzt mit der Vorlage eines BIBB-For­

schungsde lphis erneut angestoßen wurde . Es bedeutet Dis­

kussionen über ein tragfähiges Verhä ltnis von Grundlagenfor­

schung zur anwendungsorientierten Forschung, über die Vali­

dität von Forschungsergebnissen und es bedeutet Evalu ierung 

von Forschung durch unsere Kunden. Forschungsfreiheit und 

Forschungsautonomie im Bundesinstitut sind in diesen Rahmen 

eingebunden, der nicht zuletzt durch die Güte der Forschu ngs­

arbeit und Kompetenz des einze lnen Forschers beeinflusst 

w ird . 

Berufsbildungsforschung im Bundesinstitut hat Defizite aufzu­

decken und sich kritisch mit Mängeln der beruflichen Bildung 

auseinander zu setzen. Sie darf hier aber nicht stehen bleiben, 

sondern muss aktiv und konstruktiv zur Problemlösung, zur 

ständigen Verbesserung und Weiterentwicklung beruflicher Bil­

dung beitragen. Es geht deshalb auch um tragfähige Konzep­

te, um Eva luation von Maßnahmen und Instrumenten, um Ent­

w icklung von Transferkonzepten zur lmplementation neuer 

Entwicklungen, um rechtzeitige, empirisch gestützte Informa­

tionen über berufsbildungsrelevante Veränderungen und Pro­

zesse und um Best-practice-Beispiele als Angebote an die Poli­

tik und Praxis, mit deren Hilfe Schwachstellen überwunden und 

die Chancen neuer Herausforderungen wirkungsvoll aufge­

griffen werden können . 

Bei der Präsentation von Forschungsergebnissen für die Praxis 

oder zur Politikberatung sind in der Regel ausführliche Litera­

turappa rate, umfangreiche Ausführungen theoretischer Hin­

tergründe und zugrunde liegender Forschungshypothesen, 

Ausführungen zur methodischen Vorgehensweise und zu den 
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methodischen Problemen und deren Bewältigung wenig geeig- schung, der Beobachtung von Problemen an der ersten und 

net. Gleichwohl gehören sie zum unverzichtbaren Rüstzeug der zweiten Schwelle bis hin zu Fragen der Persönlichkeitsent­

Berufsbildungsforschung im Institut. wicklung, der Wirksamkeit von Maßnahmen und Instrumen-

Durch eine solche kundenorientierte Öffentlichkeitsarbeit kön­

nen aber auch Konflikte in der wissenschaftlichen Diskussion 

z. B. zu den wissenschaftlichen Standards der BIBB-Forschung 

entstehen, denen sich der Forscher im Institut ebenso stellen 

muss und kann, wie den Fragen nach der Politik- bzw. Praxis­

relevanz seiner Forschungsergebnisse. Sowohl den Ansprü­

chen der Wissenschaft, der Politik als auch der Praxis gerecht 

zu werden ist ein Spagat und verlangt eine jeweils spezifische 

Ausrichtung der Ergebnispräsentation. Hieran ist weiter zu 

arbeiten . 

Die Berufsbildungsforschung im Institut trifft auf ein zuneh­

mend differenzierteres und vielgestaltiges Forschungsfeld. Es 

besteht kein Mangel an Themen und Problemen, die unter­

sucht werden könnten und müssten . Das in diesem Heft skiz­

zierte Ergebnis des BIBB-Forschungsdelphis ist ein Beleg dafür. 

Die Themenbereiche reichen von der Analyse von Qualifikati­

onsentwicklungen in der Wirtschaft, deren frühere Erkennung, 

über neue Ordnungskonzepte bis hin zu Fragen des Qualitäts­

managements, sie reichen von bildungsökonomischen Fragen 

ten, der Entwicklung von Evaluationsverfahren und Kriterien 

für die Auswahl von Best-practice-Beispielen . 

Das Bundesinstitut muss sich in diesem weiten und differen­

zierten Forschungsfeld Schwerpunkte setzen und Prioritäten 

bestimmen, die es kurz- und mittelfristig aufgreifen will. Zurzeit 

arbeitet das Institut an über 40 Forschungsprojekten und rund 60 

Entwicklungsarbeiten, die inhaltliche Betreuung von knapp 

70 Modellversuchen nicht eingerechnet. Das ist eine Fundgrube 

an Erkenntnissen, die einer systematischen und projekt­

übergreifenden Aufarbeitung und Dokumentation bedürfen. 

Erste Produkte dieser Art sind bereits ins Internet gestellt worden. 

Zwangsläufig können viele Fragestellungen vom Bundesinsti­

tut nicht allein bearbeitet werden. Deshalb brauchen wir Part­

ner, die ihren speziellen Sachverstand und ihre Erfahrungen 

einbringen. Berufsbildungsforschung im BIBB umfasst deshalb 

auch Beziehungen zur Wissenschaftsgemeinde und zu For­

schungsinstituten. Dazu trägt das Berufsbildungsforschungs­

netz bei, das mit Hilfe des Bundesinstituts, der Kommission 

Berufs- und Wirtschaftspädagogik der Deutschen Gesellschaft 

für Erziehungswissenschaften und des Instituts für Arbeits­

markt- und Berufsforschung aufgebaut wurde und inzwischen 

auch Landesinstitute ebenso wie privatwirtschaftliche For­

schungsinstitute umfasst. Hier hat sich eine fruchtbare Zusam­

menarbeit entwickelt, die sicherlich noch intensiviert und 

ergänzt werden kann . Es ist u.a . daran gedacht, dieses For­

schungsnetz als Plattform für ein zweites, erweitertes For­

schungsdeiphi zur Entwicklung zukünftiger Forschungsfra­

gestellungen zu nutzen . Ein weiteres Ziel ist die Verbesserung 

der Transparenz der Berufsbildungsforschung in Deutschland. 

über neue Lernkonzepte und Lernstrategien, über die Lern- Berufsbildungsforschung hat sich im Laufe von nahezu 30 Jah­

wirksamkeit neuer Medien bis hin zur Diagnostik und Prüfung ren Bundesinstitut für Berufsbildung als anfänglich neue For­

des Lernerfolgs, von Fragen der internationalen Verg leichsfor- schungsrichtung inzwischen etabliert. Dies gilt es zu sichern. 

schung, Lernortforschung über aktuelle Analysen des Verhal- Es wird uns mit qualitativ anspruchsvoller Arbeit und gemein­

tens von Unternehmen und Jugendlichen, über Biografiefor- sam mit unseren Partnern gelingen. • 

4 BiBB. BWP 611999 I 



BLICKPUNKT 

Das Sofortprogramm zur 
Bekämpfung der Jugend­
arbeitslosigkeit zeigt Wirkung 
Erste Ergebnisse aus der 

Begleitforschung des BIBB 

Das "Sofortprogramm zum Abbau der Jugend-

arbeitslosigkeit- Ausbildung, Qualifizierung und 

Beschäftigung Jugendlicher", vom Bundeskabi­

nett am 25. November 1998 beschlossen, soll bis 

zum Ende dieses Jahres 100.000 Jugendliche 

unter 25 Jahre in Arbeit und Ausbildung brin-

gen.' Die Begfeitforschung wurde dem Institut 

für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB) und 

dem Bundesinstitut für Berufsbildung {BIBB) 

übertragen, wobei die beiden Institute jeweils 

spezifische Aspekte und Fragestellungen der Um-

setzung verfolgen. ln diesem Beitrag werden 

erste Ergebnisse aus der Begfeitforschung des 

BIBB dargestellt. 

MICHAEL FRIEDRICH 

wiss. Mitarbeiter im Arbeitsbereich 

.,Forschungs- und Dienstleistungsplanung, 

8erufsbildungsbericht, >Task Force<", 8188 

KLAUS TROLTSCH 

Politikwissenschafter, wiss. Mitarbeiter im 

Arbeitsbereich "Qualifikationskonzepte, Fach­

kräftebedarf, Qualifizierungsstrategien ", 8188 

GISELA WESTHOFF 

Diplompädagogin, wiss. Direktorin im 

Arbeitsbereich .,Forschungs- und Dienst­

leistungsplanung, 8erufsbildungsbericht, 

>Task Force<", 8188 

Ausbildungs- und Beschäftigungs­
situation für Jugendliche Ende 1998 

Im Jahr 1998 gab es bei den Jugendlichen unter 25 Jahren 

drei große Gruppen, deren berufliche und gesellschaftliche 

Möglichkeiten stark beeinträchtigt waren: 

428.000 Jugendliche waren im Oktober als arbeitslos regi­

striert. Die Quote lag mit 10,8% nur geringfügig unter der 

aller Arbeitslosen (11 ,2). 

297 .000 beschäftigte Jugendliche haben keinen Berufsab­

schluss. Sie tragen daher ein erhöhtes Beschäftigungsrisiko. 

Eine dritte 6ruppe umfasste 35.000 noch unvermittelte Be­

werberinnen und Bewerber um Ausbildungsstellen, davon 

10.500 in den neuen Ländern. ' 
An diese Jugendlichen richtet sich das Sofortprogramm der 

Bundesregierung. Es ist für das Jahr 1999 mit 2 Milliarden 

DM ausgestattet, darin sind 600 Millionen DM aus dem 

Europäischen Sozialfonds enthalten. 

Begleitforschung des BIBB 

Das Bundesinstitut' evaluiert seit März 1999 die Umset­

zung und Wirkung der Artikel 2, 3, 4, 7 und 9 des Sofort­

programms (vgl. Kasten)'. Hierbei wird ein handlungsori­

entierter Ansatz verfolgt, der sowohl die Analyse als auch 

die Mitgestaltung der Prozesse umfasst. Die Arbeiten er­
folgen in Kooperation mit externen Auftragnehmern•, sie 

geben den Stand bis Ende September wieder. 

In 60 Arbeitsämtern wurden erste Erfahrungen bei der Um­

setzung des Sofortprogramms ermittelt. Die Rahmenbedin­

gungen und die Schwerpunkte in den einzelnen Ämtern 

wurden in mündlichen Interviews erfasst. Darauf aufbau­

end wurden Materialien von Weiterbildungsträgern und 

Arbeitsämtern inhaltsanalytisch ausgewertet und mit tele­

fonischen Befragungen ergänzt. 

I 
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Richtlinien ' 

Artikel 1 Ziele und Leistungen (Präambel) 

Artikel 2 Förderung von lokalen und regionalen Projekten zur Ausschöpfung und 
Erhöhung des betrieblichen Lehrstellenangebots (Orientierungsgröße: 
10.000 Teilnehmer) 

Artikel 3 Trainingsprogramm für noch nicht vermittelte Bewerberinnen und Be­
werber (Orientierungsgröße: 12 .000 Teilnehmer) 

Artikel 4 Erstes Ausbildungsjahr in außerbetrieblicher Ausbildung für im Fe­
bruar/März noch nicht vermittelte Bewerberinnen und Bewerber und ggf. 
Fortsetzung der außerbetrieblichen Ausbildung bis zum Berufsabschluss 
(Orientierungsgröße: 10.000 Teilnehmer) 

Artikel 5 Nachholen des Hauptschul- oder eines vergleichbaren Schulabschlusses 
(Orientierungsgröße: 5.000 Teilnehmer) 

Artikel 6 Arbeit und Qualifizierung für (noch) nicht ausbildungsgeeignete Jugend­
liche (Orientierungsgröße: 5.000 Teilnehmer) 

Artikel 7 Berufliche Nachqualifizierung von arbeitslosen Jugendlichen ohne Schul­
abschluss und Zusatzqualifizierung von Jugendlichen mit Berufsabschluss 
zur Verbesserung der Arbeitsmarktchancen (Orientierungsgröße: 25.000 
Teilnehmer) 

Artikel 8 Lohnkostenzuschüsse für Betriebe bei Einstellung arbeitsloser Jugendli­
cher (Orientierungsgröße: 20.000 Teilnehmer) 

Artikel 9 Qualifizierungs-Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (Orientierungsgröße: 
20.000 Teilnehmer) 

Artikel 10 Beschäftigungsbegleitende Hilfen (Orientierungsgröße: 1.000 Teilnehmer) 

Artikel 11 Soziale Betreuung zur Hinführung an Beschäftigungs- und Qualifizie­
rungsmaßnahmen (Orientierungsgröße: 5.000 Teilnehmer) 

Artikel 
12- 18 Ergänzende Ausführungen und Bestimmungen 

Zur Aktivierung von Unternehmen und Branchen wurden 
mehr als 100 Bildungsträger beraten, wie sie sich als Part­
ner der regionalen Wirtschaft profilieren und Beratungs­
und Ausbildungskompetenz entwickeln können. Hierbei 
wurden erste zusätzliche betriebliche Ausbildungsverhält­
nisse in bisher ausbildungsfernen Bereichen geschaffen 
(z. B. Sportverbände, Fitness-Center, Messegesellschaften). 

Weiter wurden wichtige Informationen auf Internetseiten 
veröffentlicht. ' 

Quantitative Entwicklung des 
Sofortprogramms 

Die im Sofortprogramm angebotenen Maßnahmen wurden 
von den Jugendlichen und den Trägern gut angenommen 
und die Orientierungsgrößen für die Artikel 3, 4, 7, 9 zum 
Teil weit übertroffen. (Abbildung 1). Bis Ende September 

1999 haben fast 188.000 Jugendliche Angebote wahrge­

nommen. ' 
Bereits im März wurden die vorgesehenen Teilnehmerzah­
len für di e Artikel 3, 4 und 7 überschritten. Die unter Arti­

kel 3 und 7 durchgeführten Trainingsmaßnahmen sind 
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meist kurzfristig angelegt und wurden häufig anderen 
Maßnahmen vorgeschaltet Die Zahl der Teilnehmer an ei­

ner außerbetrieblichen Ausbildung stieg bis zum vorgese­

henen Ausbildungsbeginn (I . April) stark an und erreichte 
im Mai mit 25.500 ihren höchsten Stand (Orientierungs­
größe 10.000 !). Im September befanden sich knapp 23.300 
junge Erwachsene in einer außerbetrieblichen Ausbildung 
(Abbruchquote 16%). Die Orientierungsgröße von 20.000 
Qualifizierungs-Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen wurde im 
Mai erreicht und bis August um 50% überschritten. 

Eine andere Situation stellt sich für die Förderung von lo­
kalen und regionalen Projekten dar (Artikel 2). Ziel war es, 
bis März 3.000 und bis Jahresende insgesamt 10.000 zu­

sätzliche betriebliche Ausbildungsplätze zu schaffen.' Die 
Orientierungsgröße für März wurde erst im Juni erreicht. 
Bis Ende September sind aber bei hohen Steigerungsraten 
knapp 6.500 zusätzliche Lehrstellen gewonnen worden. 
Die Maßnahmen zu den Artikeln 5, 6, 8, 10, 11 verzeichnen 
einen vergleichsweise geringen Zustrom. Die Orientie­
rungsgrößen sind zum Teil bis September noch nicht er­
reicht worden (vgl. Abbildung 2) . 

Erste Ergebnisse der Begleitforschung 

Förderung von lokalen und regionalen 
Projekten (Artikel 2) 

Das Ziel, das betriebliche Ausbildungsangebot auszu­
schöpfen und zusätzliche betriebliche Ausbildungsplätze 
zu mobilisieren, soll u.a. durch regionale Ausbildungsver­
bünde erreicht werden, aber auch durch die Aktivierung 
von Betrieben mit ausländischen Inhabern, Betrieben in 
neuen technologieintensiven Branchen und von Betriebs­
gründern. Neue Konzepte und Aktivitäten sind anzuregen 

und zu fördern. 
Im April wurden bereits in mehr als der Hälfte der Bezirke 

regionale Projekte gefördert. 

UMSETZUNG 

Die Arbeitsämter nutzten vor allem die direkte Ansprache 
der Betriebe. Zu etwa zwei Drittel wurden dazu - meist 
über die Industrie- und Handelskammer, Handwerkskam­
mer oder Kreishandwerkerschaft - Akquisiteure eingestellt; 

einige speziell für den Kontakt zu ausländischen Betrieben. 
In zwei Städten wurde eine Kontaktstelle für Betriebe mit 
ausländischen Inhabern eingerichtet. 

WIRKUNG 

Erst seit dem späten Frühjahr sind verstärkt Lehrstellen zu 
verzeichnen. Dies zeigt, dass die Arbeitsämter zu Beginn 
mehr Zeit für die Planung und Umsetzung von regionalen 

und lokalen Projekten benötigten. Von einigen Arbeitsäm-



tern wurde explizit der kurzfristig abzudeckende Hand­
lungsbedarf als Grund genannt, warum (noch) keine regio­

nalen Projekte gestartet werden konnten. Weiterhin wur­
den fehlendes Interesse von Betrieben an Ausbildungsver­
bünden, eine zu geringe Anzahl ausbildungsgeeigneter Ju­
gendlicher, vorhandene Kapazitäten bestehender Aus­
bildungsverbünde und Probleme bei der Mitarbeit von 

Kammern angeführt. 
Die Entwicklung zeigt ein günstiges Kosten-Nutzen-Ver­
hältnis, da die Zahl der neuen Lehrstellen überproportio­

nal zur Zahl der geförderten Maßnahmen ansteigt. Hält der 

Trend an, ist bis zum Ende des Jahres noch ein deutlicher 
Zuwachs an Lehrstellen zu erwarten (vgl. Abbildung 3). 

Aus den Daten der Bundesanstalt für Arbeit geht hervor, 
dass mehr als die Hälfte als Kombinationsmaßnahmen (z. B. 
neuer Ausbildungsverbund in Kooperation mit ausländi­
schen Betrieben) gefördert wurden. Dabei konnten im 

Durchschnitt pro Maßnahme 35 zusätzliche Ausbildungs­
plätze geschaffen werden. Etwa jedes fünfte Projekt schafft 

einen neuen Ausbildungsverbund bei 12 betrieblichen 
Lehrstellen pro Neugründung (Stand September 1999). 
Frauen in zukunfts- und technikorientierten Berufen sowie 

benachteiligte Jugendliche und junge Erwachsene mit aus­
ländischer Staatsangehörigkeit sollten gezielt unterstützt 
werden. Bisher ist bei diesen Maßnahmen eine starke Ge­

wichtung des Benachteiligtenaspektes zu erkennen. Die 
Vermittlung von jungen Frauen in zukunfts- und technik­

orientierte Berufe gelang bundesweit nur selten. 

Trainingsprogramm für noch nicht vermittelte 
Bewerberinnen und Bewerber (Artikel 3) 

Eine verbreiterte und vertiefte Berufswahlorientierung, ein 

Abbildung 1 Entwicklung des monatlichen Bestands an Maßnahmen im 
Sofortprogramm 

Januar Februar März April Mai Juni 

11 1111 1111111111111 

......... 

Förderung regionaler Projekte (Artikel 2): 
Anzahl der gewonnenen Lehrstellen 

Trainingsmaßnahmen (Artikel 3) 

Außerbetriebliche Ausbildung (Artikel 4) 

Nach· und Zusatzqualifizierung (Artikel 7) 

Qualif izierungs-ABM (Artike l 9) 

Summe der Maßnahmen nach Art ike l 2, 
3, 4, 7, 9 

Alle Maßnahmen des Sofortprogramms 

·············•· 

Juli August September 

gezieltes Bewerbungstraining, eine fundierte Eignungsfest- Abbildung 3 Entwicklung des betrieblichen Lehrstellenangebots durch die 

stellung und Beratung sowie Betriebspraktika sollen die Förderung von regionalen und lokalen Projekten (Artikel 2) 

Vermittlungschancen von prinzipiell ausbildungsgeeigne-
ten Jugendlichen verbessern. 
Artikel 3 wurde in 44 Arbeitsämtern in vierzehn Bundes­
ländern (davon neun in den neuen Ländern) evaluiert. Bis­

her konnten beispielhaft 41 Konzepte für Trainingsmaß­
nahmen ausgewertet werden. 

UMSETZUNG 

Es sind keine grundsätzlich neuen Ansätze oder Inhalte für 
Trainingsprogramme zu erkennen. Die Mehrzahl der Trä­
ger stellt zunächst die Eignung und Leistungsfähigkeit der 
Jugendlichen fest und hilft dabei, den Berufswunsch mit 
den Anforderungen des Berufes abzugleichen; ggf. werden 
Alternativen aufgezeigt. Die Teilnehmer sollen Zutrauen zu 
ihren eigenen Fähigkeiten gewinnen. 
Zur Orientierung werden berufskundliehe Informationen 

vermittelt, die meisten Träger erteilen Stütz- und Förderun­

terricht, da die Teilnehmer vielfältige schulische Defizite 
aufweisen und häufig erheblich sozial benachteiligt sind. 

- Anzahl der Maßnahmen 
Anzahl der gewonnenen Lehrstellen 

5000 
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.I J 0 -- -· • • 111 • 
Februar März April Mai Juni Jul i August September 
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Art ikel 5, 6, 8 10 
und 11 24,6 % 

Qualif izierungs-A8M 
(Artikel 9) 25.2% 

Trainingsprogramm 
(Artikel 3) 1,3% 

100 % 

Lehrstellen 
(Artikel2) 
6

· 
1 

% I Außerbetriebliche 
Ausbildung 
(Artikel 4) 22,0 % 

Nach- und Zusatz­
qualifizierung 
(Artikel 7) 20,9 % 

n..,.,.....---....... 

Abbildung 2 Fördermaßnahmen des Sofortprogramms- Bestand der Maßnahmen 
im September 1999 (in Prozent) 

Unterrichtet wird in Deutsch, Rechnen und Sozialkunde; 

ferner werden Sozialkompetenz und sog. Arbeitstugenden 

vermittelt. Zusätzlich wird sozialpädagogische Betreuung 

und Beratung angeboten. Es wird versucht, die jungen Er­

wachsenen in gesellschaftliche Abläufe einzuführen und ih­

nen dafür Selbstvertrauen und das nötige Know-how zu ge­

ben. Ebenfalls häufig angeboten wird ein Bewerbungstrai­

ning, das vielfach auch Kenntnisse in der EDV vermittelt. 

Auch Betriebspraktika von unterschiedlicher Dauer sind in 

den meisten Trainingsmaßnahmen enthalten. 

WIRKUNG 

Die Nachfrage nach Trainingsprogrammen war höher als 

erwartet. Die Eintritte von ca. 20.000 Jugendlichen bis 

September lagen um 8.000 über der Orientierungsgröße. 

Mehr als die Hälfte der Teilnehmer hat danach eine außer­

betriebliche Ausbildung aufgenommen. In den neuen Län­

dern waren dies fast drei Viertel, in den alten gut 40%. Für 

die untersuchten Regionen gilt, dass bisher jeder fünfte Ju­

gendliche in eine betriebliche Berufsausbildung eingemün­

det ist (neue Länder: jeder Zwanzigste; alte Länder: jeder 

Vierte). Etwa jeder Zwanzigste hat eine Arbeitsstelle ange­

treten. 

Erstes Ausbildungsjahr in außerbetrieblicher 
Ausbildung (Artikel 4) 

Ausbildungsfähigen Jugendlichen soll eine Ausbildung in 

einem anerkannten Ausbildungsberuf in einer außerbe­

trieblichen Einrichtung angeboten werden, den sie dann in 

einer betrieblichen Ausbildung beenden könnten. Sollte 

dies nicht gelingen, kann die außerbetriebliche Förderung 

fortgesetzt werden. 

Die Betrachtung basiert auf 21 Telefoninterviews, die im 

Juni mit ausgewählten Trägern durchgeführt wurden. 
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UMSETZUNG 

Der praktische Teil der Ausbildung wird von Trägern und 

Betrieben gemeinsam durchgeführt. Die Zeitanteile, die die 

Auszubildenden dort jeweils verbringen, unterscheiden sich 

nach Ausbildungsberufen; in einigen Handwerks- und 

freien Berufen verbringen sie mit 70-80% deutlich mehr 

Zeit in Betrieben; in dienstleistungsorientierten Berufen je­

weils zur Hälfte bei Trägern und Betrieben. 

Tendenziell weisen Teilnehmer in den neuen Ländern ein 

höheres Bildungsniveau auf. In den alten Ländern befin­

den sich mehr Jugendliche ohne Hauptschulabschluss und 

auch "benachteiligte" Jugendliche in den Maßnahmen.'0 

Die vier Berufe, in denen am häufigsten ausgebildet wird, 

nehmen einen Anteil von mehr als 50% ein, wobei das Be­

rufsfeld "Wirtschaft und Verwaltung" am stärksten vertre­

ten ist. In diesen Berufen (Verkäufer/-in, Bürokaufmannt 

Bürokauffrau, Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel, Kauf­

mann/Kauffrau für Bürokommunikation) stellen weibliche 

Jugendliche drei Viertel der Teilnehmer. Umgekehrt liegt 

der Anteil männlicher Jugendlicher in den gewerblich­

technischen Berufen höher. Hier befinden sich auch die 

höchsten Anteile an ausländischen Jugendlichen. Jugend­

liche - vor allem auch junge Frauen - in innovativen und 

zukunftsträchtigen Berufen auszubilden (z. B. neue Medien­

und IT -Berufe), wurde angestrebt, all erdings auch hier nur 

vereinzelt erreicht. Solche Beispiele werden auf ihre Über­

tragbarkeit überprüft und ggf. verbreitet. 

WIRKUNG 

Die Arbeitsverwaltungen und Träger konnten trotz des 
knappen Zeitrahmens durch Ausweitung vorhandener För­

derstrukturen und Konzipierung neuer Maßnahmen relativ 

rasch ein umfangreiches Angebot herstellen. Die Orientie­

rungsgröße ( 10.000) wurde im März diesen Jahres erreicht 
und im April mit circa 26.000 Eintritten weit überschrit­

ten. Zum Teil mündeten die Jugendlichen aus Trainings­

maßnahmen in eine außerbetriebliche Ausbildung ein. Nur 

sehr wenige Jugendliche haben ihre außerbetriebliche Aus­

bildung beendet, um eine betriebliche Lehrstelle anzutre­

ten. Darüber hinaus ist die Zahl der bereits fest vereinbar­

ten als auch der erwarteten Überleitungen in eine reguläre, 

betrieblich finanzierte Ausbildung relativ gering. In den 

neuen Ländern tendieren die Übergänge gegen Null, in den 

alten Ländern gelingt dies bei etwa einem Viertel der Teil­

nehmer. 

Auf die Frage, ob mit dem Sofortprogramm zusätzliche be­

triebliche Ausbildungsplätze geschaffen werden können, 

äußerten sich Träger aus den neuen Ländern sehr skeptisch. 

Es gäbe nicht genügend betriebliches Ausbildungsplatzpo­

tenzial und mit den bereits laufenden Förderprogrammen 

seien alle Möglichkeiten ausgeschöpft. In den alten Län­

dern kam die Hälfte der Träger zu der Einschätzung, dass 

damit zusätzliche betriebliche Ausbildungsplätze geschaf­

fen werden. 



Nach- und Zusatzqualifizierung (Artikel 7) 

Durch bedarfsgerechte Weiterbildungsmaßnahmen sollen 

die Integrationschancen von arbeitslosen jungen Menschen 

in den Arbeitsmarkt verbessert werden. Der Schwerpunkt 

liegt dabei auf Nach- und Zusatzqualifizierung. Die ersten 

Befunde zur Umsetzung und Wirkung basieren auf den er­

wähnten Interviews mit Mitarbeitern in 60 Arbeitsämtern 

sowie auf ergänzend ausgehändigten Materialien. 

UMSETZUNG 

Die Arbeitsämter haben unterschiedliche Schwerpunkte ge­

setzt: Entscheidend waren die regionalen Zielgruppen und 

ihr spezifischer Qualifizierungsbedarf sowie Aufbau, Ab­

lauf und Inhalt der Maßnahmen, ergänzt durch förderpoli­

tische Prioritäten. Dies führte dazu, dass hauptsächlich Zu­

satzqualifizierungen (in der Regel modular aufgebaut) ge­

plant und angeboten wurden. Modulare und zertifizierte 

Nachqualifizierungsmaßnahmen, die auf einen anerkann­

ten Berufsabschluss zielen, wurden weniger genutzt: 

Eine Besonderheit des Artikels besteht in der Zusammen­

arbeit der Arbeitsämter mit den Sozialämtern, um Benach­

teiligte für eine Teilnahme am Programm zu gewinnen. 

Über die weitere Verteilung der Teilnehmer auf die eigent­

lichen Fördermaßnahmen wurde dabei in vorgeschalteten 

Trainingsmaßnahmen entschieden. 

Die Arbeitsämter nutzten ihre Erfahrungen aus der 

langjährigen Zusammenarbeit mit der regionalen Träger­

landschaft. Begründet wurde dies vor allem mit dem vor­

gegebenen Zeit- und Termindruck. Nur in wenigen Fällen 

arbeitete man mit neuen Trägern zusammen und ent­

wickelte neue Konzepte. 

WIRKUNG 

Inwieweit Jugendliche langfristig einen Berufsabschluss er­

reichen oder über eine Zusatzqualifizierung einen Arbeits­

platz gefunden haben, lässt sich noch nicht beurteilen. An­

gesichts der Nachfrage und der Vermittlungspraxis der Ar­

beitsämter scheint der Bedarf an Nach- und Zusatzqualifi­

zierungen hoch zu sein: Mit fast 21.000 Eintritten zur För­

derung der beruflichen Weiterbildung und mehr als 40.000 

Eintritten in die vorbereitenden Trainingsmaßnahmen 

wurde die vorgesehene Teilnehmerzahl (25.000) weit über­

schritten (Stand September 1999). 

Qualifizierungs-Arbeitsbeschaffungsmaßnah­
men (Artikel 9) 

Durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mit integrierter be­

ruflicher Qualifizierung (mindestens 30% und höchstens 

50% Zeitanteil) sollen längerfristig arbeitslose Jugendliche 

Praxiserfahrung sammeln und auf dem Arbeitsmarkt ver­

wertbare berufliche Kenntnisse erwerben. 

UMSETZUNG 

Der geförderte Personenkreis umfasst junge Aussiedler, Ju­

gendliche ausländischer Herkunft, junge Frauen und Müt­

ter, die den (Wieder)Einstieg in das Berufsleben suchen, be­

hinderte Jugendliche und generell arbeitslose Jugendliche, 

die aus unterschiedlichen Gründen (z. B. persönliche Schul­

oder Ausbildungs- und Motivationsdefizite) auf dem re­

gulären Arbeitsmarkt nicht vermittelbar sind. Die Ar­

beitsämter haben Schwerpunkte gesetzt. Es wurden Arbei­

ten in Tätigkeitsfeldern gefördert, die einerseits "im öffent­

li chen Interesse" der Region liegen und andererseits die 

Zielgruppe motivieren konnten. Es gab Kooperationsver­

einbarungen von Kommunen, Kammern, Betrieben, Schu­

len sowie Sozial- und Jugendämtern. Ein wesentliches Kri­

terium für die Auswahl war, dass die Tätigkeitsbereiche 

(z. B. im Umweltschutz, Garten- und Landschaftsbau, Holz­

und Metallbearbeitung, Dienstleistungen, Kultur) mit be­

ruflichen Qualifizierungsanteilen sinnvoll verbunden wer­

den konnten. Vermittelt werden sowohl Grundlagen als 

auch Qualifikationen auf höherem Niveau und/oder spezi­

fische auf dem Arbeitsmarkt gefragte Zusatzqualifikatio­

nen z. B. EDV, Geräteführerscheine u. Ä. Berücksichtigt 

wurden weiterhin besondere Qualifizierungsmodalitäten 

(Modularität, Praxisanteile, Übernahmechancen aus Prak­

tika) und arbeitsmarktpolitische und/oder soziale Zielset­

zungen {Integration von Rand- und Problemgruppen). 

WIRKUNG 

Aussagen zum Erfolg sind noch nicht möglich. Deutlich er­

kennbar ist eine hohe Nachfrage. Bei einer Orientierungs­

größe von 20.000 Teilnehmern sind bis September ca. 

32.000 Jugendliche in Qualifizierungs-AHM eingetreten. 

Schlussfolgerungen und Perspektiven 

Das Programm hat in den ersten Monaten bereits positive 

Wirkungen gezeigt: Es wurde von den Jugendlichen gut 

angenommen und hat neue Perspektiven eröffnet. Damit 

hat sich die öffentlich diskutierte Vermutung, die Jugend­

lichen hätten kein Interesse an der Teilnahme, als haltlos 

erwiesen. Stattdessen konnten in einzelnen Arbeitsämtern 

nicht einmal alle Bewerber berücksichtigt werden. In den 

ersten neun Monaten diesen Jahres haben 188.000 Ju­

gendliche ein Angebot wahrgenommen - eine Zahl, die 

selbst optimistische Erwartungen übersteigt. 

Die Bundesanstalt für Arbeit geht in ihrer Arbeitsmarktsta­

tistik für September jedoch davon aus, dass der Anstieg der 

Zahl der bei den Arbeitsämtern gemeldeten Lehrstellen um 

25.000 auf 629.000 gegenüber dem vorherigen Jahr allein 

aufgrund der im Rahmen des Sofortprogramms angebote­

nen außerbetrieblichen Ausbildungsstellen zu verzeichnen 

ist (September: 23.300). Da durch regionale und lokale 

Projekte (Artikel 2) aktuell fast 6.500 zusätzliche betrieb­

liche Ausbildungsplätze geschaffen worden sind, liegt der 

I 
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BLICKPUNKT 

Schluss nahe, dass im gleichen Zeitraum andere Betriebe 

ihr Ausbildungsplatzangebot abgebaut haben. 

Das Sofortprogramm stellt unterschiedliche Angebote für 

Jugendliche bereit. Sie unterscheiden sich deutlich hin­

sichtlich ihrer Zielsetzung, der Dauer, des individuellen 

Nutzens und der Kosten. Ein beachtlicher Teil der Kurse ist 

mittlerweile abgeschlossen, andere haben eben begonnen 

oder befinden sich noch in der Planung, sodass derzeit ca. 

106.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer registriert sind. 

Im ersten Halbjahr lag der Schwerpunkt bei den Trainings­

maßnahmen. Sie bildeten in vielen Fällen eine Brücke zwi­

schen Schule und Berufsbildung (Artikel 3) . Ein weiterer 

Aspekt liegt im Angebot nachträglicher und zusätzlicher 

Qualifizierung (Artikel 7) . 

Die Wirksamkeit hängt entscheidend ab von den Übergän­

gen nach Abschluss der Kurse und Angebote. Dabei gab es 

deutliche Probleme: Die Integration in eine betriebliche 

Ausbildung war nicht allein wegen des betrieblichen Aus­

bildungsplatzmangels schwierig, sondern auch aufgrund 

des vorgerückten Ausbildungsjahres. Angebote nach Arti­

kel 4 (außerbetriebliche Ausbildung im ersten Jahr) kom­

pensierten einen Teil des Mangels. Dieser führte wesentlich 

zu der weit über der Orientierungsgröße liegenden Zahl der 

realisierten Angebote von 27.800 Jugendlichen. 

Allerdings wird der Wechsel der Jugendlichen nach dem 

ersten Ausbildungsjahr auf einen betrieblichen Ausbil­

dungsplatz voraussichtlich nur wenigen möglich sein. Vor 

allem in den neuen Bundesländern herrscht ein hohes Maß 

an betrieblichem Ausbildungsplatzmangel, auch für Ju­

gendliche mit guten Schulabschlüssen. Deshalb ist dort 
auch ein größerer Anteil an Jugendlichen mit höheren Bil­

dungsabschlüssen in den Maßnahmen nach Artikel 4 an­

zutreffen. Die als Ersatz für die betriebliche Überleitung 

vorgesehene Weiterführung der außerbetrieblichen Ausbil­

dung führt zu entsprechenden Folgekosten im Sofortpro­

gramm. 

Anmerkungen 

I Die Za hl 100.000 markiert das 

Z iel, tatsächlich ergeben die 

ein ze lnen Maßnahmen in der 

Summe 113 .000 Plätze. 

2 Berufsbildungsbericht /999, 

s. 8 

3 Sofo rtprogramm der Bundesre­

gierung zum Abbau der Jugend ­

arbeitslos igkeit- Ausbildung, 

Qualifizierung und Beschäfti­

gung Jug endlicher vo m 25 . 

Nove mber 1998. In BWP-spez i­

al , Nr. 6, /999, S. 19-38 

4 Weitere Projektmitglieder: 

Harald Brandes, Angela Menk 

und Reinhard Selka 

5 Das In stitut für Arbeitsmarkt­

und Berufsforschung der Bun ­

desanstalt für Arbeit führt 

10 BiBB. BWP 6/1999 

I 

folgend e Einzelprojekte durch: 

Panelbefragung von Teiln eh­

mern am Sofortprogramm, qua­

litati ve Befragung von 70 Teil­

nehmern , Evaluierung in 10 

A rbei tsamtsbez irken, Im age des 

Sofortprogramms in der Öffent­

lichkeit, Deutsc he Teils tudie im 

Rahmen der internationalen 

Forschungskooperation .. Youth 

unemploy ment and social 

erclusion in Europe ", Teilneh­

merdatenbank. 

Bisher hat das BIBB vier Zwi­

sc henberichte vorgelegt: e in 

erster Bericht zu m Artikel 2 

(Mai , August 1999), sowie drei 

Berichte zu den Artikeln 3, 4 

sowie 7 und 9 {Juli 1999]. 

BegZeitfor­

schung macht 

Probleme 

deutlich 

Die Begleitforschung hat 

die Notwendigkeit deutlich 

gemacht, die unterschiedli­

chen Maßnahmen, Ange­

bote und Aktivitäten vor 

Ort zu koordinieren. Dieser 

Gedanke ist bereits in Arti­

kel 2 enthalten. In dessen 

Zentrum steht die Entwicklung regionaler Netzwerke zur 

Erweiterung des betrieblichen Ausbildungsplatzangebotes. 

Ausbildungsverbünde können hierzu als positives Beispiel 

hervorgehoben werden. Allerdings ist eine Konzentration 

auf neue und zukunftsträchtige Berufe - insbesondere für 

junge Frauen - dringend zu verstärken. Sie entspricht auch 

den Forderungen, die in den Gesprächen im Bündnis für 

Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit erhoben 
wurden ]\ . 

Den anspruchsvollen, auf eine längerfristige Wirkung aus­

gerichteten Zielen entsprechend wurde für die Entwicklung 

regionaler Projekte eine längere Anlaufphase benötigt. An­

sonsten konnten die Arbeitsämter ihre langjährigen Erfah­

rungen aus der Zusammenarbeit mit den Trägern umset­

zen. Recht bald wurde der Netzwerkgedanke - in Form von 

Workshops, Trägerkonferenzen eingesetzt - eine wichtige 

Basis für die Gewinnung zusätzlicher betrieblicher Ausbil­

dungsplätze mit Hilfe regionaler Projekte. Hier sind in den 

letzten Monaten auch bereits größere Zuwächse zu ver­

zeichnen (zurzeit ca. 6.500). Die Orientierungsgröße von 

10.000 zusätzlichen Ausbildungsplätzen könnte noch bis 
Jahresende erreicht werden. Wegen der Nachhaltigkeit der 

gewonnenen Ausbildungsplätze ist bei der Fortsetzung des 

Sofortprogramms im nächsten Jahr die Unterstützung der 
regionalen und lokalen Projekte eine wesentliche Bedin­

gung. • 

6 Wirtschafts- und So z ialfor­

schung (WSF), In stitut fü r 

So z ialwissenschaftliche Bera ­

tung {ISOB] sowie um S igrid 

Kümmertein und Rolf Raddatz 

7 Z um Beispi el stehen unter der 

Adresse www.sofortp rogramm. 

bibb.de statistische Informatio ­

nen bereit, di e vo r allem von 

regionalen Projekten und lnitia ­

ti llen genutzt werden sollen. 

Unter www.berufsbildung .de 

können nachahmenswerte 

.. Good-Practice "-Beispiele 

abgefragt werde n. Weitere 

Informationen , wie etwa Kurz­

profile aller Ausbildungsberufe, 

finden sich auf der Hornepage 

des BJBB (www.bibb.de) . 

8 A ufgrund der unterschiedlichen 

Erhebungssystematik sind die 

nach Artikel 2 geschaffenen 

Ausbildungsstellen in den 

s ummierten Angaben zum 

Sofortprogramm nicht entha l­

ten (Au sna hm e: Abb ildung I). 

9 Vgl. BWP 28 (1999) I , Beilage 

BWP-spez ial Nr. 6 , S II 

10 Nach Angaben der Bundesan­

s talt für Arbeit haben zwei von 

fünf Teilnehmern einen Haupt ­

schulab schluss , über die Hälfte 

der Jug end lich en einen mittle ­

ren oder hö.heren Abschluss. 

II Ergebnisse des Sp itzengesprächs 

vom 6. Juli /999, veröffent­

licht vom Presse- und Informa ­

tionsamt der Bundesregierung 



FACHBEITRAG 

Deiphi als ein Planungsinstrument 
der Berufsbildungsforschung? 
Erste Ergebnisse einer BIBB-Studie 

.... Deiphi-Befragungen gelten als brauchbare 

Methode, wenn Experten sich zur Zukunft 

äußern sollen. Nach den bisherigen Untersu-

chungen wird die Entwicklung in der beruf-

Iichen Bildung weitaus dynamischer verlaufen 

als im allgemeinen oder universitären Sektor. 

Die Berufsbildungsforschung hat auf diese 

Dynamik zu reagieren . Dabei müssen wichtige 

Entscheidungen getroffen werden. Wo sind 

forschungsrelevante Veränderungen zu erwar-

ten , und welche Aufgaben müssen zuerst 

angegangen werden? Keine einfachen Fragen. 

Doch was liegt näher, als die Deiph i -Methode 

auch in der Forschungsplanung einzusetzen? 

Das BIBB startete einen ersten Versuch . 

WALTER BROS/ 

Stellv. Generalsekretär des Bundesinstituts 

für Berufsbildung 

ELISABETH M. KREKEL 

Dr. phil. , Soziologin, wiss. Rätin im 

Arbeitsbereich "Bildungsökonomie, 

Kosten und Nu tzen", BIBB 

JOACH/M GERD ULRICH 

Dr. rer. pol., Dipi.-Psych., wiss. Rat im Arbeits­

bereich "Qualifikationskonzepte, Fachkräfte­

beda rf, Qualifizierungsstra tegien", BIBB 

Nutzen von Deiphi-Untersuchungen 

In Zeiten des Wandels und der Unsicherheit treibt der 
Wunsch, die Glaskugel hervorzuholen und in die Zukunft 

zu schauen, dicke Blüten. Die alten Griechen härten auf 

Pythia im Apollontempel zu Delphi. In der Moderne haben 
die Wissenschaftler die alten Seher abgelöst. Bevorzugte 

Methode der Wahl : die sogenannte Delphi-Befragung. Der 
Name erinnert noch an die Wirkungsstätte der berühmten 
Seherin, doch es verbirgt sich dahinter nichts Mythisches 
mehr: In der Regel wird ein Fragebogen entwickelt, der un­
terschiedlichste Hypothesen zur zukünftigen Entwicklung 

enthält. Diese Hypothesen werden dann von ausgesuchten 
Experten beurteilt. Sie geben an, was sie für wahrschein­

lich und wichtig halten. In einer weiteren Runde werden 
dann die Experten über die Antworten ihrer Kollegen in­
formiert. Sie sollen damit die Chance erhalten, die eigenen 
Antworten zu überdenken und gegebenenfalls zu korrigie­

ren . Dahinter steckt die Vermutung, dass mit steigender 
Einheitlichkeit des Urteils der Experten die Trefferquote 
richtiger Vorhersagen zunimmt.' Dies ist die klassische 
Vorgehensweise. ' So oder mit leichten Variationen wurde 
es auch in den bisherigen Deiphi-Untersuchungen im Bil­

dungsbereich gemacht - in der BWP-Ausgabe 6/98 wurde 
bereits darüber berichtet. ' 

Aber dürfen wir überhaupt davon ausgehen, dass die Wis­
senschaftler heute so viel treffsicherer als die früheren Pro­
pheten Zukunft vorhersagen können? Ist das Ganze nicht 
in Wirklichkeit viel komplizierter geworden, da sich die Be­
gleitumstände hierfür - man denke an den immer schnel­
leren Wandel in der Technik - doch so erheblich erschwert 
haben? Unsere moderne Bildungsphilosophie lautet doch 
geradezu, die Jugendlichen auf eine berufliche Zukunft 
vorzubereiten, die in ihrer Entwicklung selbst nicht vor­
hersehbar sei. Ist die Deiphi-Methode also nicht doch nur 
ein bloßer Mythos, der allein von den offenbar unzerstör­
baren Sehnsüchten des Menschen nach Einblick in die Zu­
kunft lebt? Tatsächlich endeten viele frühere Vorhersagen, 
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FACHBEITRAG 

wie "Der Spiegel" in etwas salopper Form formulierte, in 

einem ziemlichen "Debakel": Prophezeiungen im Bereich 

der Technik hätten sich nur selten bewahrheitet (z. B. für 

1990: Wetterkontrolle und regional machbare Wetterbeein­

flussung, 1982: bemannte, ständige Mondstationen). Ei ­

gentlich sei die Methode tot, aber im Zuge "der neu ent­

standenen Wissenschafts- und Technologiegläubigkeit" 

wieder ausgegraben worden. ' 

Deiphi-Methode 

Eine von amerikanischen Wi ssen schaft-

lern entwickelte Prognosetechnik . Wäh­

rend bei dem berühmten Orakel in Dei-

phi die Pythia al s Medium des Gottes 

Apollon diente und die Fragen von Rat 

Suchenden beantwortete, sollen heute 

mit Hilfe von Expertenbefragungen Aus­

sagen über die Zu kunft gew onnen w er­

den. ln mehreren (meist bi s zu drei ) 

Befragungsrunden werden Informationen 

von den Experten gewonnen und wieder 

an diese zurückgespielt 

Die Kritiker der Zukunfts­

forschung haben sicherlich 

Recht: Man muss sich über 

den Sinn einer Deiphi-Stu­

die Gedanken machen. Man 

sollte aber nicht allzu 

schnell den Stab brechen. 

Denn selbst wenn man hin­

sichtlich Trefferquote der 

"modernen Priester" durch­

aus skeptisch sein sollte und 
getrost davon ausgehen 

darf, dass die Berufsbildung 

im Jahr 2020 in vielen 

Punkten anders aussehen 

wird als im Jahr 1998 ver­

mutet, ist eine Deiphi-Befra-

gung nicht nutzlos. Denn genau genommen geht es gar 

nicht so sehr darum, zutreffende Aussagen über die Zukunft 

zu entwickeln, sondern darum, Aussagen über die Gegen­

wart zu gewinnen: nämlich darüber, wie sich Experten ge­

genwärtig die Zukunft vorstellen. Dies ist ein feiner, aber 
wichtiger Unterschied. Er verweist zugleich darauf, dass 

Deiphi-Expertisen nur dann ihre Berechtigung haben, wenn 

sie ihren Nutzen bereits in der Gegenwart finden. Als Nutz­

nießer kommen dabei alljene Personen und Institutionen 

in Betracht, die zukunftsorientiert Entscheidungen treffen 

müssen und dabei die beraterische Hilfe von Experten her­

anziehen möchten. In diesem Sinne trägt Deiphi dazu bei, 

die Legitimität politischen Handeins zu stärken. Die Alter­
native wären intuitive, ratlose und willkürliche Entschei­

dungen. ' 

Wir sehen die Stärken des Deiphi-Ansatzes gerade darin: 

eine größere Gruppe von Experten mit einem ökonomisch 

handhabbaren Befragungs- und Feedbackverfahren in ei­

nen systematischen Beratungsprozess einzubinden. Worauf 

sich diese Beratung bezieht, ist variabel: Es kann sich z.B. 

um erwartete Entwicklungen in der Wirtschaft, Bildung 

und Technik oder auch um die zukünftigen Kernaufgaben 

eines Unternehmens handeln. Die Bildung ist aufgrund ih­

res investiven, auf die Bewältigung von Zukunft ausge­

richteten Charakters sicherlich ein typisches Delphi-Thema. 

Das BIBB entschloss sich, Möglichkeiten und Nutzen des 

Deiphi-Ansatzes für die Identifizierung zukünftiger For­

schungs- und Entwicklungsaufgaben in der beruflichen 

Bildung zu überprüfen . 
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Deiphi als Instrument der 
Forschungsplanung 

Ende 1998 wurden Mitarbeiterf-innen des BIBB gebeten, 

Ideen und Vorschläge für zukünftige Forschungs- und Ent­

wicklungsaufgaben im Bereich der beruflichen Bildung zu 

formulieren. Ausdrücklich wurde dazu aufgefordert, der 

Kreativität in dieser ersten Delphi-Runde breiten Raum zu 

lassen und auch neue, vielleicht zunächst ungewohnt an­

mutende Pfade zu beschreiten. Ziel der ersten Delphi­

Runde war es, ungefiltert ein breites Spektrum an Ideen 

abzuschöpfen; die Phase der Selektion und Bewertung war 

der zweiten Runde vorbehalten. An dieser ersten Runde be­

teiligten sich 136 Mitarbeiterf-innen. Im Durchschnitt 

machten sie jeweils fünf und insgesamt 688 Vorschläge 

zukünftiger Forschungs- und Entwicklungsaufgaben. 

Zur Vorbereitung der zweiten Runde wurden die Vorschläge 

auf Doppelungen hin überprüft und gegebenenfalls über­

arbeitet. Damit blieben 499 Ideen übrig, die - auf insge­

samt 28 verschiedene Themenbereiche aufgeteilt - als 

Items in einen standardisierten Fragebogen überführt und 

so an die BIBB-Experten zurückgekoppelt wurden. ' Die an­

gesprochenen Themenbereiche deckten das gesamte Feld 

der heutigen Berufsbildungsforschung ab. Die BIBB-Mitar­

beiterf-innen wurden nun gebeten, jeden einzelnen Vor­

schlag einzuschätzen hinsichtlich des bisherigen For­

schungsstandes, der Wichtigkeit des Themas für die Fort­

entwicklung der beruflichen Bildung sowie des Zeitpunkts, 

wann die Forschungs- oder Entwicklungsaufgabe spätes­
tens in Angriff genommen werden sollte (siehe Abb. !). Ins­

gesamt bearbeiteten 61 Mitarbeiterf-innen den Fragebogen. 
Die Teilnahme war freiwillig. Der Rücklauf lag bei rund 

45%, dies war angesichts der ungewöhnlichen Länge des 

Fragebogens mit rund 37 Seiten ein recht gutes Ergebnis. 

In der dritten Delphi-Runde wurden die Antworten der 

Teilnehmer an alle BIBB-Mitarbeiterf-innen zurückgekop­

pelt und für eine institutsinterne Diskussion zur Verfügung 
gestellt. Nachfolgend werden 30 Forschungs- und Ent­

wicklungsvorschläge aus der zweiten Runde vorgestellt, die 

als besonders wichtig für die Fortentwicklung der beruf­

lichen Bildung eingestuft wurden. 

Ergebnisse aus der zweiten Delphi­
Runde: Wichtige Forschungsaufgaben 
der Zukunft 

Die 30 Vorschläge, die auf der Skala zur Erfassung der 

Wichtigkeit (vgl. Abb. I) die höchsten Durchschnittswerte 

erzielten, lassen sich im Wesentlichen drei Themenkreisen 

zuordnen. So wurden zum einen Forschungsaufgaben zum 

Themenkomplex "Neue Qualifikationen, neue Berufe" als 



Abbildung 1 Auszug aus dem 
Fragebogen des BIBB-Delphi 

Wie ist der Stand der 
bisherigen Forschung 
oder Entwicklung? 

Wie wichtig ist das Wann sollte mit 
Thema für die der Bearbeitung 
Fortentwicklung spätestens 

Die zu beurteilenden Forschungsvorschläge 

f1nden sich in der linken Spalte. rechts die 

drei Skalen zu r Erfassung des Forschungs­

standes. der Wichtigkeit und des vorge­

schlagenen Bearbeitungsbeginns. 

der beruft. Bildung? begonnen werden? 

BiBB .. DELPHI 

Themenbereich II: 

Qualifikations- und 

Beschäftigungs-

entwicklung in 

spezifischen Bereichen 

1 Konsequenzen der Einführung 
bzw stärkeren Nutzung von 
Electronic Commerce 
(z.B lnternethandel) für 
di eb erufliche Bildun g 

2 Tätigkeitsfelder, Qualifikations­
anforderungen und über­
fach liche Qualifikat ionen in 
Caii-Centern (von der Seel ­
sorge bis hin zu Maklerdiensten 
der versch iedensten Art) 

3 Untersuchung der 
Qualifikationsentw icklungen 
in Mu ltimedia -Berufen 
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besonders dringlich eingestuft (vgl. Abbildung 2). Dazu mittelbar mit Forschung und Entwicklung selbst, sondern 

zählen z. B. die Folgen aktueller betriebswirtschaftlicher mit der Präsentation, Verbreitung und Verwendung von 

Entwicklungen für die Ausbildung und die Entwicklung Forschungs- und Entwicklungsergebnissen sowie sonstigen 

neuer Ausbildungsberufe (Outsourcing, Internet-Marketing, wichtigen Daten zu tun haben. Hier deutet sich offenbar 

Online-Shopping, Globalisierung der Märkte) oder die Qua- ein erweitertes Aufgabenverständnis der Forschung an. Un­

lifikationsentwicklung in neuen expandierenden Beschäf- ter Nutzung der neuen Medien soll eine offensivere Ver­

tigungsfeldern samt ihren Konsequenzen für die berufliche antwortung als bisher für die öffentlichkeitswirksame Ver­

Aus- und Weiterbildung. breitung der eigenen Produkte übernommen werden. So 

Weiterhin wurden jene Forschungsvorschläge als ganz be­

sonders wichtig angesehen, die sich auf aktuelle Problem­

lagen im Ausbildungsstellenmarkt und Maßnahmen zu ih­

rer Behebung beziehen. Hierunter fallt die Entwicklung von 

neuen Maßnahmen zur Förderung der Ausbildungs- und 

Übernahmebereitschaft von Betrieben ebenso wie die Über­

prüfung der Wirkung des Sofortprogramms und sonstiger 

bereits bestehender Initiativen zur Verbesserung der Aus-

bildungssituation von Jugendlichen. 

Bemerkenswert war, welch hohe Bedeutung die Befragten 

informationstechnisch gestützten Service-Aufgaben ge­

genüber Dritten zuschrieben: Aufgaben also, die nicht un-

wurden als die beiden wichtigsten Aufgaben der Aufbau 

eines interaktiven Internet-Netzwerkes "Neue Berufe" (mit 

Umsetzungshilfen für kleine und mittlere Unternehmen) 

sowie der Aufbau einer im Internet abrufbaren Informati­

onsdatenbank für ausb ildungsunerfahrene Betriebe (Tipps 

für Betriebe, die in die Ausbildung einsteigen, Verbund­

konzepte) genannt. Ganz vorne landeten auch in puncto 

Wichtigkeit die Erstellung einer berufsbezogenen Daten­

bank (so dass für jeden Ausbildungsberuf alle relevanten 

Informationen aus einer Quelle abrufbar sind), die Installa-

tion eines Servers, von dem Unterrichtsmaterialien und di­

daktische Leitfäden abgerufen werden können, der Aufbau 

eines Informationssystems im Internet mit regionalen Da­

ten zur Berufsbildung sowie die Entwicklung eines BIBB-

I 
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FACHBEITRAG 

Informationssystems für Schulabgänger und deren Eltern 

im Internet. 

Die sonstigen Forschungs- und Entwicklungsaufgaben, die 

zu den dreißig wichtigsten gezählt wurden, berühren die 

Felder Ausbildungsordnungsforschung, internationale Ver­

gleichsforschung, Evaluierung, Berufsbildungsstatistik und 

Differenzierung der Berufsbildung (vgl. Abbildung 2). 

Deiphi als Planungsinstrument der 
Forschung: Schlussfolgerungen für 
zukünftige Anwendungen 

Unseres Wissens ist die BIBB-Studie der erste Ansatz, die 

Deiphi-Methode unmittelbar zur Ermittlung zukünftiger 

Forschungs- und Entwicklungsarbeit heranzuziehen. Des­

halb interessierten uns neben den inhaltlichen Ergebnissen 

vor allem auch methodische Schlussfolgerungen aus die­

sem institutsinternen Selbstversuch. Es zeigte sich z. B., 

dass es richtig war, bei den Fragen klar zwischen der 

Wichtigkeit des Themas und dem Stand der Forschung zu 

unterscheiden (vgl. Abbildung I). Beide Aspekte hängen 

auch statistisch nur schwach zusammen: Zu einigen For­

schungsthemen liegen bereits Ergebnisse vor, zu anderen 

wiederum nicht. Relativ stark korrelieren dagegen die Ant­

worten zur "Wichtigkeit des Themas" und zum "spätesten 

Beginn der Bearbeitung". Was als wichtig eingestuft wird, 

soll in der Regel auch früher begonnen werden. Allerdings 

gibt es hier auch Ausnahmen, die nahe legen, bei zukünf­

tigen Befragungen nicht auf die Zeitschiene zu verzichten. 

Warum urteilen 

Experten bisweilen 

unterschiedlich? 

Richtig war es auch, die Ausweichkategorie "kann ich 

nicht beurteilen" anzubieten, und dies nicht nur global für 

ganze Themenblöcke, sondern bei jeder einzelnen Ein­

schätzung eines konkreten Forschungsvorschlags und hier 

wiederum gesondert nach Wichtigkeit, Stand der For­

schung und Beginn der Bearbeitung. Die Forschung und 

Entwicklung ist auf dem Gebiet der beruflichen Bildung so 

weit fortgeschritten, dass sich nur wenige Personen zu­

trauen dürften, hier eine "Universalkompetenz" zu besit­

zen . Dies gilt selbst innerhalb identischer Themenblöcke 

wie z.B. der "Bildungsökonomie". Es wäre im Übrigen ein 

Fehler, Urteilsenthaltungen einfach nur wie fehlende An­

gaben ("missing values") zu behandeln und ihren lnforma-
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tionsgehalt niedrig einzu­

stufen: So werden z. B. 

durch eine differenzierte 

Analyse der Enthaltungen 

zum "Stand der Forschung" 

wichtige Informationen 

über den Etablierungs- und 

Verbreitungsgrad eines be­

stimmten Forschungsthemas gewonnen. Zudem machten 

die Antworten der Befragten deutlich, dass klar zwischen 

"sachstandsbezogener" ("Was wurde bereits erforscht und 

erarbeitet?") und "politisch-normativer" Expertise ("Was ist 

wichtig für die Fortentwicklung der beruflichen Bildung?") 

unterschieden werden muss: Die eine Form der Enthaltung 

(zum Stand der Forschung) ist nicht zwangsläufig mit der 

anderen Form (zur Wichtigkeit des Themas) verbunden. 

Die institutsinterne Eingrenzung der Stichprobe auf BIBB­

Mitarbeiter/-innen entlastete uns von einem Problem: Die 

Ideologie des Delphi-Verfahrens ist auf Konsens hin aus­

gelegt; die Experten sollen letztendlich zu möglichst ein­

heitlichen Urteilen gelangen. Tatsächlich ist aber, dies zei­

gen die bisherigen Deiphi-Studien zur Entwicklung im 

Bildungsbereich, die Varianz im Urteil der Experten nicht 

gering und korreliert mit Herkunftsmerkmalen wie derbe­

ruflichen Funktion. Damit wird aber die Stichprobenzu­

sammensetzung bei allen Deiphi-Untersuchungen zu einem 

zentralen Thema. Denn die Gesamtergebnisse sind davon 

abhängig, aus welchen Teilstichproben von Experten sich 

der Befragtenkreis zusammensetzt. Unserer Meinung nach 

ist diesem Aspekt in den meisten bisherigen Deiphi-Stu­

dien zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt worden. Das 

Gleiche gilt für die Auswertung und einer nach Teilgrup­

pen differenzierten Analyse unter bewusster Hintanstellung 

des Konsens-Gedankens. Man wird bei einer erneuten, über 

Institutsgrenzen hinausgehenden Anwendung der Deiphi­

Methode nicht darüber hinwegkommen, differenzierte 

Strukturdaten zu den Befragten selbst zu erheben. Dabei 

darf jedoch die Möglichkeit zur anonymen Bearbeitung des 

Fragebogens nicht verloren gehen. 

Was die Ideenproduktion in der ersten Runde und somit 

die Item-Entwicklung angeht, waren die Vorschläge der 

BIBB-Mitarbeiter/-innen erfreulich zahlreich. Dennoch 

sollte bedacht werden , dass Deiphi selbst keine Kreati­

vitäts- , sondern eher eine Sammel- und Evaluationstechnik 

ist. Auch wenn Experten zur schöpferischen Ideenproduk­

tion hin aufgefordert werden, so heißt dies nicht, dass dies 

allen Experten gleichermaßen gut gelingt. Es ist unreali­

stisch, davon auszugehen, dass der Expertenstatus als sol­

cher mit einer überdurchschnittlichen Kreativität in Hin­

blick auf die Prognose zukünftiger Entwicklungen verbun­

den wäre. Deshalb sollte die Ideensammlung durch kreati­

vitätsförderliche Techniken (z. B. Szenario-Verfahren) un­

terstützt werden. Damit könnte die unterschiedliche 



Abbildung 2 Übersicht über wichtige Forschungsaufgaben aus Sicht der BIBB-Mitarbeiter/-innen* 
Quelle: BIBB-Delphi zur Entwicklung zukünftiger Forschungsfragestellungen I Wichtigkeit I Stand I zu bear-

des der beiten bis 
Themas Forschung spätestens: 

.II . Ne !Je neue Berufe __ 
• Folgen aktueller betriebswirtschaftlicher Entwicklungen für die Ausbildung und die Entwicklung 

neuer Ausbildungsberufe (Outsourcing, Internet-Marketing, Online-Shopping, 
Globalisierung der Märkte usw) 

• Qualifikationsentwicklung in neuen expandierenden Beschäftigungsfeldern: 
Konsequenzen für die berufliche Aus- und 

• Lebenslanges Lernen als gesellschaftliche Aufgabe. Welche Rahmenbedingungen 
(Institutionen, Standards, Zugänge, Mitbestimmungsebenen, Finanzierungsmodelle) sind notwendig, 
um lebenslanges Lernen zu fördern 7 

• Folgen der Ausweitung von informationstechnisch gestützten Dienstleistungen für die Berufsbildung 

• oualitikatiönstieCiärf und Rekrutierungsstrategien tiei neu gegründeten üriiernefimen 

Eieruie .unCi .ßeschäiii9urigsfeider .(z 8 elekironisdier Supermarkt) im Gefoige von Multimedia 

und technikbasierter Wissensgesellschaft 
........... ........... ........... ......... . .. . 
• Entwicklung von Instrumenten zu r Früherkennung: z. B. innovative Projekte und Modellversuche, 

regionale Qualifizierungsmaßnahmen 

• Neue [)ienstleistungen und un_d bildungspolitischen Konsequenzen 

• Sammlung von "Best practice "-Beispielen für Branchenaktivitäten bzw sonstige Aktivitäten zur 
Umsetzung von Neuordnungen/neuen Berufen in die _Praxrs (Entwrcklung eines _ ,._\fVerkzeugkaste_ns") .. 

• Welche (berufsübergreifenden) Fähigkeiten werden in der sich entwickelnden Informations- und 
Wissensgesellschaft speziel l gebraucht, und wie sind sie zu vermitteln 7 

II . z_ur Förderun!! der_Ausbildungsbereitschaft __ 
• __ Erhöhung _ und . Förderung der Ausbildungs- und Übernahmebereitschaft von Betrieben 

• Qberprüfung der Wirkungdes Sofortprogramms 

• _ Erforschung von _ Faktoren zur Erhöhung der Ausbildungsbeteiligung au_sländisc_her Unternehmen . 

• .. Umfang und Nutzen vonstaatlrchenProwammen z_ur Erhöhungdes betriebl _ Ausbildungsplatzangebots _ 

• Ermittlung der Kosten, Finanzierung und des Nutzens von 

• Policy Research : Evaluation einzelner oder Kombination mehrerer Ad-hoc-Maßnahmen 

____ Schaffung zusätzlicher Ausbi I dungsplätze 

für neue Berufe, _um dre __ _ 

_ll _ln_for_mation_stechni_s<:h gestützte 
• Aufbau eines interaktiven Internet-Netzwerkes "Neue Berufe " 

(mit Umsetzungshilfen für kleine und mittlere Unternehmen) 

• Aufbau einer im Internet abrufbaren Informationsdatenbank für ausbildungsunerfahrene Betriebe 
(Tipps für Betriebe, die in die Ausbildung einsteigen, Verbundkonzepte) 

• Aufbau einer berufsbezogenen Datenbank, die die Berufsbildungs- und Beschäftigtenstatistik mit 
Ergebnissen aus empirischen Erhebungen und qualitativen Informationen (z. B. Ausbildungsordnung) 

so zusammenführt, dass für jeden Ausbildungsberuf alle relevanten Informationen aus einer 

Quel le abrufbar sind 

• Aufbaueines Servers, von dem Unterrichtsmateria lien, didakt. Leitfäden (>tC. abgerufen wer<Jen können 

• Herstellen der Markttransparenz für Lernsoftware in der Berufsbildung: Entwicklung einer Datenbank 
und eines Informationsangebots zum multimedialen Lernen 

• Aufbauernes Informationssystems im Internet mit regionalenDatenzur Berufsbildung 

_II Sonstige Forschun!!s: und Entwicklungsaufgaben 
• Analyse und Systematisierung der derzeitigen Ansätze für neue/geänderte Strukturen 

in Ausbildungsordnungen 
.... .. ............. . .... "' ·· -- - "' 

• Systematische Beobachtung und Evaluierung ausländischer Entwicklungen in der beruflichen Bildung 
als Daueraufgabe: Wo gibt es Innovationen, Anregungen und Anstöße, die auch auf das deutsche 

Bildungssystem übertragen werden sollten? 

•• Erii;;.;i(i<iurig eines Evaluationsverfahrens fÜr und internat. PrÖ)el<te ··· 

• Entwick lung eines Konzeptes zur Modernisierungvon . 

• Aufbau einer jährlichen Statistik zur Erfassung der latenten Nachfrage von Lehrstellenbewerbern, 
die in der offiziellen Nachfrageberechnung nicht ausgewiesen werden 

• Wirkungsanalysen von Maßnahmen zur Qualifizierung und Verbesserung der Chancen 
von benachtei ligten Jugendlichen 

• Neue lernerfolgsabhängige Qualifizierungsansätze für eine differenzierte Berufsausbildung 
(z B Stufenausbildung: Optionsmodell, Durchstiegsmodell, Lerneinheiten, Module, Zusatzqualifizierung) 

* Aufgeführt sind jene 30 Vorschläge, die auf der vierstufigen Skala zur Erfassung der Wichtigkerl 

(1 =völlig unwichtig, 2 =eher unwichtig, 3 =eher wichtig, 4 =sehr wichtig) die höchsten Mittelwerte erzielten. 

Berechnungen jeweils unter Ausschluss der Personen, die sich eines Urteils enthielten ("kann ich nicht beurteilen") . 

eher/sehr 

wichtig 

96% 

91% 

90 % 
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1999 

oder 
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65% 

33% 
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32% 

34% 
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51% 
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41% 

53% 

33% 

33% 

59% 
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Befähigung der Experten zur Ideengenerierung reduziert Fazit 
und der Output insgesamt vergrößert werden. 

Notwendig sind zudem weitere konzeptionelle Überlegun­

gen in Hinblick auf die Auswertung der gewonnenen Da­

ten. Es ist bisher nicht ausreichend belegt, dass Fragestel­

lungen, die in Zukunft an Bedeutung gewinnen, bereits 

heute von der Mehrzahl der Experten als solche erkannt 

werden. Möglicherweise sind neue, kreative Ideen zunächst 

einmal strittig, werden von Außenseitern vertreten und 

finden erst im Laufe der Zeit allgemeine Anerkennung. 

Dies würde bedeuten, dass das Innovative und Zukunfts­

weisende womöglich nicht so sehr auf den vorderen Plät­

zen einer nach Zustimmungsgrad geordneten Rangreihe 

(wie in Abbildung 2) zu entdecken ist, sondern im mittle­

ren oder gar unteren Feld. Welche Heuristiken aber kön­

nen den Weg zu diesen Ideen weisen? 

Was gegenwärtig noch fehlt, sind bereichsspezifische Ana­

lysen, also detailliertere Untersuchungen darüber, welche 

Forschungsaufgaben innerhalb verschiedener Themenbe­

reiche, wie z.B. "Bildungsökonomie", "Lernstrategien", 

"Medien", "Europäische Berufsbildung" oder "Qualitätsma­

nagement", als besonders relevant und innovativ erachtet 

werden können. ' Es reicht auch hier nicht aus, lediglich 

einfache Rangreihen anhand der Häufigkeitsverteilungen 

oder Skalenmittelwerte zu bilden. Es gilt, differenziertere 

Hypothesen zu entwickeln, wie Konsens und Dissens un­

ter den Befragten einerseits und Kreativität und Treffsi­

cherheit andererseits miteinander in Beziehung stehen. Zu­

dem gibt es personengebundene Einflüsse auf das Ant­

wortverhalten: Nicht nur das Ausmaß der Fachexpertise 

bestimmt offenbar darüber, ob ein Urteil abgegeben wird, 

sondern z. B. auch die individuelle Risikofreudigkeit 

Anmerkungen 

I Erwartet wird, dass Befragungs­

te ilnehm er, die in ihrer Ein­

schätzung uns ich erer sind als 

ihre Kollegen, eher dazu neigen, 

ihre von der Mehrheitsmeinung 

ab weichenden Urteile zu korri­

gieren und dem Meinungstrend 

an z ugleichen. Die höhere Unsi ­

cherheit könnte z. B. Folge eine r 

geringeren Suchkompetenz sein. 

Durch die Korrektur werden ins ­

gesamt jene Urteile s tärk er ge­

wichtet, die auf einer "sichere­

ren·· und damit womöglich auch 

valideren Basis gefällt wurden. 

2 Einen sehr lesenswerten Über­

blick z ur Deiphi-Methode geben: 
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Häder, M. Et Häder, S.: Die 

Grundlagen der Oe/phi -Methode. 

Ein Literaturberich t. ZUMA-

BiBB. BWP 611999 

I 

Arbeitsbericht Nr. 94/02. Mann ­

heim, 1994; Häder, M. Et Häd er, 

S. : Neuere Entwicklungen bei 

der Oe/phi-Methode. Li teratur­

bericht II. ZUMA-Arbeitsbericht 

Nr. 98/05. Mannheim, 1998 

sowie Franke, R. ; Zerres, M.P.: 

Planungstechniken. Instrumente 

fü r zukunftsorientierte 

Unternehmensführung. Frank ­

furt a.M. , 1994 , Kap. 10. 

3 Vgl. Kuwan, H. ; Ulrich, J.G. ; 

Westkamp , H.: Die Entwicklung 

des Berufsbildungssystems bis 

zum Jahr 2 02 0. Ergebnisse des 

Bildungs-Deiphi 1997/9 8. In: 

BWP 27 (1998) 6. S. 3-9 

4 Vgl. "Debakel von Delphi"'. In: 

"Spiegel Spezial"', Nr. 10, 

29. 09.1998 

Die Erfahrungen mit diesem ersten Forschungsdeiphi sind, 

was die Ökonomie des Verfahrens angeht, vielverspre­

chend. Relativ schnell gelingt es, eine Vielzahl von Ideen 

und Informationen bei einer relativ großen Menge von Be­

teiligten abzuschöpfen und zurückzuspielen. Dies macht 

das Verfahren sicherlich überall dort interessant, wo un­

terschiedliche Institutionen in die Förderung eines gesell­

schaftlichen Bereichs eingebunden sind, je nach Funktion 

verschiedene Problemhorizonte entwickeln und dennoch 

gemeinsam die Zukunft verantworten. Der Sektor der be­

ruflichen Bildung ist dafür ein gutes Beispiel. Notwendig­

keiten für konzeptionelle Verbesserungen und genauere 

Überlegungen betreffen weniger die Deiphi-Befragung als 

solche als vielmehr die Phasen des In- und Outputs, die der 

Erhebung vorausgehen (Stichprobenziehung, Item-Gene­

rierung) bzw. sich ihr anschließen (Auswertungsmodelle 

und Schlussfolgerungen). 

Ausgehend von den vorliegenden Ergebnissen zeigt sich, 

dass sich die Forschungs- und Entwicklungsaufgaben des 

BIBB vor all em auf drei Ebenen bewegen: der Gewinnung, 

Analyse und Systematisierung von Daten, der Bewertung 

und Interpretation von aktuellen Entwicklungen aus der 

Sicht unterschiedlicher Entscheidungsträger (z. B. Politik, 

Betriebe, Individuum) sowie einer informationstechnisch 

gestützten Vermittlung (Service) von zentralen Ergebnis­

sen der Berufsbildungsforschung und -entwicklung. Die 

mit der Deiphi-Befragung gewonnenen Ergebnisse sollen 

die Forschungsplanung im BIBB unterstützen und für die 

Überarbeitung der Forschungsprioritäten herangezogen 

werden. Bevor jedoch konkrete Schlussfolgerungen getrof­

fen werden, gilt es die Ergebn isse in einem breiten Dialog, 

auch außerhalb des Institutes, zu diskutieren. • 

5 Natürlich kann eine De/phi ­

El"pertise allein politisches 

Hand eln nicht determinieren . 

Sie ermöglich t einen qualifizier­

te n Disk urs , ist aber kein Ersatz 

für die politisch e Entscheidung. 

Vgl. zum Nutzen 110n Deiphi 

auch die im Ausbilder-Hand­

buch (28. Erg,-.Lfg. , Februar 

1999) veröffentlichten Reze n­

sionen zweier Zukunftsstudien : 

BMBF (Hrsg.): Deiphi-Befra­

gung 1996/ 1998. Potentiale 

und Dimensionen der Wissens­

gesellschaft - Auswirkungen 

auf Bildungsprozesse und 

Strukturen ; W. Kau u.a.: 

Berufsbildung hat Zukunft. 

Ergebnisse einer Befragung von 

Mittel- und Großbetrieben. 

6 Mitglieder der Arbeitsgruppe, 

die das BIBB-Delphi durchführ­

te, waren neben den Autoren 

Dr. Peter Dehnbostel, Guido 

Franke, Dr. Peter-Wern er Kloa s, 

Dr. Dagmar Lennartz, Dr. Joaa ­

chim Reu ling, Dr. Ernst Roß 

und Dr. Jens Schmidt. 

7 Wir haben uns innerhalb der 

BißB-internen Deiphi-Arbeits­

gruppe darauf verständigt, bis 

zum Frühjahr 2 000 einen Be­

richtsband zu era rbeiten, in dem 

die inhaltlichen und methodi­

schen Ergebnisse dieser Analy­

sen nachgelesen werden könn en . 
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Verwirrung um den lehrstellen­
zuwachs 1998: um mehr als 
das Doppelte überschätzt? 

.... Noch bis in die Mitte des nächsten Jahr-

zehnts drängen aus demographischen Grün-

den Jahr für Jahr mehr Jugendliche auf den 

Lehrstellenmarkt. Um eine ausreichende Ver-

sorgung zu sichern, kommt es auf jede zusätz-

liehe Ausbildungsstelle an. Mit Spannung wer-

den deshalb die neuesten Zahlen zu den neu 

abgeschlossenen Lehrverträgen erwartet. Der 

Gesetzgeber hat gleich zwei Zählungen vorge-

sehen. Die eine Erhebung wird bereits im 

Herbst vom Bundesinstitut für Berufsbildung 

durchgeführt, für die andere Zählung zum 31. 

Dezember zeichnet das Statistische Bundes-

amt verantwortlich. Verwirrend ist nur, dass 

beide Erhebungen nicht selten zu unter-

schiedlichen Ergebnissen führen. 

JOACHIM GERD ULR/CH 

Dr. rer. pol., Dipi. -Psych., wiss. Rat im Arbeits­

bereich "Qualifika tionskonzepte, Fachkräfte ­

bedarf, Qualifizierungsstrategien", 8188 

Die Ausgangssituation 

Ende 1998 teilte das Bundesministerium für Bildung und 

Forschung (BMBF) die letztjährigen Erhebungsergebnisse 

des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) mit: Die Zahl 

der neuen Ausbildungsverträge habe sich bundesweit ge­

genüber 1997 um über 25.000 erhöht: der größte Zuwachs 

seit der Wiedervereinigung Anfang der neunziger Jahre. Im 

Westen gab es rund 22.000 Neuverträge mehr und im 

Osten immerhin rund 3.500. ' 

Im Oktober 1999 nannte das Statistische Bundesamt aller­

dings andere Zahlen. 1998 habe die Zahl der neuen Aus­

bildungsverträge nur um rund 10.100 zugenommen. Im 

Westen habe die Steigerung 13.700 betragen, und im Osten 

sei es nicht zu einem Zuwachs, sondern zu einem Rück­

gang bei den Neuabschlüssen gekommen, und zwar um 

rund 3.500.' 

Wer hat nun Recht? Das BIBB oder das Statistische Bun­

desamt? Diese Frage stellte sich für viele nicht nur in die­

sem Jahr. Unterschiede in den Berechnungsergebnissen 

beider Institutionen gab es auch früher schon und diese 

führten immer wieder zur Verwirrung. 

Deshalb sollen nachfolgend einige kurze Erläuterungen zu 

den Berechnungen des BIBB und des Statistischen Bundes­

amtes folgen. Allerdings ist die Sache nicht ganz einfach. 
Denn so paradox es zunächst auch klingen mag: Recht ha­

ben letztlich beide Institutionen, auch wenn die Zahlen 

voneinander abweichen. 

Wich tig ist zu wissen, dass die Lehrstellen-Zählungen des 

BIBB und des Statistischen Bundesamtes auf zwei ver­

schiedenen, gesondert durchgeführten Erhebungen beruhen. 

Zwischen den beiden Erhebungen gibt es zwar viele Gemein­

samkeiten, aber auch einige bedeutsame Unterschiede. Sie 

sollen nachfolgend kurz vorgestellt und diskutiert werden. 

I 
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Zur Erhebung des Bundesinstituts für 
Berufsbildung 

• Gesetzliche Grundlage der BIBB-Erhebung ist § 3 des Be­

rufsbildungsförderungsgesetzes (BerBiFG). Darin heißt es: 

Die Bundesregierung habe jährlich einen Berufsbil­

dungsbericht vorzulegen . Und der solle unter anderem 

die Zahl der am 30. September des jeweiligen Vorjahres 

"in das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse 

eingetragenen Berufsausbildungsverträge" enthalten, "die 

in den vorangegangenen zwölf Monaten abgeschlossen 

worden sind." Auf Deutsch: Aus dem Berufsbildungsbe­

richt 1999 muss z. B. hervorgehen, wie viele Ausbildungs­

verträge zum 30. September 1998 bestanden, die zwischen 

dem 01.10.1997 und dem 30.09.1998 abgeschlossen wur­

den.' Dazu führte das BIBB im Herbst 1998 wie jedes Jahr 

eine eigene Erhebung bei den Kammern durch. 

• Wichtigster Vorteil der BIBB-Erhebung mit Stichtag 

30. September: Der Berichtszeitraum ist mit dem Ge­

schäfts- und Vermittlungsjahr der Bundesanstalt für 

Arbeit (BA) identisch. Die Zahl der Neuverträge, die das 

BIBB ermittelt, kann so zusammen mit den BA-Statisti­

ken zu den am 30.09. noch unbesetzten Ausbildungsstel-

BI SB-Erhebung •••••••••••••• 25.300 Deutschland 

Statistisches 
Bundesamt 

-5.000 0 

3.500 

21 .700 

13.700 

5.000 10.000 15.000 20.000 25.000 

Ost 

West 

Deutschland 

Ost 

West 

A bbi ldun g 1 lehrstellenzuwachs 1998: Ergebnisse der BIBB-Erhebung und des 
Statistischen Bundesamtes im Vergleich 

Jen und den am 30.09. noch nicht vermittelten Bewer­

bern verknüpft werden. Auf diese Weise lassen sich auch 

das Ausbildungsplatzangebot (neue Verträge plus am 

30.09. noch unbesetzte Lehrstellen) und di e Lehrstellen­

nachfrage (neue Verträge plus am 30.09. noch nicht ver­

mittelte Bewerber) berechnen.' 
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• Bei der BIBB-Erhebung handelt es sich um eine wichtige 

Schnellabfrage, um frühzeitig Informationen zu den Er­

gebnissen des zu Ende gegangenen Vermittlungsjahres 

zu erhalten . Die Ergebnisse liegen bereits Anfang De­

zember vor. 

• Vom BIBB werden keine differenzierten Informationen in 

Hinblick auf das Geschlecht, die schulische Vorbildung 

und andere Merkmale der Jugendlichen erhoben, mit de­

nen die Betriebe die Lehrverträge abgeschlossen hatten. 

Das Gesetz sieht das nicht vor. Es wird auch nicht zwi­

schen betrieblichen und außerbetrieblichen Ausbildungs­

verträgen unterschieden - was es gerade in den neuen 

Ländern schwer macht, die Entwicklung bei den betrieb­

lichen Ausbildungsplätzen richtig einzuschätzen.' 

• Getrennt gezählt wird nach Lehrverträgen mit normaler 

und mit verkürzter Ausbildungsdauer. Eine berufliche 

Differenzierung gibt es auch, sie ist aber relativ grob. Nur 

für stark besetzte oder für einige neue Ausbildungsbe­

rufe gibt es Zählungen auf einzelberuflicher Ebene, die 

meisten Berufe werden in Gruppen zusammengefasst und 

auch so gezählt. 

Zur Zählung des Statistischen 
Bundesamtes 

• Gesetzliche Grundlage dieser Statistik ist § 5 des Berufs­

bildungsförderungsgesetzes (BerBiFG). Durchgeführt wird 

die Zählung von den Statistischen Landesämtern, die die 

Daten Anfang des Jahres bei den Kammern erheben und 

dann an das Statistische Bundesamt weiterleiten. 

• Erfasst werden im Gegensatz zur BIBB-Erhebung keine 

Verträge, sondern Personen. Gezählt werden alle Perso­

nen , für die zum Stichtag 31. Dezember ein neuer Aus­

bildungsvertrag besteht, der im seihen Kalenderjahr ab­

geschlossen wurde. 

• Die Statistik orientiert sich am Kalenderjahr (01.01.-

31.12.) und nicht, wie die BIBB-Erhebung, am Geschäfts­

jahr der Bundesanstalt für Arbeit (01.10.-30.09.). 

• Vorteile der Statistik: Es sind differenzierte Auswertun­

gen nach Geschlecht, Alter, schulischer Vorbildung mög­

lich. Und all dies auf einzelberuflicher Ebene. Schade 

nur, dass auch hier nicht zwischen betrieblicher und 

außerbetrieblicher Ausbildung unterschieden werden 

kann. 

• Nachteil : Die ersten (vorläufigen) Ergebnisse liegen erst 

im Frühjahr (in der Regel Mitte/Ende März) vor. Für eine 

detaillierte Erörterung im Berufsbildungsbericht ist dies 

zu spät. Zudem können die Zahlen nicht mit den BA-Da­

ten verknüpft werden, um dadurch Näheres zum Lehr­

stellenangebot und zur Lehrstellennachfrage zu erfahren. 

• Differenzierungen nach Berlin (West) und Berlin (Ost) 

werden seit 1993 in den Publikationen des Statistischen 



Tabelle 1 Leistungsmerkmale der 
BIBB-Erhebung und der Zählung 
des Statistischen Bundesamtes 
im Vergleich 

• =möglich = teilweise möglich = nicht möglich 8188 Statistisches 
Bundesamtes 

Gegenstand der Zählung: neu abgeschlos- Auszubildende 
sene Verträge mit neuem Vertrag 

Gesetzliche Grundlage: § 3 BerßiFG § 5 BerßiFG 

Bei der Zählung berücksichtigter Zeitraum: 01.10. bis 30.09. 01.01. bis 31.12. 

Erste Ergebnisse liegen auf Bundesebene vor: im Dezember im März des 
desselben Jahres folgenden Jahres 

Kombination mit Statistiken der Bundesanstalt für Arbeit 
zur Ermittlung von Lehrstellenangebot und -nachfrage: 

Differenzierungsmöglichkeiten: 

• nach Geschlecht 
• nach Staatsangehörigkeit 
• nach Einzelberufen 
• nach betrieblicher und außerbetrieblicher Ausbildung 
• nach Alter der Auszubildenden 
• nach schulischer Vorbildung der Auszubildenden 
• nach normaler und verkürzter Ausbildungszeit 
• nach Bundesländern 
• nach Arbeitsamtsbezirken 

• 

• 

• • • 

Bundesamtes nicht mehr ausgewiesen; beim Ost-West- Auswirkungen der beiden Zählweisen 
Vergleich wird Berlin (Ost) zusammen mit Berlin (West) 

den alten Ländern zugeordnet. Schaut man sich die Gesamtzahlen der 1998 neu abge­

schlossenen Lehrverträge an, die das BIBB und das Statis­

tische Bundesamt errechneten, so stellt man fest, dass die 

Ergebnisse um rund 4.800 voneinander abwichen. Das 

Für beide Erhebungen gilt: BIBB kam bundesweit auf rd. 612.800 Neuabschlüsse, das 

Statistische Bundesamt auf rd. 607.900 Auszubildende mit 

• Praktikanten, Volontäre und Umschüler werden nicht neuem Ausbildungsvertrag. Einen doppelt so großen Un-

mitgezählt. terschied gab es im Jahr zuvor: Das BIBB errechnete 1997 

• Einbezogen werden dagegen Ausbildungsverträge, die mit 587 .500 Neuabschlüssen eine deutlich geringere Zahl 

nach abgeschlossener erster Stufe für die zweite Stufe ei- als das Statistische Bundesamt mit 598.100. Aufgrund des 

ner Stufenausbildung (Bauwirtschaft, Textilbranche) neu mit Abstand geringeren Ausgangswertes fiel deshalb der 

abgeschlossen wurden. Beispiel: Nach Abschluss der Zuwachs im Jahr 1998 bei den BIBB-Zahlen so kräftig aus 

zweijährigen Ausbildung zum "Tiefbaufacharbeiter" (1. (vgl. Tabelle 2). Offenbar schwanken die Zahlen, die das 

Stufe) wird ein weiterer Vertrag für eine einjährige Auf- BIBB und das Statistische Bundesamt von Jahr zu Jahr er­

baulehre zum "Gleisbauer" (2. Stufe) unterschrieben. Die- mitteln, bisweilen beträchtlich. 

serVertrag wird mitgezählt. 

• Mitgezählt werden auch Auszubildende, die ein bereits Dies wird durch den Zeitreihenvergleich bestätigt. Tabelle 3 

bestehendes Ausbildungsverhältnis lösten, um ihre Lehre enthält die Ergebnisse des BIBB und des Statistischen Bun­
im seihen Beruf, aber in einem anderen Betrieb (und mit desamtesfür 1992 bis 1998, zunächst bezogen auf alle 

"neuem" Vertrag) fortzusetzen. Ausbildungsbereiche und dann auf die beiden größten Be-

• Verträge, die nur kurzzeitig bestanden (innerha lb der reiche "Industrie/Handel" und "Handwerk". Um regionale 
letzten zwölf Monate abgeschlossen und noch im seihen Deckungsgleichheit herzustellen, wurden für diese Tabelle 

Zeitraum wieder gelöst), bleiben jedoch unberücksichtigt. die Daten des BIBB an die Ost-West-Einteilung des Stati­

stischen Bundesamtes angepasst (d. h., alte Länder ein­

schließlich ganz Berlin; neue Länder ohne Berlin).6 Wie gut 

zu erkennen ist, gelangt für den Westen - bezogen auf alle 

Ausbi ldungsbereiche - mal das BIBB, mal das Statistische 

Bundesamt zu einer höheren Gesamtzahl. Regelmäßigkei-

I 
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ten in den Unterschieden sind nicht zu entdecken. Für die 

neuen Länder weist das BIBB im Jahr 1992 eine deutlich 

höhere Zahl aus, in den nachfolgenden Jahren kommt 

dann das Statistische Bundesamt zu höheren Ergebnissen. 

Die Veränderungsraten gegenüber dem Vorjahr fallen ab­

wechselnd mal beim BIBB und dann wieder beim Statisti­

schen Bundesamt günstiger aus. Dies gilt für Ost und West 

gleichermaßen. 

Tabelle 2 ln den Jahren 1997 und 1998 neu abgeschlossene Lehrverträge 
Ergebnisse des BIBB und des Statistischen Bundesamtes 

Veränderung 
zum Vorjahr 1997 

BIBB StaBu BIBB StaBu 

1998 1998 absolut absolut 

Bundesrepublik Deutschland 612.771 607.933 + 25.254 + 10.133 
Industrie und Handel 311.663 305.973 + 25.424 + 18.415 
Handwerk 212.382 213.334 + 811 - 5.867 
Öffentlicher Dienst 15.198 16.029 - 1.322 -818 
Landwirtschaft 15.762 15.910 + 258 - 191 
Freie Berufe 51.862 51.086 - 1.213 - 1.720 
Hauswirtschaft 5.748 5.438 + 1.288 + 296 
Seeschifffahrt 156 163 +8 + 18 

Alte Länder* 483.576 486.768 + 21 .748 + 13.657 
Industrie und Handel 242 .071 241.770 + 19.019 + 16.262 
Handwerk 167.994 170.624 + 3.769 - 1.358 
öffentlicher Dienst 11 .996 12.713 -924 - 543 
Landwirtschaft 11.427 11.659 + 32 -58 

Freie Berufe 45 .892 45 7Ei4 - 804 - 1.071 
Hauswirtschaft 4.054 4.096 + 654 + 418 
Seeschifffahrt 142 142 +2 +7 

Neue Länder** 129.195 121.165 + 3.506 -3.524 

Industrie und Handel 69.592 64.203 + 6.405 + 2.153 
Handwerk 44.388 42 .710 - 2.958 -4.509 
Öffentlicher Dienst 3.202 3.316 -398 - 275 

Landwirtschaft 4.335 4.251 + 226 - 133 

Freie Berufe 5.970 5.322 -409 -649 

Hauswirtschaft 1.694 1.342 + 634 -122 

Seesch ifffahrt 14 21 +6 + 11 

* BIBB-Erhebung : einschl. Berlin (West); Zählung des Statistischen Bundesamtes: 

einschließlich Gesamt-Berlin 
** BIBB-Erhebung : einschl. Berl in (Ost); Zählung des Statistischen Bundesamtes: ohne Berlin 

Quellen: Bundesinstitut für Berufsbildung (B IBB), Stat istisches Bundesamt (S taBu) 
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Ursachen für die schwankenden 
Ergebnisse 

Warum in dem einen Jahr mal die Zahlen des BIBB und in 

dem anderen die Zahlen des Statistischen Bundesamtes 

höher ausfallen, gehört immer noch zu den nicht vollstän­

dig gelösten Rätseln der Berufsbildungsstatistik. Es gibt 

verschiedene Erklärungsansätze: 

Gelegentlich wird auf das unterschiedliche Erhebungskon­

zept zwischen den beiden Institutionen verwiesen: Beim 

BIBB werden genau genommen Verträge , beim Statisti­

schen Bundesamt dagegen Personen (mit neuem Vertrag) 

gezählt. Da manche Jugendliche im Rahmen ihrer Lehrstel­

lensuche sicherheitshalber gleich mehrere Lehrverträge ab­

schließen, könne es bei der BIBB-Erhebung zu rechneri­

schen Abweichungen kommen. Dieses Argument istjedoch 

kaum stichhaltig. Denn auch in der BIBB-Erhebung sollen 

Verträge, die nur zwischenzeitlich bestanden, nicht mitge­

zählt werden. Somit ist eine rechnerische Überhöhung der 

Vertragszahlen durch Jugendliche, die im Erhebungszeit­

raum mehrere Lehrverträge unterschrieben, weitgehend 

ausgeschlossen. Lediglich dann, wenn die Verträge der 

Mehrfachabschließer der Kammer gemeldet, bis zum 30.09. 

noch nicht annulliert und die Doppelungen nicht aufgefal­

len wären, könnten sie in die Zählung hineingeraten. Dies 

ist jedoch unwahrscheinlich . 

Eine gewisse Rolle spielt jedoch die unterschiedliche Zu­

ordnung des Ostens von Berlin. In der BIBB-Erhebung 

zählt der Osten Berlins normalerweise zu den neuen Län­

dern (in Tabelle 3 wurde lediglich aus Vergleichsgründen 

davon abgewichen), beim Statistischen Bundesamt zu den 

alten Ländern. Dies kann durchaus bedeutsame Auswir­

kungen haben. So stellte das BIBB im letzten Jahr gerade 

für Ostberlin eine weit überdurchschnittlich hohe Zunahme 

der neuen Lehrverträge fest (+2.093 bzw. +35,2%). Dieser 

Zuwachs wird beim BIBB den neuen Ländern zugeschla­

gen und hat 1998 ganz wesentlich zum Gesamtzuwachs in 

den neuen Ländern (+3.506 bzw. +2,8%) beigetragen. In 

der Zählung des Statistischen Bundesamtes würde ein sol­

cher Zuwachs jedoch zusammen mit den alten Ländern 

verbucht und in einem solchen Fall die Entwicklung in den 

neuen Ländern ungünstiger erscheinen lassen, als sie ist. 

Der wichtigste Faktor ist jedoch der unterschiedliche Erhe­

bungszeitraum (BIBB: 01.10. bis zum 30.09, Statistisches 

Bundesamt: 01.01. bis zum 31.12). Mindestens drei unter­

schiedliche Auswirkungen sind hier zu berücksichtigen: 

• Von manchen Betrieben erfahren die Kammern relativ 

spät, dass ein neuer Ausbildungsvertrag abgeschlossen 

wurde. Dies kann damit zusammenhängen, dass auch der 

Vertrag relativ spät zustande kam und die Wege über die 

Innungen/Kreishandwerkerschaft Zeit brauchen. Oder die 

Betriebe wollten zunächst die Probezeit abwarten und die 



Tabelle 3 Von 1992 bis 1998 neu 
abgeschlossene Lehrverträge in Alte Länder und Berlln Neue Länder ohne Berlln 
den alten und in den neuen 
Ländern Neue Verträge Veränderung zum Vorjahr Neue Verträge Veränderung zum Vorjahr 

Ergebnisse des BIBB und des Jahr BIBB 
Statistischen Bundesamtes 

Alle Ausbildungs-
*Kein Vorjahresvergleich, da 1991 Unter- bereiche 
erfassung der neuen Ausbildungsverträge 1992 503.806 
im Beitrittsgebiet 1993 475.152 

1994 455.753 
Quellen: Bundesinstitut für Berufsbildung 1995 455.645 
(BIBB), Statistisches Bundesamt (StaBu) 

1996 456.123 
1997 467.743 
1998 491.612 

Jahres-0 472.262 

Industrie und Handel 
1992 248.718 
1993 222 .707 
1994 205.537 
1995 209.011 
1996 210.919 
1997 225.858 
1998 246.693 

Jahres-0 224.206 

Handwerk 
1992 163.390 
1993 165.591 
1994 169.527 
1995 170.088 
1996 167.654 
1997 166.521 
1998 170.414 

Jahres-0 167.598 

Ausbildungseignung ihrer Lehrlinge überprüfen, bevor 

sie den Ausbildungsvertrag bei der Kammer registrieren 

lassen .' In einem Teil dieser Fä lle könnte dies dazu 

führen, dass diese Verträge in der BIBB-Erhebung des be­

treffenden Jahres nicht mehr mitgezählt werden . Bei­

spiel: Der Vertrag wurde Ende September abgeschlossen, 

aber erst Mitte November der Kammer zur Eintragung 

vorgelegt. Das Statistische Bundesamt mit Stichtag 31.12. 

würde diesen Vertrag dagegen erfassen. 

Das kann zur Folge haben, dass in der BIBB-Erhebung 

weniger Verträge ausgewiesen werden als in der Zählung 

des Statistischen Bundesamtes. Dies ist, bezogen auf alle 

Ausbildungsbereiche, kaum zu erkennen, wohl aber im 

Handwerk. Wie Tabelle 3 zeigt, erfasste die BIBB-Erhe­

bung im Handwerk von 1992 bis 1998 im Jahresdurch­
schnitt 5.100 Verträge weniger als das Statistische Bun­

desamt (alte Länder: 3.100, 

neue Länder: 2. 100). Die 

Hinweise des Handwerks, 

endgültige Ergebnisse zur 

Zahl seiner Neuabschlüsse 

könnten erst zum 31. Oe-

ein wichtiger 

Faktor ist der 

Erhebungs­

zeitraum 

StaBu BIBB StaBu BIBB StaBu BIBB 

498.399 k.A.* • 37 .368 91.409 86.143 k.A.* 
472.866 - 28.654 - 25.533 94.968 98.340 + 3.559 
453.353 - 19.399 -19.5 13 112.329 114.084 + 17.361 
456.160 - 108 + 2.807 117.129 122.422 + 4.800 
456.327 + 478 + 167 118.204 123.048 + 1.075 
473.111 + 11 .620 + 16.784 119.746 124.689 + 1.542 
486.768 + 23 .869 + 13.657 121 .159 121 .165 + 1.413 

470.998 110.706 112.842 

242.240 k.A. * - 31.419 47 .209 39.855 k.A* 
217.735 -26.011 - 22.586 43.287 45.185 - 3.922 
201.142 - 17.170 - 16.593 53.003 53.328 + 9.716 
205.299 + 3.474 + 4.157 53.776 56 .445 + 773 
207.716 + 1.908 + 2.417 57 .120 58.098 + 3.344 
225.508 + 14.939 + 17.792 60.381 62.050 + 3.2 61 
241.770 + 20.835 + 16.262 64.970 64.203 + 4.589 

220.201 54.249 54.166 

166. 157 k.A.* - 5.532 29 .101 33 .154 k.A. * 
167.499 + 2.20 1 + 2.78 1 38.340 40 .132 + 9.239 
172.953 + 3.936 + 5.454 45.580 46.845 + 7.240 
174.009 + 561 + 1.056 49.540 51.334 + 3.960 
171 .540 - 2.434 - 2.469 47.494 50. 137 - 2.046 
171.982 - 1.133 + 442 45.050 47.219 - 2.444 
170.624 + 3.893 - 1.358 41 .968 42 .710 - 3.082 

170.681 42.439 44.504 

zember ermittelt werden, sind insofern nicht unberech­

tigt. Im größten Ausbildungsbereich, Industrie und Han­

del, fallen j edoch die BIBB-Zahlen im Jahresdurchschnitt 

nicht niedriger, sondern um rund 4. 100 höher aus (al te 

Länder: 4000, neue Länder: 100) und kompensieren somit 

die Untererfassung im Handwerk. Warum dies so ist, ist 

unklar. Entweder spielen die in diesem Abschnitt disku­

tierten Einflüsse im Bereich der Industrie- und Handels­

kammern keine wesentliche Roll e oder aber sie werden 

von noch stärkeren Einflüssen anderer Natur überlagert. 

• Zu diesen überl agernden Einflüssen gehört der Umstand, 

dass die Verträge vom BIBB zu einem Zeitpunkt (30. Sep­

tember) gezählt werden, zu dem für viele Ausbildungs­

anfänger die Probezeit noch nicht beendet ist. Wenn das 

Statistische Bundesamt dagegen Ende Dezember die Zahl 

der Auszubildenden mit neuem Lehrvert rag errechnen 

lässt, ist für die meisten die Probezeit vorbei. Nun ist be­

kannt, dass viele Verträge gerade in der Probezeit (bun­

desweit 1998 : 33.174) und auch noch kurze Zeit später 

wieder gelöst werden. Dies bedeutet, dass das Statistische 

Bundesamt viele dieser in der Probezeit gelösten Verträge 

nicht mehr erfasst, die in der BIBB-Erhebun g j edoch 

noch mitgezählt wurden.' 

I 
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StaBu 

+ 8.058 
+ 12.197 
+ 15.744 
+ 8.338 

+ 626 
+ 1.641 
- 3.524 

+ 1.297 
+ 3.411 
+ 8.143 
+ 3.117 
+ 1.653 
+ 3.952 
+ 2.153 

+ 6.282 
+ 5.539 
+ 6.713 
+ 4.489 
- 1.197 
-2 .918 
-4.509 
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• In den neuen Ländern werden viele staatlich finanzierte 

Ausbildungsplätze, die dort zum Ausgleich fehlender be­

trieblicher Lehrstellen eingerichtet werden, erst von Ok­

tober bis Dezember besetzt. Das BIBB, das die neu ein­

getragenen Verträge nur bis zum 30. September zählt, 

kann diese Plätze erst in der nächstjährigen Erhebung er­

fassen, während sie das Statistische Bundesamt noch im 

seihen Jahr registriert. 

Fazit 

Festzuhalten ist : Sowohl in der BIBB-Erhebung als auch in 

der Zählung des Statistischen Bundesamtes wird ein Teil 

der Neuabschlüsse in unterschiedlichem Ausmaß nicht er­

fasst. Beim BIBB sind es vor allem Ausbildungsplätze, die 

sehr spät besetzt oder gemeldet werden. Beim Statistischen 

Bundesamt bleiben dagegen verstärkt Ausbildungsverträge 

unberücksichtigt, die vorzeitig aufgelöst werden mussten. 

Besonders schwierig wird die Interpretation der beiden Beide Formen der Untererfassung spielen in den verschie­

Lehrstellenstatistiken, wenn sich die Zahl dieser staat- denen Ausbildungsbereichen und Regionen eine verschie­

li chen Zusatzangebote verändert, also zurückgeht oder den große Rolle. 

wächst. Diese Veränderung beeinflusst noch im seihen 

Jahr die Zahlen des Statistischen Bundesamtes, lässt 

zunächst aber noch die Erhebungsdaten des BIBB un­

berührt. Zusammen mit den außerbetrieblichen und be­

triebsnahen Angeboten aus dem Vorjahr, die das BIBB 

erst jetzt registrieren kann, würde das BIBB in einem sol­

chen Jahr womöglich noch eine deutliche Steigerung 

(oder Verringerung) der Vertragszahlen feststellen, 

während das Statistische Bundesamt das Gegenteil, also 

eine spürbare Verringerung (oder Steigerung) der Auszu­

bildenden mit neuem Lehrvertrag melden müsste. Für die Unterschiede in den Ergebnissen des BIBB und des 

Statistischen Bundesamtes ist vor allem der um drei Mo­

Vergleichbare Effekte ent- nate versetzte Erhebungszeitraum verantwortlich. Dieser 
Anmerkungen 

I Vgl. Bundesministerium für Bildung und 

Forschung: Leh rstellenmarkt I 998: 25.900 

Ausbildungs/Jerträge mehr als im Vorjahr. 

Pressemitteilung vom 07. I 2.1998 

2 Vgl. Statistisches Bundesamt: Berufliche 

Bildung I 998 (Fachserie I I , Reihe 3] . 

Stuttgart: Metzler-Poeschel. 

3 Vgl. Berufsbildungsbericht I 999. Bonn: 

BMBF, 1999. 

4 Zu den Ergebnissen s iehe: Ebenda 

5 Vgl. hierzu : Berufsbildungsbericht I 998. 

Bonn: BMBF Teil II , Kapitel I. I. I , 5. 28 

6 Des halb unterscheiden sich die in Tabell e 3 

berichteten BlBB-Zahlen f ür die alten und 

neuen Länder von den Zahlen in Tabelle 2 

und vo n den im Berufsbildungsbericht 

I 999 veröffentlichte n Daten. 

7 Dies wäre letz tlich ein Verstoß gegen § 33 

des Berufsbildungsgesetzes (BBiG] bz w. 

§ 30 der Handwerksordnung (HwO) . Daher 

dürfte dies in der Realität kaum vorkom­

men. 

8 Zwa r können in der Zä hlung des Statisti­

schen Bundesamres Verträge, die nach der 

Lösung des Ausbildungsverhältnisses zur 

unmittelbaren Fortsetzung der Lehre (in 

einem anderen Betri eb oder an deren Beruf) 

erneut abgesch losse n werden, für eine 

beg ren zte Kompensa tion sorgen . Z u 

berücksich t ig en ist allerdings, dass auch 

das BlBB d iese Verträge erfasst, we nn 

auch erst im na chfo lgenden Erhebungsjahr. 

stehen, wenn sich inner­

halb der Programmplätze, 

die nach dem 30. Septem­

ber umgesetzt werden , die 

relativen Anteile von au ­

ßerbetrieblichen Lehrste l­

len, betriebsnahen Lehr­

stellen und schulischen 

Ausbildungsp lätzen ver­

schieben. Denn während 

außerbetriebliche oder be­

triebsnahe Lehrstellen zu 

einem Ausbildungsvertrag 

führen und somit mitge­

zählt werden, bleiben die 

schulischen Ausbildungs­

plätze in der Lehrstellensta­

tistik des BIBB und des Sta­

tistischen Bundesamtes un­

berücksichtigt. Dies heißt 

wiederum: Die Verschie­

bung zugunsten oder zula­

sten der betriebsnahen und 

auße rbetrieblichen Plätze 

wird noch im seihen Jahr 

von der Zählung des Stati­

stischen Bundesamtes re­

gistriert, aber erst ein Jahr 

später in der Erhebung des 

BIBB . 
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hat verschiedene, in komplexer Weise miteinander verwo­

bene Auswirkungen auf die Erhebungsergebnisse und ihre 

jährlichen Veränderungsraten. Die jüngsten Unterschiede 

in den Ergebnissen für die neuen Länder (BIBB : Zuwachs 

um 3.500, Statistisches Bundesamt: Rückgang um 3.500) 

verdeutlichen, dass die Auswirkungen keineswegs unbe­

deutend sind. Wie sich die verschiedenen Einflüsse aber im 

Einzelnen auf die Zählungen des BIBB und des Statisti­

schen Bundesamtes niederschlagen, ist bis heute nicht klar 

erforscht. Dies liegt auch daran , dass weder in der EIBE­

Erhebung noch in der Zählung des Statistischen Bundes­

amtes nach betrieblichen Ausbildungsverhältnissen und 

nach so lchen Lehrverträgen unterschieden wird, die aus 

staatlichen Zusatzangeboten stammen. 

Natürlich drängt sich die kritische Frage auf, welchen 

Zweck Zahlenreihen haben, deren Veränderungen gegen­

wärtig nicht mit der nötigen Eindeutigkeit interpretiert 

werden können. Für den Nutzer der Berufsbildungsstatistik 

kann es kein Trost sein, zumindest "die Wahl" zu haben 

und sich Jahr für Jahr zwischen zwei unterschiedlichen Er­

gebnissen entscheiden zu können. Berufsbildungsstatistik 

und -forschung sind geford ert, endlich mehr Klarheit über 

die verschiedenen Einflussfaktoren auf die Ergebnisse der 

beiden Erhebungen zu schaffen. Mit anderen Worten : Es 

muss eindeutiger als bisher geklärt werden, was genau mit 

den beiden Statistiken gemessen wird und worin di e Un­

terschiede bestehen. Solange dies nicht geschieht, ist es 

dem Nutzer noch nicht einmal zu verübeln, wenn er je 

nach Gutdünken mal auf das eine und dann wieder auf das 

andere Ergebnis zurückgreift. • 



FACHBEITRAG 

Unterschied I iche Entwicklungs­
tendenzen bei beruflichen Schulen 
und ihre Ursachen 1967-1997 

.... Die beruflichen Schulen Jassen sich unter 

dem Aspekt der Ausbildungsbeteil igung zwei 

Typen zuordnen. Zum einen Typ zählen das Be-

rufsgrundbildu ngsjahr, das Be rufsvo rberei-

tungsjahr und die Beruf sfachschulen. Ihre 

Ähnlich wie in den Jahren 1982 bis 1986 treffen auch der­

zeit hohe Arbeitslosigkeit und geburtenstarke Jahrgänge 
zusammen; eine prekäre Konstellation, in der es schon da­
mals der Wirtschaft nicht gelang, genügend Ausbildungs­
plätze bereitzustellen. Hier soll der Frage nachgegangen 
werden, ob auch die beruflichen Schulen aufgrund der an­

gespannten Arbeitsmarktlage und der zunehmenden Jahr­
gangsstärken vor ähnlichen Problemen wie die betriebliche 

Ausbildungsbeteiligung schwankt zyklisch mit Berufsausbildung stehen. Es sei daran erinnert, dass die 

der Veränderung von Angebot und Nachfrage Zahl der Jugendlichen (17-Jährige) von 785 Tsd. im Jahre 

in der betrieblichen Ausbildung. Zum anderen 

Typ, dessen Ausbildungsbeteiligung im Unter-

suchungszeitraum fast durchgehend zunimmt, 

gehören die Fachschulen, die Schulen des 

Gesundheitswesens, die Fachgymnasien, tech-

nischen Oberschulen, Kollegschulen und Fach-

oberschulen. Deren stete Zunahme wird im 

folgenden Beitrag näher untersucht und auf 

eine sich ändernde Bewertung beruflicher 

Bildungswege zurückgeführt. 

HEINRICH ALTHOFF 

Diplomsozio /oge, w iss. Mitarbeiter im 

Arbeitsbereich ..Früherkennung, neue 

8eschä f tigungsfelder", 8188 

1968 auf 1089 Tsd. im Jahre 1981 anstieg, bis 1990 wieder 
auf 654 Tsd. zurückfiel und seither erneut auf 934 Tsd. 
(1997) wuchs. ' Dass solche Entwicklungen auch an der 

schulischen Berufsbildung nicht spurlos vorübergingen, 
liegt umso näher, als die zyklischen Kapazitätsschwankun­
gen der betrieblichen Berufsausbildung die Aufnahme­
fähigkeit der beruflichen Schulen auf eine zusätzliche Be­
lastungsprobe stellten.' 

Angesichts der großen Schwankungen der Jahrgangsstär­
ken wäre eine einfache Darstellung der quantitativen Ent­
wicklungen mit erheblichen Interpretationsschwierigkeiten 

verbunden. Wesentlich aufschlussreicher ist eine Untersu­
chung der Ausbildungsbeteiligung. Statt der absoluten Zahl 
der Jugendlichen in den unterschiedlichen beruflichen 
Schulen wird der Anteil ihrer Schüler an der gleichaltrigen 

Wohnbevölkerung ermittelt. Die Frage ist dann nicht mehr, 
ob viele oder wenige Jugendliche die beruflichen Schulen 
besuchen, sondern wie sich deren Anteil an der gleichaltri­
gen Wohnbevölkerung verändert. Die amtliche Statistik der 

beruflichen Schulen ' bietet aufgrund der nachgewiesenen 
Altersstruktur der Schüler eine Möglichkeit, den Schulbe­
such hinsichtlich der demographischen Entwicklung zu 
standardisieren. 

An eine solche wegen der Datenlage etwas diffizile Kalku­
lation des relativen Schulbesuchs' lassen sich weitere in­
teressante Fragen knüpfen, beispielsweise die nach der 
schon erwähnten Abhängigkeit der Kapazitätsentwicklung 

I 
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Die Ausbildungsbeteiligung ist hier die Summe aller Anteile von Jugendlichen in den 
einzelnen Altersjahrgängen der jeweiligen Schulart an den entsprechenden Altersjahr­
gängen in der Wohnbevölkerung. 

15-jährige in bS 16-jährige in bS 17-jährige in bS 
Ausbildungsbeteiligung = + + etc. 

15-jährige in WB 16-jährige in WB 17 -jährige in WB 

bS = berufliche Schulen; WB = Wohnbevölkerung 

schulischer Ausbildungsgänge von der betrieblichen Be­

rufsausbildung, von der Arbeitslosigkeit oder auch vom 
Ausbildungsplatzmangel. 

Betriebliche Berufsbildung und beruf­
liche Schulen im Vergleich 

Die Entwicklung der Ausbildungsbeteiligung der Jugend­
lichen in betrieblicher Ausbildung' verläuft unregelmäßig 
(Abbildung 1). Ihr Anteil an der gleichaltrigen Wohnbevöl­

kerung fällt von 1967 bis 1976 und steigt dann in zwei 
Stufen bis 1987 auf ein recht hohes, bis Anfang der neun­
ziger Jahre annähernd gleich bleibendes Niveau. • Diese 
Plateauphase wird 1991 kurzfristig durch die Eingliederung 

der neuen Bundesländer unterbrochen. ' Seit 1993 nimmt 
die Beteiligung aufgrund des rückläufigen Ausbildungs­
platzangebots ' deutlich ab. Sie liegt indes immer noch we­

Die außergewöhnlich hohe Ausbildungsbeteiligung der 
Jahre 1987 bis 1992 geht einher mit Klagen der Wirtschaft 
über die mangelnde Bereitschaft der Jugendlichen, eine 

Lehre aufzunehmen. Ursache der Fehleinschätzung waren 
schwach besetzte Altersjahrgänge, die die Zahl der Ju­
gendlichen insgesamt rapide fallen ließen und damit auch 
die Zahl der Ausbildungsanfänger! 

Wesentlich anders verläuft die Entwicklung auf der schu­

lischen Seite.'0 Zwar hinterließen auch hier die Schwan­
kungen der Jahrgangsstärken und Konjunkturverläufe Spu­
ren, doch waren die weniger ausgeprägt als bei der betrieb­
lichen Berufsausbildung. Viel bemerkenswerter ist die bei­

nahe stetige Zunahme der Ausbildungsbeteiligung (Abbil­
dung 1 ). Der Anteil der Jugendlichen, die eine berufliche 
Schule besuchten, wuchs in den vergangenen drei Jahr­
zehnten - ohne die für die betriebliche Berufsbildung so 
typischen Einbrüche - fortwährend. Es gibt daher einen 
langfristigen, deutlich wahrnehmbaren Trend zugunsten 

berufsschulischer Ausbildungsgänge. 

Diese Entwicklung geht keineswegs zu Lasten der Lehre. 

Die Graphik beweist, dass die Ausbildungsbeteiligung der 
Jugendlichen in betrieblicher Berufsausbildung - wird ein­
mal von den tiefen Einbrüchen abgesehen - durchaus nicht 

abgenommen hat; der Anteil war vielmehr 1997 ebenso 
hoch wie 1970. Allenfalls könnte von einem relativen Be­
deutungsverlust gesprochen werden, da das Gewicht schu­
lischer Ausbildungsgänge kontinuierlich wuchs. 

sentlich über dem Niveau der Jahre 1976 oder auch 1982. Wie lässt sich der Trend zugunsten berufsschulischer Aus-
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Abbildung 1 Entwicklung der Ausbildungsbeteiligung- betriebliche Berufs­
ausbildung und berufliche Schulen 1967-1997 
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bildungsgänge erklären? Nahe liegend ist, den Mangel an 
Ausbildungsplätzen dafür verantwortlich zu machen. Das 
trifft indes nur für bestimmte Perioden innerhalb des 
dreißigjährigen Untersuchungszeitraumes zu und berührt, 
wie sich noch zeigen wird, allenfalls einige Schultypen. 
Der langfristige und in seiner Grundtendenz klare Anstieg 

muss daher andere Ursachen haben. Der sehr ähnlich ver­
laufende Anstieg " der jährlichen Arbeitslosigkeit legt fol­
gende These nahe: Ein steigender Anteil der Erwerbsbevöl­
kerung kann den wachsenden Qualifikationsanforderungen 
nur noch bedingt genügen und wird daher häufiger ar­
beitslos. Die Jugendlichen versuchen ihrerseits, der dro­
henden Arbeitslosigkeit zu entgehen und durch vermehrte 
Bildungsanstrengungen den höheren Anforderungen der 

Wirtschaft gerecht zu werden Sie durchlaufen daher in 
steigendem Maße weiterführende Bildungseinrichtungen. 
Das schlägt sich als zunehmende Ausbildungsbeteiligung 
auch bei den beruflichen Schulen nieder. Die wachsenden 
Qualifikationsanforderungen der Wirtschaft bedingen so­
mit beides, eine steigende Arbeitslosigkeit " ebenso wie die 
wachsende Ausbildungsbeteiligung. Ein solcher Er­
klärungsansatz dürfte einen erheblichen Teil des bemer­
kenswert hohen Zusammenhangs zwischen Arbeitslosigkeit 
und Ausbildungsbeteiligung erklären. Darauf wird noch 

genauer einzugehen sein . 



Die Entwicklung der zwei Typen 
beruflicher Schulen 

Der erste hier zu behandelnde Typ von Schulen, zu dem 

das Berufsvorbereitungsjahr (BV J), das Berufsgrundbil­

dungsjahr (BGJ) und die Berufsfachschulen (BFS) gehören, 

hat eine ausgeprägte Pufferfunktion. IJ Sobald die Ausbil­

dungsplätze knapper werden (sinkende Angebots-/Nach­

fragerelation), geht ein wachsender Anteil der aus allge­

mein bildenden Schulen entlassenen Jugendlichen in diese 

beruflichen Schulen über (Abbildung 2). 1
' Damit werden 

Probleme, deren Ursprung in einem zu knappen Lehrstel­

lenangebot liegen, auf die beruflichen Schulen verlagert. 

Diese Schulen weisen daher - etwas pointiert ausgedrückt 

- dieselben antizyklischen Entwicklungen (Schwammfunk­

tion) 15 auf, wie sie in der betrieblichen Berufsausbildung 

für das Handwerk und die Landwirtschaft so typisch sind. 

Die beim Übergang in die betriebliche Ausbildung ablau­

fenden Ausleseprozesse gehen bei angespanntem Lehrstel­

lenmarkt nachweisbar zulasten von Ausländern , Frauen 

und Jugendlichen mit niedrigen Schulabschlüssen. 16 Ange­

sichts solcher Mechanismen, bei denen es vor allem den 

besser qualifizierten Jugendlichen gelingt, in ein Ausbil­

dungsverhältnis übernommen zu werden, ist der stets wie­

derkehrende Hinweis der ausbildenden Wirtschaft auf die 

mangelnde Ausbildungsreife der Jugendlichen schwer 

nachvollziehbar. Wenn noch Anfang der neunziger Jahre 

wesentlich größere Anteile eines Schulentlassjahrgangs 

eine betriebliche Ausbildung aufnahmen, dann müsste de­

ren schulisches Abschlussniveau und ihre Ausbildungsreife 

im Durchschnitt geringer gewesen sein als heute. Es war 

jene Zeit, als der Mangel an Nachwuchskräften der Wirt­

schaft wegen geburtenschwacher Jahrgänge und günstiger 

Konjunktur erhebliche Schwierigkeiten bereitete, und der 

Facharbeitermangel in aller Munde war. Trotz der größe­

ren Ausbildungsbeteiligung und eines im Schnitt niedrige­

ren Abschlussniveaus, wurde damals - wenn überhaupt -

erheblich weniger über mangelnde schulische Qualifikatio­

nen und fehlende Ausbildungsreife der Jugendlichen ge­

klagt. Die Kultusministerkonferenz sieht daher wohl nicht 

ganz zu Unrecht einen Zusammenhang zwischen beidem, 

wenn sie lakonisch feststellt, dass die Klagen über man­

gelnde Ausbildungsreife " ... kontinuierlich wiederkehren, 

wenn die Konjunkturlage schwach und die Ausbildungs­

platzsituation angespannt ist." 1
' Demnach dürfte es sich bei 

der "mangelnden Ausbildungsreife" nicht nur um ein Phä­

nomen abnehmender Qualifikationen auf Seiten der Ju­

gendlichen handeln sondern auch um eines, das auf ein 

wechselndes Anforderungs­

niveau der Wirtschaft zu­

rückzuführen ist. 

Wird die Ausbildungsbetei­

ligung bei BGJ/BVJ und den 

Berufsfachschulen unter 

Ab b il d ung 2 Entwicklung der Ausbildungsbeteiligung- 1967-1997 
Berufsfachschulen, Berufsgrund- und Berufsvorbereitungsjahr 
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dem Aspekt der Arbeitslosigkeit beurteilt, so ergibt sich bei 

letzteren ein ausgeprägterer Zusammenhang. 1
' Die Abhän­

gigkeiten sind plausibel, da bei rückläufiger Konjunktur die 

Arbeitslosigkeit zu- und das Ausbildungsplatzangebot der 

Betriebe abnimmt. Unter solchen Voraussetzungen weicht, 

wie schon dargelegt, ein wachsender Anteil der Jugendli­

chen auf die oben genannten beruflichen Schulen aus. 

Völlig anders sehen die Entwicklungen beim zweiten Typ 

beruflicher Schulen aus. Darunter fallen die Fachoberschu­

len, Fachgymnasien, Kollegschulen und die Fachschulen 

(Abbildung 3) 19
• Im Gegensatz zu den Berufsfachschulen 

und BGJ/BVJ spielen bei ihnen Verdrängungsmechanismen 

kaum eine Rolle. Gleichgültig, ob das Lehrstellenangebot 

knapp oder üppig ausfällt, diese beruflichen Schulen sind 

davon kaum betroffen. 20 Das liegt vor allem an einer an­

ders zusammengesetzten Schülerschaft. Die Jugendlichen 

haben entweder bereits eine betriebliche Ausbildung 

durchlaufen, wie ein großer Teil der Fachoberschüler und 

Fachschüler, oder sie schlagen nach Verlassen der allge­

mein bildenden Schulen den direkten Weg über Fachgym­

nasien, Berufsoberschulen und Kollegschulen zu den Fach­

hoch- und Hochschulen ein. 

Da Letztere den direkten Übergang in den Hochschulbe­

reich gestatten, ist der rapide Ausbau dieser Schulen und 

ein damit einhergehender Anstieg der Ausbildungsbetei­

ligung so überraschend nicht. Fragt man nach dem eigent­

lichen Grund, so steht eine potenzielle Arbeitslosigkeit 

trotz eines deutlichen Zusammenhangs 21 wohl kaum im 

I 
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Vordergrund, da sie diesen Personenkreis in der Regel we- Risiken zurückgeht. Im Folgenden soll versucht werden, 

niger betrifft. Es dürfte vielmehr eine sensible Reaktion einige Aspekte dieser Verhaltensänderungen besser zu ver­
schulisch gut qualifizierter Jugendlicher auf die steigenden stehen. 

Anforderungen der Wirtschaft sein, die ihrerseits, wie 

schon erörtert, mit Arbeitslosigkeit einhergeht. 

Fachoberschulen, 
Fachgymnasien, Berufs-
und technische Ober-
schulen, Kollegschulen 

I Fachschulen, 
Fachakademien, 
Berufsakademien 

I 

Schulen des 

7 Gesundheitswesens 

1970 1974 1978 1982 1986 1990 1994 

Was früher - besonders ausgeprägt in den unteren gesell­

schaftlichen Schichten - als kaum zu beeinflussendes, der 

persönlichen Einwirkung weitgehend entzogenes Berufs­

schicksal erfahren wurde, löste sich zusehends zugunsten 

einer Perspektive auf, die den beruflichen Werdegang als 

selbst gesteuerten Prozess, als Ergebnis persönlicher An­

strengungen und Leistungen wahrnimmt. Ob das realitäts­

gerecht ist, kann hier dahingestellt bleiben. Entscheidend 

ist die veränderte soziale Wahrnehmung, die Erfolg und 

Misserfolg, Aufstieg und Arbeitslosigkeit nicht mehr als 

schicksalhaft oder zufällig begreift, sondern in wachsen­

dem Maße als individuell zurechenbares Ergebnis eigener 

Anstrengungen oder persönlichen Versagens. 

Mit diesem Perspektivwechsel verändern sich auch die Be­

rufs- und Bildungswege. An Stelle des Betriebes, der früher 

über Aus- und Fortbildung, über Auf- und Abstieg ent­

schied, treten als Vehikel einer autonomen beruflichen Le­

bensplanung in wachsendem Maße Schulen und Hoch­

schulen, und das ist durchaus schlüssig. Denn die Jugend­

lichen können die strikte Forderung der "Leistungsgesell­
schaft'', ihre Fähigkeiten unter Beweis zu stellen, nur dort 

einlösen, wo ihnen die Ergebnisse ihrer Anstrengungen 

auch unmittelbar zugerechnet werden können. Und dies ist 

in Schulen sehr viel einfacher möglich als in Betrieben, in 

denen Leistungen in der Regel als Ergebnis gemeinsamer 
Anstrengungen vieler in einem Geflecht hierarchischer Ab­

hängigkeiten erbracht werden und der Selbststeuerung des 

beruflichen Werdeganges engere Grenzen gesetzt sind." 

Abb ildu ng 3 Entwicklung der Ausbildungsbeteiligung- 1967-1997 
Berufsoberschulen, Fachgymnasien, Kollegschulen, Fachschulen 

Auf diese Veränderungen läßt sich in erster Linie die 

enorme Zunahme der Jugendlichen in den beruflichen 

Schulen des zweiten Typs zurückführen, also vornehmlich 

der Fachoberschulen, technischen Oberschulen, Fachschu­

len und Berufsoberschulen. 

Veränderte Wege in die 
Erwerbstätigkeit 

Es sind vor allem die besonders qualifizierten Jugend­

lichen, die selbst in Krisenzeiten vom Ausbildungsplatz­

manget kaum betroffen sind und dennoch in wachsendem 

Maße schulische Wege in den Arbeitsmarkt den betrieb­

lichen vorziehen oder beide nacheinander beschreiten. Das 

lässt auf eine sich wandelnde Bewertung betrieblicher und 

schulischer Bildungswege schließen, die wiederum auf 

eine veränderte Wahrnehmung beruflicher Chancen und 
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Ein positiver Aspekt der beruflichen Schulen des ersten 

Typs - insbesondere der Berufsfachschulen - ist, dass feh­

lende Schulabschlüsse nachgeholt werden können und sie 

in kritischen Zeiten den angespannten Lehrstellenmarkt 

entlasten. Das prägt sich in den dargestellten zyklischen 

Kapazitätsschwankungen aus (Abbildung 2). Wenn aber, 

was häufiger geschieht, nach Abschluss der Schule die Su­

che nach einer geeigneten Lehrstelle erneut aufgenommen 

wird (Warteschleifen), dann wird für die vorübergehende 

Entlastung des Lehrstellenmarktes ein hoher Preis gezahlt. 

Das betrifft nicht nur die Schulträger, sondern auch gerin­

ger qualifizierte Jugendliche, die vom Lehrstellenmangel 

am härtesten betroffen sind und daher auf diese Schulen 

als Ausweichmöglichkeit verwiesen werden, obgleich ihnen 

mit betrieblichen Angeboten eher geholfen wäre. • 
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Qualität und Nutzen 
. 

e1ner 
Ausbildung an 
fachschule 

der Berufs-

Stellt der Besuch einer voll qualifizierenden 

Berufsfachschule eine vollwertige Alternative 

zur Ausbildung im dualen System dar? Dieser 

wichtigen Frage geht ein Forschungsprojekt 

des BIBB nach. Im folgenden Beitrag werden 

Ergebnisse zum Verbleib und zu den Erfah-

rungen von Absolventen vier Jahre nach 

Abschluss der Ausbildung vorgestellt, von 

einem Erfahrungsaustausch zwischen Alt- und 

Neuabsolventen berichtet sowie die mit dem 

Bildungsgang verbundenen Chancen aus der 

Sicht der ausbildenden Schulen eingeschätzt. 
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Voll qualifizierende Berufsfachschulen außerhalb BBiG/ 

Hwü hatten im letzten Jahrzehnt stetig wachsenden Zu­

lauf. Während 1988 knapp 70.000 Schülerinnen und 

Schüler diese Schulen besuchten, waren es 1997 mit knapp 

142.000 mehr als doppelt so viele (Steigerungsrate 105%). ' 

Im Vergleich dazu lag die Zahl der Schülerinnen und 

Schüler mit Ausbildungsvertrag 1997 um fast 4% niedriger 

als 1988. 

Inwieweit der Besuch dieser Schulen eine vollwertige Al­

ternative zur Ausbildung im dualen System, dem Haupt­

weg zu beruflicher Qualifikation im deutschen Bildungs­

system unterhalb der Hochschulebene, darstellt, soll im 

Rahmen des BIBB-Forschungsprojekts "Wege von Berufs­

fachschülern mit Ausbildungsabschluss" untersucht wer­

den . Denn über die Intentionen, die vonseiten der Schüler 

und Schülerinnen mit dem Besuch einer voll qualifizieren­

den Berufsfachschule verknüpft werden, sowie die bil­

dungspolitischen Funktionen, die diese Schulen erfüllen -

Absorption, Integration und Statusdistribution -, ist wenig 

bekannt. Deshalb wurden rund 1250 Absolventinnen und 

Absolventen von Berufsfachschulen, die 1994 ihren Be­

rufsabschluss erworben hatten, vom Bundesinstitut für Be­

rufsbildung erstmalig 1995 schriftlich befragt.' In einer te­

lefonischen Nachbefragung wurden 150 dieser Absolven­

ten 1995/96 intensiv interviewt' und im November 1998 

zum dritten Mal über ihren Berufsweg befragt, wobei noch 

126 Personen erreicht wurden. In die Untersuchung einbe­

zogen waren die Berufsbereiche naturwissenschaftlich­

technische Assistenten, kaufmännische Assistenten und 

personenbezogene Dienstleistungsberufe sowie Abgänger 

von höheren Handelsschulen (als Kontrollgruppe). 

Im ersten Teil dieses Beitrags werden Ergebnisse aus der 

telefonischen Befragung zum Verbleib der ehemaligen Be­

rufsfachschüler/-innen rund vier Jahre nach Abschluss ih­

rer Ausbildung, ihre zwischenzeitliehen Erfahrungen und 

ihre rückblickenden Einschätzungen hinsichtlich der Ver­

wertbarkeit der Qualifikationen dargestellt. Im zweiten Teil 

wird von einem Erfahrungsaustausch zwischen Neu- und 



Altabsolventen berichtet. Im dritten Teil werden Einschät­

zungen zu den mit dem Bildungsgang Berufsfachschule 

verbundenen Chancen aus Sicht der Schulen gegeben. 

Verbleibstudie von Absolventen und 
Absolventinnen• 

Die 126 Befragten sind überwiegend junge Leute unter 30 

Jahren, aber knapp ein Viertel ist zwischen 30 und 50 

Jahre alt. Ausbildungen an Berufsfachschulen werden auch 

von durch die Arbeitsämter gelenkten Umschülern sowie 

von Wiedereinsteigern nach einer Familienphase besucht 

oder dienen der späten Realisierung eines Wunschberufes. 

Obwohl sich die meisten altersmäßig eher in der Phase der 

Familiengründung befinden, sind gegenwärtig 88 Befragte 

(70 Ofo) berufstätig. 

Berufstätigkeit dieser Berufsfachschulabsolventen bedeutet 

für den überwiegenden Teil (rund 800fo oder mehr): unbe­

fristete Vollzeittätigkeit im Angestelltenverhältnis in einer 

Position als Fachkraft mit eigenverantwortlicher Tätigkeit 

oder schwieriger Sachbearbeitung, mit der sie voll (560fo) 

oder zumindest teilweise (29 Ofo) zufrieden sind. Ihre Zu­

kunftsaussichten sehen sie in der oberen Hälfte der Wer­

tungsskala, im Mittel bei 7 von 10 Punkten. ' 

Der Berufseinstieg ist den Befragten gelungen: lediglich 

zwei waren seit dem Berufsfachschulabschluss noch nie 

berufstätig, eine aus familiären Gründen und einer wegen 

weiterer Ausbildung und Zivildienst. Die Angaben zum Be­

ruf beziehen sich infolgedessen auf die jetzige oder letzte 

Tätigkeit von 124 Absolventen. Über 60 Ofo sind in kleineren 

Unternehmen ' beschäftigt; ein Drittel der Befragten arbei­

tet im Gesundheits- und Freizeit- oder Erziehungs- und 

Bildungsbereich, fast eben so viele in Industrie und Handel. 

Die meisten der Befragten erbringen (auch) Dienstleistun­

gen: Bei ihrer Arbeit brauchen über 800fo Fähigkeiten, um 

beraten und informieren sowie planen und organisieren zu 

können, wovon weit mehr als die Hälfte regelmäßig Ge­

brauch macht. Aber mehr als ein Viertel ist der Meinung, 

dass die Ausbildung dazu gar nichts beigetragen hat. Viel­

mehr haben selbst für den Erwerb der fachlichen Qualifi­

kationen die Einweisung und die eigenständige Einarbei­

tung am Arbeitsplatz (für jeweils 500fo) größere Bedeutung 

gehabt als die Berufsfachschule ( 42 Ofo) . 

Überfachliche Qualifikationen erweisen sich quer über die 

Berufe als durchgängig erforderlich - werden aber nur 

zum Teil durch die Berufsfachschulen vermittelt (vgl. 

Abbildung 1). 

Auf den Einsatz von 9 der II benannten überfachlichen 

Qualifikationen hat die Berufsfachschule zwar deutlich 

häufiger gut oder mittelmäßig vorbereitet als schlechter 

oder gar nicht. Der überragende Stellenwert des Lernens in 

der Praxis des Berufsalltags, am Arbeitsplatz, zeigt sich 

aber erneut bei der (offen gestellten) Frage, wo die über­
fachlichen Qualifikationen in erster Linie (zwei Nennun-

Abbi ldung 1 Vorbereitung auf den Einsatz überfachlicher Qualifikationen durch 
Berufsfachschulen 

Qualifikation Qualifikation Qualifikation 
wird benötigt wird regel-
von mäßig 

benötigt von 

x Prozent x Prozent 
der Befragten der Befragten 

• Selbstständiges Arbeiten 97 91 

• Flexibilität 94 75 

• Verantwortung 
übernehmen 96 77 . Kreativität und 
Eigeninitiative 91 56 . Kritikfähigkeit 88 43 

• Fähigkeit zur 
Zusammenarbeit 94 77 

• Projektbezogenes 
Arbeiten 64 37 

• Arbeitsorganisation I 
Zeitplanung 79 58 

• Unterweisung Anderer 58 21 

• Computergestütztes 
Arbeiten 78 

• Umgang mit Kollegen 
und Vorgesetzten 95 

genwaren möglich) gelernt worden waren: Beruf oder Ar­

beitsplatz nannten 600fo der Befragten, die Berufsfach­

schule 22%, Familie, Freunde oder soziales Umfeld zusam­

men 340fo der Befragten. Die Bedeutung der Sozialisation 

außerhalb der für Bildung und Erziehung zuständigen öf­

fentlichen Institutionen wie Schule wird hier erkennbar, 

und damit die Verantwortung, die jedem Einzelnen in der 

Gesellschaft, sei es in der Familie, am Arbeitsplatz oder in 

der Freizeit, als Vorbild zukommt. 

Die große Mehrheit der Absolventen befindet sich auf ei­

nem "normalen" Berufsweg in abhängiger Beschäftigung; 
kleine Minderheiten bilden die 90fo Selbständigen, die 60fo 

(schon) in leitenden Positionen Tätigen und die zusammen 

40fo in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen oder einer Zeitar­

beitsfirma Beschäftigten. Besonders zukunftsträchtig, weil 

international oder innovativ arbeiten wenige: EU-weit sind 

regelmäßig nur 80fo der Befragten aktiv, weltweit 60fo, und 

im High-Tech-Bereich gibt es einen nennenswerten Anteil 

von IOOfo Beschäftigten nur in der Computertechnologie. 

7 Ofo der Befragten halten ihren Berufsweg für einen Mo­

dell fall, und immerhin 22 Dfo betrachten ihr Aufgabengebiet 

als neu. 
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Berufsfach-
schulewar 
dafür hilf-
reich bei 

x Prozent 
der Befragten 

67 

49 

54 

54 

47 

71 

49 

44 
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Flexibilität hilft auf dem Arbeitsmarkt: Für ein knappes 

Viertel gab es Probleme bei der Arbeitsplatzsuche; ver­

schiedene Zugeständnisse, wie längere Anfahrt, geringeres 

Einkommen, Umzug oder Befristung, wurden von jeweils 

6 bis 11 Dfo in Kauf genommen. Zeitungsinserate der Firmen 

(33 Ofo), persönliche Kontakte und das Arbeitsamt Ue 25%) 

waren die erfolgreichsten Arbeitsplatzvermittler. Mitbe­

werber kommen hauptsächlich ebenfalls von der Berufs­

fachschule; weitere Bewerber haben je zu etwa einem Vier­

tel Hochschul- oder Lehrabschluss. Eine massive Verdrän­

gung durch Absolventen anderer Bildungsgänge scheint es 

demnach nicht zu geben. Mehr als zwei Drittel brauchten 

nicht länger als zwei Monate nach einem Arbeitsplatz zu 

suchen; gut ein Drittel hat sich nur einmal beworben; 37% 

konnten zwischen mehreren Zusagen wählen. 

Erfahrungen von Alt- und Neuabsolventen 
im Diskurs 

Um das Exemplarische der Erfahrungen von Berufsfach­

schulabsolventen herauszuarbeiten und Hintergründe zu 

diskutieren, traf sich Ende 1998 ein kleiner Kreis von Ab­

gängern der Jahre 1994 und 1998. Die Teilnehmer deckten 

ein breites Spektrum der Population ab. Die Altersspanne 

reichte von Anfang 20 bis Mitte 40; aus den Berufsberei­

chen technische Assistenten, kaufmännische Assistenten 

und Gesundheitsdienstberufe waren jeweils verschiedene 

Berufe vertreten; es waren Arbeitsuchende, Studierende, 

Jobber, Angestellte und Selbstständige darunter; die Art 

der Ausbildung reichte vom viermonatigen Kurscharakter 

in medizinischer Fußpflege bis zu drei Jahren mit Doppel­

qualifikation durch Berufsabschluss und Studienberechti­

gung an privaten oder öffentlichen Schulen. Dennoch 

ließen sich gemeinsame und weit verbreitete Erfahrungen 
herausschälen. 

.,Berufsfachschulen 
sind Schulen mit Vollzeitunterricht von 

mindestens einjähriger Dauer, für deren 

Besuch keine Berufsausbildung oder 

berufliche Tätigkeit vorausgesetzt wird. 

Sie haben die Aufgabe, allgemeine und 

fachliche Lerninhalte zu vermitteln und 

den Schüler zu befähigen, den Abschluss 

in einem anerkannten Ausbildungsberuf 

oder einem Teil der Berufsausbildung in 

einem oder mehreren anerkannten Aus­

bildungsberufen zu erlangen oder ihn zu 

einem Berufsa usbildungsabschluss zu 

führen, der nur in Schulen erworben 

werden kann." Beschluss der Kultusmini­

sterkonferenz vom 8. 12. 1975 
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Grundsätzlich wurde eine 

breite und anspruchsvolle 

Ausbildung an Berufsfach­

schulen gutgeheißen. Sie 

eröffnet die Chance, nach 

Arbeitsmarktlage und eige­

nen Interessen in verschie­

denen Einsatzbereichen eine 

Tätigkeit aufzunehmen. Da 

in der Schulzeit die fachli­

che Vertiefung nicht mög­

lich war, sind Einarbeitung 

und Weiterbildung erforder­

lich. Während die Notwen­

digkeit allgemein bildenden 

Unterrichts wie Deutsch und 

Sport an Berufsfachschulen 
kontrovers diskutiert wurde, 

war man sich über die Sinn-

I 

Ausbildung an 

Berufsfach­

schulen eröff­

net Chancen 

haftigkeit von fachspezifi­

schem Englisch einig. 

Stark demotivierend wirkte 

es sich aus, wenn Lehrer 

von vornherein die Berufs-

chancen schwarzmalten 

oder wenn Schulen den Un­
terricht nicht kontinuierlich organisieren konnten (Ausfall, 

Lehrerwechsel, nur sehr kurzzeitiger, aber prüfungsrele­

vanter Fachunterricht). Neben der partiell akzeptierten Ver­

schulung wegen der Stofffülle wünscht man sich einerseits 

eigenständig zu erledigende Projektaufgaben im Team und 

andererseits mehr Anleitung und Orientierung bei der An­

fertigung von Facharbeiten. 

Der Schrumpfungsprozess in den Klassenfrequenzen zwi­

schen Schulanfang und Prüfungsabschluss kann bis zu 

zwei Drittel und mehr betragen. Die Gründe dafür können 

im Anforderungsniveau der Schule, im Berufswechsel oder 

Wechsel in eine Lehre und in fehlenden Finanzierungs­

möglichkeiten liegen. Die Diskutanten haben alle den Ab­

schluss und sind darin einig, dass die Anstrengung für eine 

gute und anerkannte Ausbildung sich lohnt. Gerade da 

wird aber auch starker Handlungsbedarf bei anderen gese­

hen: Über Ausbildungsabschlüsse und Qualifikationen in 

neueren Berufen sind sowohl die Arbeitsvermittlung wie 

die Wirtschaft speziell bei Ergotherapeuten, Gestaltungs­

technischen Assistenten und Kaufmännischen Assistenten 

zu wenig informiert. Die Betroffenen schließen dann eher 

notgedrungen eine Lehre oder ein Studium an. Besserung 

könnte hier durch stärkeren Einbezug der Wirtschaft bei 
der Lehrplanerstellung und in Praktika, aber auch durch 

mehr Öffentlichkeitsarbeit in den Medien erreicht werden. 

Die Kooperation der Sozialpartner, die duale Ausbildungs­

berufe nach dem Konsensprinzip gestaltet, ist bei den Be­

rufsfachschulgängen ein systemisches Defizit. 

Die explosionsartige Kapazitätserhöhung führt dazu, dass 

in Berufen, in denen vor wenigen Jahren noch beste Ver­

wertungschancen gegeben waren, eine Marktsättigung ein­

getreten ist. Berufs- und Umschulungsberatung und -an­

gebote bräuchten darüber regelmäßig und frühzeitig Infor­

mationen, um reagieren zu können. 

Inkonsistenzen werden auch bei der Finanzierung gesehen. 

Während Studiengebühren (bspw. für Mediziner) als bil­

dungspolitisch nicht vertretbar gelten und im dualen Sys­

tem Ausbildungsvergütungen gezahlt werden, wird von 

immer mehr Schulen Schulgeld erhoben und/oder erhöht. 

Es steht häufig in keinem akzeptablen Verhältnis zum 

niedrigen späteren Verdienst (bspw. in Gesundheitsdienst­

berufen). Hinzu kommt, dass in denselben Ausbildungs­

gängen Umschüler von Zahlungen befreit sind, die Schüler, 

direkt von der allgemein bildenden Schule kommend, leis­

ten müssen. 



Vereinheitlichung wünscht man sich auch da, wo Standar- der Schulen vermutet eine gleich bleibende Schülernach­

disierungen möglich sind und schon verhandelt wurden. frage, kaum jemand eine Abnahme. In Nordrhein-Westfa­

Überregionale Bekanntheit und Anerkennung von Ausbil- Jen und Baden-Württemberg wird deutlich häufiger eine 

dungen und Abschlüssen sollten nicht nur national, son- weitere Zunahme erwartet als in Niedersachsen (dort er­

dem europa- und weltweit gefördert werden. Transparenz wartet fast jede 5. Schule eine Abnahme) oder Sachsen. 

und Mobilität sind nur erreichbar, wenn alle Schulen die Zur Berufseinmündung des Absolventenjahrgangs 1998 

gleichen (international) vereinbarten Anforderungen erfül- wurden prozentuierte Einschätzungen abgefragt. Nur we­

len und damit werben (können) und wenn Absolventen die nige Schulen machten dazu Angaben. An 34% geht man 

entsprechenden Zertifikate erhalten, die ihnen eine ausbil- davon aus, dass mindestens zwei Drittel der Absolventen 

dungsadäquate Arbeitsaufnahme oder Niederlassung im eine Berufstätigkeit aufnehmen wollen. In Baden-Würt­
Ausland erlauben. temberg liegt der Anteil mit fast 50% am höchsten, in 

Die Problematik der fehlenden bundeseinheitlichen Stan-

dards zeigte sich einmal mehr bei der Vorbereitung der 

nächsten querschnittartig angelegten Absolventenbefra­

gung. Bei der (fast) vollständigen Einbeziehung aller Bil­

dungsangebote zu rund 20 Berufsgruppen in den Bundes­

ländern Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Nie­

dersachsen und Sachsen ergab sich eine Liste von 83 ver­

schiedenen Berufsbezeichnungen. Dabei ist nicht erkenn­

bar, wie stark die Überschneidungen bei ähnlich benannten 

Ausbildungen sind oder wo das Spezifische liegt. 

Schülernachfrage und Verwertungschancen 
aus Sicht der Schulen 

Im Zusammenhang mit einer Adresserhebung bei Berufs­

fachschulabsolventen des Jahres 1998 wurden 883 Bil­

dungsinstitutionen angeschrieben, die technische, Wirt­

schafts- und Dienstleistungsassistenten ausbilden . Eine 

Grobeinschätzung der Nachfrage in diesen Berufen an ihrer 

Schule gaben 367 Schulen ab. Für 39 Ofo der Schulen hat 

sich die Schülernachfrage in den letzten vier Jahren er­

höht, für 44% ist sie gleich und für 17 Ofo geringer gewesen 

als das geplante Angebot. 

Bei einer nach sieben Berufstypen differenzierten Betrach­

tung (naturwissenschaftlich-technische, künstlerisch-tech­

nische, wirtschaftstechnische, organisations- und kommu­

nikationstechnische, Versorgungsdienst - ', Gesundheits­

dienst- und Sozialdienstassistentenberufe) zeigt sich, dass 

der Nachfragezuwachs im Sozialdienst (Sozialassistenten 

oder -helfer, Kinder- und Familienpfleger) mit 35% unter­

proportional war, bei wirtschaftstechnischen Assistenten 
mit 42% überproportionaL Im Gesundheitsdienst (thera­

peutische Berufe und Kosmetiker) gab es gegenläufige Ent­

wicklungen: 52% der Schulen gaben eine höhere, 24% 

eine geringere Nachfrage an. 

Die zukünftige Schülernachfrage wird nach Meinung der 

Schulleitungen im Gesundheits- und im Sozialdienst (nur) 

noch an jeder 5. Schule zunehmen (in allen Berufsarten 

noch an 30% der Schulen), bei ebenso vielen Schulen je-

Sachsen mit unter 20% am niedrigsten. Dass mindestens 

zwei Drittel der Absolventen eine weitere Ausbildung 

(Lehre, Studium) anschließen, glauben insgesamt 20% der 

Schulen, in Niedersachsen sind es 30% und in Nordrhein­

Westfalen 10%. 

Im Gesundheitsdienst ist die anschließende Berufstätigkeit 

von mindestens zwei Dritteln der Absolventen für 80% der 

Schulen der wahrscheinlichste Verbleib (bei den anderen 

Berufsarten nur für 15 bis 25 Ofo). Höchstens ein Drittel der 

wirtschafts-, organisations-

und kommunikationstech-

nischen Assistenten wird 

direkt in eine Tätigkeit ein­

münden, glauben rund 50% 

der sie ausbildenden Schu­

len. Entsprechend nehmen 

um bzw. über 30% der 

Schulen an, dass zwei Drit­

tel eine weitere Ausbildung 

anschließen. Letzteres gilt 

auch für den Sozialdienst 

Diese Einschätzungen dek­

ken sich mit den bisherigen, 

tatsächlichen Erfahrungen 

der zum Berufsverlauf an 

der zweiten Schwelle be­

fragten Absolventen. Wirt­

schaftsassistenten, Fremd­

sprachenkorrespondenten, 

auch Gestaltungstechni­

schen Assistenten werden 

Lehrverträge oder die Auf­

nahme eines Studiums an­
geboten; qualifizierte Sach­

arbeitsplätze finden sie da­

gegen kaum. Kinderpfleger 

besuchen wegen besserer 

späterer Berufsaussichten 

eine Erzieherschule. 

Ob diese Verlaufsmuster 

sich auch für die Mehrzahl 

Anmerkungen 

I Vgl. auch Feller, G.; Zöller, I. : Bedeutung 

und Entw icklung der vo ll qualifizierenden 

sch ulischen Berufsausbildung - Struktur­

daten und Vergleiche. In: BWP 24 (I995) 

5, S. I 9-24 und Berufsbildungsbericht 

I 999, S . 80-83 

2 Feller, G.: Ausbildungsabschluss an der 

Berufsfachschule- was bringt das? Absol­

venten gaben Auskunft. In: BWP 25 (1996) 

3, s. 2I-28 

3 Z u den früheren Befragungen s. Berufsbil ­

dungsberichte I 996, S. 106 f und I 997, S. 

I 34 f. sowie Feller, G. (I 998} : Ausbildung 

an der Berufsfachschule- Qualifizierungs­

lauf über Hürd en und Stolpersteine, In: 

berufsbildung (5 2) Heft 50, S. 4I-43 

4 An den hier betrachteten Berufsfachschulen 

beträgt der Anteil der Schülerinnen 80 %. 

Die im folgenden uerwend eten Berufsbe­

ze ichnungen sind als Gattungsbegriffe ge­

meint und schließen beide Geschlechter ein. 

5 Für Auszu bildende im dualen System erga­

ben sic h hinsichtlich der Zufriedenheit mit 

Ausbildung und Arbeitsplatz sow ie der 

Zukunftschancen im Mittel ähnliche Werte. 

(Vgl . Feller, G.: Duale Ausbildung: Image 

und Realität - Eine Bestandsaufnahm e aus 

Lernersicht. Materialien zu r beruflichen 

Bildung, Heft 95 , Hrsg.: BIBB, Bielefeld , 

Bertelsmann I 995 

6 weniger als 50 Mitarbeiter 

7 Das sind Assistenten für Hau swi rtschaft, 

Gästeversorgung und Touristik ; sie fallen 

aus der folgenden Betrachtung wegen der 

Beteiligung uon nur vier Schulen heraus. 

doch abnehmen (im Gesamtdurchschnitt an 12 Ofo der Schu- der Absolventen von 1998 als stabil erweisen, wird die Be­

Jen). In den anderen Berufsarten wird von 36% bis 43% fragung Ende 1999 ergeben, zu der sich über 5.000 Schul­

der Schulen eine weitere Zunahme erwartet; die Mehrzahl abgänger bereit erklärt haben. • 

I 
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DISKUSSION 

Dynamik in der Ordnung 
von Ausbildungsberufen 

Die Berufsausbildung steht auf dem Prüf-

stand. Es mangelt nicht an Vorschlägen für 

Veränderungen. Unbefriedigend an den be­

gonnenen Überlegungen sind aber Lücken und 

praxisfremde Vorstellungen, die konsensfähi-

ge Entwicklungslinien verwischen und die 

eine nur punktuelle Weiterentwicklung be-

fürchten lassen. Der Beitrag zeigt eine Reihe 

von Problemen auf und entwickelt zentrale 

Ansätze für Veränderungen . Verbunden damit 

ist ein Aufruf zur Diskussion dieser wichtigen 

Thematik. 

HANS - CHRIST/AN STEINBORN 

Leiter des Arbeitsbereichs 

" Strukturfragen und Qualitätsstandards 

für die Ordnungsarbeit ", 8188 
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Probleme 

SYSTEMKONFLIKTE 

Die erste Lücke befindet sich auf der Systemebene. Die be­

rufliche Bildung muss als Teil unseres Wirtschafts- und So­

zialsystems so weit wie möglich die Prinzipien dieses über­

greifenden Systems beachten oder sie entwickelt sich zu 

einem störenden Außenseiter. Im Kern denken wir dabei an 

die Grundsätze der sozialen Marktwirtschaft, zu deren Leis­

tungsfähigkeit die berufliche Bildung einen wesentlichen 

Beitrag liefern muss. Erkennbar schert die berufliche Bil­

dung aber aus, weil der Zugang zum Markt beschränkt ist, 

weil die Qualität der Dienstleistungen auf den Bildungs­

märkten teilweise - insbesondere in der Weiterbildung -
bei Vertragsschluss kaum bewertbar ist und weil schließ­

lich in der Berufsausbildung der in einer Marktwirtschaft 

unverzichtbare Preismechanismus aufgrund tarifvertrag­

lieh geregelter Ausbildungsvergütungen außer Kraft gesetzt 

ist. So weit Zugangsbeschränkungen durch das Berufsbil­
dungsgesetz (z. B. §§ 25, 28) gefordert sind, können wir sie 

der sozialen Komponente unserer Wirtschaftsordnung zu­
rechnen. Beschränkungen sollten aber keinesfalls durch 

faktisches Handeln verschärft werden. Die gesamte Band­

breite der Regelungen des Berufsbildungsgesetzes steht zur 

Verfügung. Das bedeutet, um auf die aktuelle Diskussion 

einzugehen, dass selbstverständlich zweijährige Ausbil­

dungsberufe zulässig sind und dass Ausbildungsordnun­

gen keine Zugangsvoraussetzungen regeln dürfen. Es darf 

nicht einmal der Versuch unternommen werden, das in­

haltliche Konzept eines Ausbildungsberufs so anzulegen, 

dass auch ohne formale Zugangsbeschränkung faktisch 

eine solche Wirkung eintritt. Das Berufsbildungsgesetz for­

dert eine Offenheit für die schwächeren Schulabsolventen 

und lässt Ausnahmeregelungen nur für Behinderte zu. So­

zialstaatliche Glaubwürdigkeit ist gefragt. Diese Hinweise 
sollten auch bei den aktuellen Diskussionen über die Krite­

rien für die Anerkennung von Ausbildungsberufen beach­

tet werden. 



Unzureichende Information über die Qualität eines Pro­

duktes oder einer Leistung hat immer dieselben Wirkun­

gen: Der Markt ist verzerrt, es gibt ungerechtfertigte Er­

träge auf der einen Seite und enttäuschte Anbieter und 

Nachfrager auf der anderen. Das Problem liegt im Wesent­

lichen in der beruflichen Weiterbildung und ließe sich 

durch die Einführung einer neutralen Qualitätskontrolle 

(Stiftung Bildungstest) marktkonform lösen'. Tarifvertrag­

lieh vereinbarte Ausbildungsvergütungen erfreuen bei star­

ker Nachfrage nach Ausbildungsplätzen die Erfolgreichen. 

Die leer ausgehenden Jugendlichen und - wie zurzeit - die 

öffentlichen Haushalte haben den Schaden. Eine Freigabe 

der Ausbildungsvergütungen - möglicherweise innerhalb 

einer tarifvertraglich festgelegten Bandbreite - würde das 

Marktvolumen (Neuabschlüsse) bei Nachfrageüberhängen 

steigen lassen, wäre flexibler in der Anpassung an Bran­

chen- und Regionalsituationen und würde den Umfang 

staatlicher Hilfsprogramme deutlich reduzieren ' . 

ZIELKONFLIKTE 

Die zweite Lücke betrifft - gleich dreifach - die Zieldefini­

tion. 

• Was verstehen wir unter einem Ausbildungsberut? 

• Welche Adressaten stellen wir uns bei der Ordnung von 

Ausbildungsberufen vor? 

• An welchen Betrieben orientieren wir uns? 

Die Frage, was unter einem Ausbildungsberuf zu verstehen 

ist (erster Zielkomplex), ist seit Beginn der Neuordnung 

von Ausbildungsberufen in Bewegung und in der Diskus­

sion. In den siebziger Jahren war es im Wesentlichen die 

Einführung der beruflichen Grundbildung, in den achtzi­

ger und neunziger Jahren die Zusammenfassung von Be­

rufen und ihre innere Differenzierung. (Hierzu wurden zahl­

reiche Varianten entwickelt)'. Sie lassen sich als Beweis für 

die Anpassungsfähigkeit der Instrumente nach dem Be­

rufsbildungsgesetz und für ein hohes Maß an Dynamik in 

der Ordnungsarbeit anführen. Skeptiker könnten diese Va­

riantenvielfalt aber auch als Ausweis einer geringen Taug­

lichkeit des Grundmodells werten ' . Warum müssen Ausbil­

dungsberufe in der Metalltechnik eine andere Struktur als 

Berufe im Medienbereich haben und warum wird auf der 

einen Seite ein Automobilkaufmann geschaffen, während 

andererseits beim Sozialversicherungsfachangestellten die 

wesentliche Ordnungsleistung gerade in der Zusammenfas­

sung unterschiedlicher Versicherungssparten besteht? 

Zu den Adressaten, dem zweiten Zielkomplex, gibt das Be­

rufsbildungsgesetz eine klare Antwort: Da es keine Zu­

gangsvoraussetzungen zulässt, dürfen solche weder formal 

noch faktisch aufgebaut werden. Das Berufsbildungsgesetz 

enthält einen sozialen Grundsatz, der wesentliches Element 

unserer Wirtschaftsordnung ist. Wenn Zugangsvorausset­

zungen unzulässig sind, dann verpflichtet das zur Orien-

tierung an Hauptschülern, 

weil für sie eine Berufsaus­

bildung oft der einzige Weg 

zu einem anerkannten und 

sicheren Beruf und dadurch 

zu einem Leben in sozialer 

Sicherheit darstell t' . Um 

Missverständnissen vorzu­

beugen: Selbstverständlich 

brauchen wir Realschüler, 

Fachschüler und Abiturien­

ten in der Berufsausbildung; 

wir dürfen sie aber nicht 

zum Maßstab für die inhalt­

liche Anlage der Berufe 

nehmen. Ihre anderen Vor­

kenntnisse und ihr speziel­

les Leistungsprofil sollten 

durch Bausteine aufgefan-

Ursachen für die Reformbedürftig­

keit der beruflichen Bildung nach 

Bathge und Haase " : 

• Mangelhafte Anpassung der Ausbil­

dungs- an die Beschäftigtenstruktur 

• Wandel von erfahrungs- zu wissensba­

sierten Qualifikationen 

• Reduzierung des Bedarfs an Fachkräf­

ten durch Rationalisierungsprozesse 

• Kosten der betrieblichen Berufsausbil­

dung und Ausbildungsbedarf der ab­

nehmenden Abteilungen 

• Mit steigendem durchschnittlichen 

Qualifikationsniveau können Kleinbe­

triebe die Voraussetzungen für die 

Ausbildung nicht mehr erfüllen oder 

ihnen wird die Ausbildung zu teuer. 

gen werden, die im Rahmen einer verbindlichen Ordnung 

individuell und betriebsspezifisch ausgewählt werden kön­

nen. Wir benötigen mehr Freiheitsgrade für Individualisie-

rung' . 

Betrachten wir die Ausbildungsbetriebe (3. Zielkomplex): 

In der Mehrheit sind es kleine und mittlere Unternehmen. ' 

Wenn wir sie für die Berufsausbildung erhalten bzw. wie­

dergewinnen wollen, müssen sie den Orientierungsrahmen 

für Ausbildungsberufe darstellen. Das hat erhebliche Kon­

sequenzen: KMU können arbeitsplatzbezogen kunden- und 

prozessorientiert ausbilden. Sie planen und organisieren 

ihre Berufsausbildung vom Markt her und stützen sich 

nicht auf verschulte Unterweisungsformen, die eher zur 

großbetriebliehen Ausbildung gehören, dort aber auf dem 

Rückzug sind". Auch überbetriebliche Unterweisungen sind 

für diese Betriebe keine Antwort für ihre Personalentwick­

lung. KMU als Zielbetriebe führen zu Änderungen in der 

Gestaltung von Ausbildungsberufen. Das betrifft die Breite 

der Ausbildung ebenso wie betriebsspezifische Spezialisie­

rungen. Fordern Ausbildungsordnungen eine über das Po­

tenzial eines durchschnittlichen KMU (Betriebspotenzial) 

hinausgehende Breite der Vermittlung, müssen entweder­

systemfremde - Kunstgriffe her oder die Ausbildungsbe­

reitschaft der Betriebe lässt nach 9
• Wir müssen solchen Be­

trieben vielmehr entgegenkommen, weil wir sie dringend 

benötigen. Das wird aber nur gelingen, wenn der Anspruch 

an Ausbildungsberufe überprüft, mehr Flexibilität in der 

Durchführung der Berufsausbildung zulässig wird und 

Ausbildungsordnungen die "Alltagssprache" dieser Be­

triebe, nämlich das Lösen von Arbeitsaufgaben zur Erfül­

lung von Kundenaufträgen treffen. Da stören Lernziele, 

weil sie aus einem anderen Gestaltungsbereich stammen. 

Die mit ihnen verbundene Zerlegung von Arbeitsprozessen 

in pädagogische Häppchen ärgert vor allem die engagier­

ten Ausbilder solcher Betriebe. 

I 
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DISKUSSION 

UNVOLLSTÄNDIGE INFORMATION 

Lähmend und unverständlich sind die unzureichenden In­

formationen über Angebot und Nachfrage auf dem Ausbil­

dungsstellenmarkt.'0 Mobilität wird dadurch begrenzt, 

Schüler verzweifeln und Betriebe können keinen Nach­

wuchs rekrutieren." Der volkswirtschaftliche Schaden 

dürfte sehr hoch sein. 

Eine weitere Lücke besteht in der unvollständigen Infor­

mation über den Stand der Neuordnung von Ausbildungs­

berufen selber. In diesem Ordnungsbereich herrscht seit 

Mitte der siebziger Jahre viel Kreativität und Dynamik. Die 

Ordnung der Ausbildungsberufe hat gerade in den letzten 

Jahren noch einmal einen Schub bekommen, ihre Bilanz 

ist eindrucksvoll ". Hier ist der weitere Ausbau aktueller In­

formationssysteme wie A. WE.B geboten. " 

Lage sind, berufliche Handlungsfähigkeit zu messen, wer­

den sie eine teilweise marktsteuernde Funktion überneh­

men können. Aber auch hier taucht ein altes Thema wieder 

auf: controle continu. Spätestens bei Einführung von Bau­

steinen wird diese Prüfungsform aktuell. Wohin soll hier 

die Entwicklung laufen? Da die Wirkung von Prüfungen 

als "geheimes Curriculum" sattsam bekannt ist, muss der 

Prüfungsbereich nicht nur mitbedacht, sondern mit an er­

ster Stelle weiterentwickelt werden" . 

In der beruflichen Weiterbildung ist die Situation viel ein­

facher: Es gibt in der Regel keine formalisierte Qualitäts­

kontrolle. Damit ist der Markt frei für Spitzenanbieter und 

für Scharlatane. Die Entwicklung in den ersten Jahren 

nach der Wende hat in Ostdeutschland gezeigt, was für ein 

Durcheinander - mit ruinösen Wirkungen - entstehen 

kann, wenn das Produkt auf dem Markt qualitativ nicht 

gemessen und bewertet werden kann. Hier ist staatliches 

Ansätze zur Veränderung Handeln mit dem Ziel der Marktordnung gefordert. 

Die Notwendigkeit zur Weiterentwicklung oder Anpassung 
der Berufsausbildung wird mit der Globalisierung der Wirt- ZUGÄNGE ERLEICHTERN 

schaft, kürzer werdenden Innovationszyklen und neuen Den Grundsatz haben wir bereits dargestellt: Ausbildungs­

Formen der Berufsarbeit begründet. "Gestiegene Anforde- ordnungen legen - möglicherweise als Fiktion - bei der 

rungen an die Wettbewerbsfähigkeit zwingen Unternehmen Anlage der Ausbildungsberufe das Leistungsniveau von 

heute zu permanenten Lern-, Anpassungs- und Innovati- Hauptschülern zugrunde. " Leistungsfähigere Schulabsol­

onsleistungen, um sich auf dem Markt behaupten zu kön- venten können einzelne Ausbildungsabschnitte schneller 

nen. Dabei wird die Qualifikation der Mitarbeiter - neben durchlaufen und gewinnen Zeit für eine Vertiefung oder 

Technik und Organisation - zum entscheidenden Faktor Erweiterung des Ausbildungsberufsprofils. Hierzu stehen 

der Innovationsprozesse". " ihnen Bausteine zur Verfügung. Auszubildende mit ande-

rem Lernverhalten benötigen eventuell mehr Zeit und nei­

Einvernehmen besteht wohl in folgenden Punkten: Das Be- gen anderen Bausteinen zu. Ihnen sollte vor allem geholfen 

rufsprinzip mit der vollen Berufsfähigkeit wird beibehal- werden . Eine solche Konstruktion - brächte man sie den 

ten, gleichwohl das Konsensprinzip bei der Erarbeitung Schulabgängern und ihren Erziehungsberechtigten nahe -

und Abstimmung von Ausbildungsordnungen. Die lnstru- würde Hoffnung auf der einen und attraktive Wahlkombi­

rnente für die Weiterentwicklung, die das Berufsbildungs- nationen auf der anderen Seite erzeugen. Beides brauchen 

gesetz anbietet, werden von Bundesregierung und Sozial- wir für die Zukunft der beruflichen Bildung. 

partnern als ausreichend erachtet. Es geht also um eine 

Entwicklung im traditionellen Rahmen: 

QUALITÄT SICHERN 

Die Qualitätssicherung in der Berufsausbildung sollte nicht 

durch scheinbar geeignete Instrumente wie Zwischen- und 

Abschlussprüfung bisheriger Art erfolgen. Betriebe ver­

trauen im Wesentlichen auf die innerbetriebliche Beurtei­

lung Auszubildender, und die Berufsschulen erstellen 

Zeugnisse, deren Marktwert sehr gering eingeschätzt wird . 

Zwischenprüfungen der alten Form stören und können er­

satzlos gestrichen werden. In einem kürzlich von BMWi 

und BMBF durchgeführten Workshop wurde der Gedanke 

geäußert, Zwischenprüfungen in Anlehnung an Vordi­

plome von Hochschulen eine neue Funktion zu geben. 

Über Veränderungen der Abschlussprüfungen wird seit 

Jahren heftig gerungen. Erst wenn sie tatsächlich in der 
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DEREGULIEREN 

Ausbildungsberufe haben aus Sicht der Betriebe eine öko­

nomische Dimension, die sich vom Absatzmarkt und vom 

Produktionsprozess herleiten lässt. Wenn diese das Ziel und 

die Inhalte der Berufsausbildung bestimmenden Bereiche 

einem ständigen Änderungsprozess mit kürzeren Zyklen 

unterworfen sind, muss die berufliche Bildung darauf rea­

gieren. Sie muss sich von der Vorstellung lösen, Ausbil­

dungsberufe seien die Basis für eine lebenslange Tätigkeit. 

Ausbildungsberufe werden nur noch eine Startberufsfähig-

Lernzeiten 

über größeren 

Zeitraum 

verteilen 

keit regeln, die den Zugang 

zu einer qualifizierten 

Tätigkeit ermöglicht. Die 

Aufgabe der Erhaltung und 

Festigung der Berufsfähig­

keit übernimmt - oft schon 



nach wenigen Wochen der Übernahme von Auszubilden­

den - die berufliche Weiterbildung. Lernzeiten müssen über 

einen größeren Zeitraum verteilt werden. 1
' Die berufliche 

Weiterbildung stellt ein dynamisches Element dar, das dem 

Ausbildungsberuf seine statische Behäbigkeit nimmt. Wenn 

Ausbildungsberufe eine Startqualifikation darstellen, kön­

nen wir bei der Frage der Ausbildungsdauer flexibler ge­

stalten. 
Beim Entrümpeln sollten wir zuerst an die Inhalte, dann 

an die Form der Inhaltsbeschreibung in Ausbildungsord­

nungen denken. Das Konzept vom lebensbegleitenden Ler­

nen gebietet für die Startqualifikation eine Beschränkung 

auf das Wesentliche. Nur wenn die Qualifizierung zeitnah 

am betrieblichen Geschehen ist, geht die Dynamik von 

Wirtschaft und Technik über das Lernen im Prozess der 

Arbeit automatisch in die Berufsausbildung ein. Andern­

fa lls gäbe es bereits an der zweiten Schwelle erhebliche 

Verwertungsprobleme. Bezüglich der formalen Beschrei­

bung sollte überprüft werden, ob das Ziel "berufliche 

Handlungsfähigkeit" mit Lernzielformulierungen beschrie­

ben werden kann, die einen Hang zu Taylorismus und Per­

fektionismus verspüren lassen. Alternativ bietet sich eine 

aufgaben- und prozessorientierte Beschreibung berufstypi­

scher Aufgaben an, in der die Praxis der kleinen und mitt­

leren Unternehmen (KMU) sich wiederfindet. 

DYNAMISIEREN 

Hier geht es um das Konzept von Ausbildungsordnungen. 

Ihre Anpassung an die Veränderung in Wirtschaft, Gesell­

schaft und Technik, auf die das Berufsbildungsgesetz ab­

stellt, dauert zu lange oder ist zu schwerfäll ig. 19 Ausbil­

dungsordnungen laufen mit einem zu großen Abstand hin­

ter der Realität her. Wie könnte sich das ändern? Wir 

schlagen vor, Ausbildungsordnungen aus zwei Teilen zu 

konstruieren, wobei der Erste sozusagen die langfristig sta­

bilen Elemente (Stammdaten) und der Zweite das dynami­

sche, kurzfristig anpassbare Element darstellt, das die Ab­

bildung der betrieblichen Realität ermöglicht (Bewegungs­

daten). Zu den Stammdaten gehören alle Teile der bisheri­

gen Ausbildungsordnungen mit Ausnahme des Ausbil­

dungsrahmenplans . Er wird zu einem dynamischen Teil 

entwickelt und hat Scharnierfunktion zwischen Arbeitswelt 

und Ausbildungsprozess. Anpassungen könnten sich dann 

für lange Zeit auf den Ausbildungsrahmenplan beschrän­

ken und oft sicherlich in einer gemeinsamen Sitzung erle­

digt werden. 

Die seit 1974 entwickelte Grundform einer Ausbildungs­

ordnung basiert bezüglich formaler Kategorien des Ausbil­

dungsrahmenplans auf der Lernzieltheorie. Lernziele ma­

chen Ausbildungsordnungen nicht attraktiv, weil sie eine 

in KMU nicht vorhandene Sprachform darstellen. Lernziele 

entstammen der allgemein bildenden Pädagogik und sind 

e in Stück Pädagogisierung des Lernortes Betrieb. Was 

Lernen mit dem 
gewissenl"Ktjck•• Aus der Praxis 

.,. - für die Praxis 
p (/ 

INTlßAKf!JIE'"' 
LlßNPßDGßAAfAfl 

DER TRAIN5Rf .111ai/Jetpatilr 
! .. 

/tür dau.Bißen 

matne'!latisc'ker 
. Grundkenntnisse 

1n tec!Jniscnen 
Berufen 

Entwickelt mit freundlicher Unterstützung der 
Heinz Nixdorf Stiftung 

Die modular aufgebau­
ten CBTs enthalten die 
Bereiche Handlungsfeld, 

und Zusammenfassung. 

Einzelplatzlizenzen 
jeweils DM 69,-, 
Einzelplatzlizenzpaket 
für alle vier CD-ROMs 
DM 189,-

.Der Trainer 
• Mathematik" 
überzeugt durch 
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DISKUSSION 

könnte Ausbildungsordnungen attraktiver machen? Die 

Antwort gibt es bereits: Ausbildungsberufsprofile. Ausbil­

dungsberufsbilder der Ausbildungsordnungen sind ein 

knappes Inhaltsverzeichnis, erzeugen aber kein Bild vom 

Gegenstand der Ausbildung. Die Entwicklung der Ausbil­

dungsberufsprofile beweist die Untauglichkeit der Ausbil­

dungsberufsbilder. Das sollte sich ändern. Ausbildungsbe­

rufsbilder in Form von Ausbildungsberufsprofilen könnten 

eine vollständige, anschauliche, bildhafte Beschreibung der 

Aufgaben aufnehmen, deren Lösung der Auszubildende 

lernen soll. Die berufliche Bildung muss eigene Kategorien 

der Beschreibung von Sachverhalten entwickeln. Ausbil­

dungsberufsprofile wären für unsere Kunden (Schüler, Er­

ziehungsberechtigte, Lehrer, Ausbilder, Personalverant­

wortliche, Berufsberater) aussagefähiger. Wirkungsvoll 

wäre auch, früh genug die gesamte Öffentlichkeit, insbe­

sondere aber auch die KMU, über Neuordnungen zu infor­

mieren. Die modernen IuK-Techniken wären hier sinnvoll 

einzusetzen (Ordnungsentwürfe im Internet)'0
• 

INDIVIDUALISIEREN 

Wenn Ausbildungsordnungen sich am Eingangsniveau von 

Hauptschülern orientieren, besteht die Notwendigkeit, die 

Ausbildungsdauer flexibel zu gestalten und Bausteine zu 

entwickeln. Das Erste wird erforderlich, um bei schwäche-

ren Auszubildenden die Startqualifikation tatsächlich er­

zielen zu können. Bausteine sollen demgegenüber die Be-

rufsausbildung für Absolventen weiterführender Schulen 

attraktiv machen, aber auch ein Instrument sein, betriebs­

spezifische Qualifikationen vermitteln zu können" . Wenn 

zum Beispiel zentrale Rohstoffe (Seidengarne) eines Tex­

tilbetriebes nur in Italien, China und Brasilien eingekauft 

werden, stellen sich andere Anforderungen an die Ausbil ­

dung in der Materialwirtschaft, als wenn standardisierte 

Güter aus heimischer Produktion beschafft werden. Der 

Textilbetrieb braucht für die volle Berufsfähigkeit wesent-

DELEGIEREN 

Berufsausbildung hat funktioniert, nicht weil Ausbildungs­

ordnungen die Ausbildung vollständig regeln, sondern weil 

Betriebe und Schulen bei der Umsetzung der Ordnungsin­

strumente das Beste daraus machen. Wir sollten uns der 

Gefahr bewusst sein, das Instrument Rechtsverordnung 

derart zu verwenden, dass wir Sachverhalte bundesweit 

einheitlich regeln wollen , die schon in einer überschauba­

ren Region nicht einheitlich sind. Ausbildungsordnungen 

dürfen - vom Selbstverständnis derer, die sie entwickeln -

nicht mit Industrienormen verwechselt werden. Wenn ein 

Teil der aktuellen globalen Entwicklung sich in einer zu­

nehmenden Spezialisierung der Betriebe mit wachsender 

internationaler Arbeitsteilung niederschlägt, muss es für 

die Implementation vor Ort und für die dynamische An­

passung der Berufsausbildung mehr Freiräume geben als 

bisher. Die Möglichkeiten der Flexibilitätsklausel reichen 

Die berufliche Bildung 

muss eigene Kategorien 

der Beschreibung 

von Sachverhalten finden. 

nicht mehr. Das täte Betrieben, aber auch Schulen gut. Nie-

dersachsen hat für die Berufsschulen Zeichen gesetzt. Hier-

durch könnte auch Kooperation vor Ort angeregt werden; 

denn die hat bisher möglicherweise deshalb nicht gut 

funktioniert, weil unsere Regelungen keinen Raum für 

kreative Abstimmungsprozesse vor Ort lassen. 

lich mehr Ausbildungszeit, als die Ausbildungsordnung KOOPERIEREN 

vorsieht. Kooperation wird behauptet, erfüllt aber die Ansprüche bei 

weitem nicht. Möglicherweise werden sich Einzelne der 

oben skizzierten Reformvorstellungen abstimmungsfeind­

FLEXIBILISIEREN lieh verhalten. Es scheint auch nicht abwegig, dass sich die 

Die Praxis der Berufsausbildung arbeitet mit sehr unter- Abstimmung von Ausbildungsordnung und Rahmenlehr­

schiedlichen Versetzungsplänen. So muss die Ausbildung plan der KMK gar nicht bewältigen lässt. Was wird hier ab­

von Industriekaufleuten keinesfalls mit der Materialwirt- gestimmt? Wenn - wie die Praxis mühelos zeigt- die zeit­

schaft beginnen, sondern kann im Absatz ihren Ausgangs- liehe Abstimmung auf Bundesebene mit dem Ziel der ein­

punkt haben. Die Qualifizierung ist aber nicht schlechter, heitlichen Umsetzung vor Ort nicht möglich ist, wenn 

wenn der Durchlauf im Personalwesen beginnen würde, außerdem die gewählte formale Ebene für eine inhaltliche 

usw. Dort, wo unterschiedliche Versetzungspläne problem- Abstimmung ungeeignet erscheint, dann ließe sich darauf 

los sind, sollten wir den Betrieben auch die formale Be- verzichten. 

rechtigung dafür geben. Das bedeutet eine Abkehr von der 

zeitlichen Gliederung nach Ausbildungsjahren. Als Konse- Wir schlagen vor, Abstimmung als Gegenstand der Koope­

quenz liegt dann auch nahe, die ohnehin störende Zwi- ration im Einzugsbereich der jeweiligen Berufsschule zu 

schenprüfung alter Prägung abzuschaffen oder ihr eine verstehen. Hier müssen die Fachleute aus Betrieb und der 

neue Funktion zu geben. Schule das Mögliche und das Notwendige erreichen. Ihnen 
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würde die Arbeit sicherlich erleichtert, wenn Ausbildungs- Die Berufsausbildung muss und kann sich im geltenden 

ordnungen und Rahmenlehrpläne in einem gemeinsamen Rahmen weiter entwickeln. Aus der Fülle der Vorschläge 

Prozess entwickelt würden und Gestaltungsspielräume für sind die zwischen den Sozialpartnern konsensfähigen Li­

regionale Konkretisierungen ließen." nien herauszufiltern. Hiermit befassen sich zu Recht die 

Fazit 

Wir haben keine Zeit mehr für weitere modelltheoretische 

Überlegungen, weil junge Menschen an der ersten und an 

der zweiten Schwelle ausgegrenzt werden. Wir verstoßen 

gegen das Gebot der Sozialstaatlichkeit. 

Anmerkungen 

Hans-Böckler-Stiftung {Hrsg.]: 

Ein 11eues Leitbild für das Bil­

dungssystem - Elemente einer 

künftigeil Berufsbildullg. 

Diskussionspapiere Nr.2. Düs­

seldorf 1998. S. 7/8. Die Bil­

dungseinrichtungeil solleil die 

Qualität ihrer Angebote gewähr­

leisten. Deshalb sollen die Eill­

richtungen durch unabhängige 

I11stitutionet1 (Stiftullg Bil ­

dullgstest) akkreditiert und 

regelmäßig überprüft we rden. 

2 Das Handelsblatt meldet i11 der 

Ausgabe vom 30./31.7.99 

120.000 unbesetzte Lehrstellen. 

- Das BMBF hat ermittelt, dass 

fast jeder achte Jugendliche 

oh11e Berufsa usbildullg ist (vgl. 

Handelsblatt 7./7.8.99). Nach 

dem Berufsbildullgsbericht 1999, 

S.l waren am 3 .9.98 noch nicht 

vermittelt 35.675 Bewerber, und 

es gab 11och 23.404 unbesetzte 

Ausbildungsplätze. - Bei klei­

nen Betrieben, die nicht ausbil­

den, dominiert das Kostellargu­

ment. Vgl. dazu Berufsbildungs­

bericht 1999. S. 134 ff 

3 Von den 359 Ausbildungsberu­

fen im dualen System sind 249 

Ausbildungsberufe in unter­

schiedlichen Strukturmodellen 

geordnet. S ie unterscheiden s ich 

hinsichtlich der Form der Grund­

bildung als auch hinsichtlich 

der Ordnung der Fachbildung 

{Monoberufe, Spez ialisierungen 

in Fachrichtungen oder Schwer­

punkte; 36 Ausbildungsberufe 

sind als Stufenausbildungeil 

geregelt). Vgl. Stiller: Kaufmän­

nische Dienstleistungsberufe­

Welche Basis führt zur Berufs-

befähigung?: In: Dienstleistun­

gen und Qualifikation - Ent­

wicklung, Bedarf, Perspektiven 

-, Wiss. Diskussionspapiere, 

Heft 49, Hrsg. BIBB Bann 1999 

4 So ist der DIHT zu verstehe11 , 

wenn er in seinen .,Leitlin ien 
zur Ausbi/dungsreform. Wege zu 

einer moder11en Berujlichkeit" 

Bann 1999, eine Rücknahme 

der fachlichen Differenzierun­

gen in Ausbildungsordnu11gen 

fordert . " Vgl. dort , S. 8 

5 Berufsbildungsbericht 1999, 

S. I: .. Junge Menschen habeil 

Anspruch auf Ausbildung und 

Z ukunjtsperspekti 11en, .. . ". -

.. Berufsausbildung ist Grund­

voraussetzung für eine eigen­

stä 11dige Lebensfüll ru ng, zur 

Integration in die Berufs- und 

Arbeits1velt sowie Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben." 

6 Vgl. DIHT (Hrsg.): .,Leitlinie11 

zur Ausbildungsreform ... " 

a.a.O. , S. 6 

7 Klein- und Mirtelbetriebe mit 10 

bis 499 Beschäftigten stellen 

etwas mehr als 60% derbe­

trieblichen Ausbildungsplätze 

zur Verfügung. Berufsbildullgs­

bericht 1999, S. 130 

8 Dy bowski, G.: Methodis che 

Erneuerungen zur Verbesserung 

11on Lernprozesseil in Betrieben. 

in: Lernen im Prozess der Arbeit. 

Ergebnisse, Veröffentlichungen 

u11d Materialie11 aus dem BIBB . 

Juni I 998, S. 11 ff - Zu diesem 

Ergebnis kommen auch Baeth­

ge/Haase. Vgl.: Baethge,M.; 

Haase, P. : Perspektiven für eine 

zweite Berufsbildungsreform. 

BMBF, Bann 1999 (unll.) 

Bündnisgespräche. Auf der Grundlage von ihnen verab­

schiedeter Eckwerte müssen dann die Fachleute - gemein­

sam zwischen Bund und Ländern und schnell - konsens-

fähige Lösungen entwickeln, in die u. E. viele Elemente aus 

vorliegenden Reformvorschlägen eingehen " . Wichtig er-

scheint die Entwicklung von Konzeptionen für die großen 

Berufsfelder; denn die Lösungen werden sich wohl unter­

scheiden. Sinnvoll könnte auch der Rückgriff auf die Er­

probungsmöglichkeiten des § 28 BBiG sein. • 

9 Zusammenhänge zwischen der 

Breite llOn Ausbildungsberufen , 

dem Betriebspotenzial eines 

durchschnittlichen KMU und 

der Ausbildungsbereitschaft der 

Betriebe sind vor allem bei der 

Forderung nach Basisberufeil zu 

beachten, wie sie im KMK-Pa­

pier (Überlegungen der KMK zur 

Weiterentwicklung der Berufs­

bildung ; !lerabschiedet vo11 der 

KMK am 23 . 10. 1998) gestellt 

werden. Ausbildungsberufe 

haben sich primär nicht an 

pädagogischen u11d schulorgani­

satorischen Überlegungen aus­

z urichten. 

10 Nur rd. 60% der Ausbildungs­

platz Suchendeil gebe11 tlll, die 

Adresse vom Arbeitsamt erha l­

teil zu haben. Berufsbildungsbe­

richt 1999, S. 48 

II Das Handelsblatt meldet in der 

Ausgabe vom 30./31.7.99 u11ter 

Berufung auf das Insti tut der 

deutschen Wirtschaft und die 

Bundesallstaft für Arbeit 

12 0.000 unbesetzte Ausbil­

dullgsplätze. 

12 Vgl. Stiller, I: a.a.D., S. 5 ff 

I 3 Vgl. l11ternet www.bibb.de 

14 Dybowski , G.: a.a .O., S.7 

15 Baethge, M.;/Haase, P.: a.a.O. 

S. 4 ff; Hans-Böckler-Stiftung 

(Hrsg.). a.a.O., S.16 

I 6 Vgl. hierz u auch die .. Leitlinien 

zur Ausbildungsreform" des 

0/HT, S. 9 

17 Baethge und Haase weisen in 

dem o.g. Papier ausdrücklich 

auf die Widersprüchlichkeil 

zw ischen Auslegung des Ausbil­

dungssystems auf höhere Durch ­

schnittsqualifikationen und 

I 

gleichzeitiger stärkerer Einbe­

ziehung vo n lernschwächeren 

Jugendlichen hin. 

18 Vgl.: Sauter, E.: Elemente einer 

künftigen Berufsbildung. In: 

M itbes timmung . Heft 4/99, 

S. 27; Hans-Böckle r-Stiftullg 

(Hrsg .): a.a.O. , S. 8 

I 9 Vgl. Pütz , H.: Gestaltullgsoffelle 

Ausbildungsberufe. In: Panora ­

ma. Zeitsch rift für Berufsbil­

dung, Berufsberatullg u11d 

Arbeitsmarkt. 2/1999. S. 38 bis 

39; Leitli11ien des DIHT. S. 7 ff 

20 11gl. In ternet: 

www.bibb.de/fo rum 

21 Hans-Böckler-Stiftung (Hrsg.): 

Ein neues Leitbild a.a.O, . S. 7.; 

Leitlinien des DIHT. S. 7 ff 

22 Vgl. hierzu die Konzeption des 

Modellversuchs kobas: Verbesse­

rung der Kooperation zwische11 

Ausbildungsbetrieben und 

Berufsschulen im dualen System 

der Berufsb ildung. Träger: Be­

rufliche Fortbildungszelliren der 

Bayerischen Arbeitgeberverbän­

de e. V (bfz Bildungsforschung) . 

Zu verweisen ist außerdem auf 

die Empfehlung des Hauptaus­

schusses des BIBB zur Koopera­

tion der Lernorte 11on I 997 

(Beilage BWP 26 (1997}6) 

23 Die Arbeitsgruppe .. Aus- und 

Weiterbildung" im Bündnis für 

Arbeit, Ausbildung und Wettb e­

werbsfähigkeit hat am 22. Ok ­

tober 1999 einen Beschluss zur 

strukturellen Weiterentwicklung 

der dualen Berufsausbildung 

gefasst, mit dem die Bündllis­

partner sich auf gemeinsame 

Grundlagen und Orientirrungen 

11erstiilldigt haben. 
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PRAXIS 

Berufsförderung psychisch 
Behinderter am Beispiel der Arbeit 
in beruflichen Trainingszentren 

IJil- ln den letzten Jahren hat sich der Umgang 

mit psychisch kranken und psychisch behin-

derten Menschen in unserer Gesellschaft ver-

bessert. Trotzdem gelingt nur relativ wenigen 

Betroffenen eine Eingliederung in Arbeit, 

Beruf und Gesellschaft. Eine der letzten Emp-

fehlungen des Hauptausschusses des BIB B 

beschäftigte sich mit der Berufsförderung 

Erwachsener mit psychischen Behinderungen. 

Die Förderung wurde dabei besonders am Bei-

spiel der Berufsförderungswerke verdeutlicht. 

Der folgende Beitrag informiert über das Kon-

zept der beruflichen Trainingszentren (BTZ), 

die mit ihren Angeboten die Maßnahmen der 

Berufsförderungswerke und der Einrichtungen 

für psychisch Kranke (RPK) ergänzen. 

38 

ARTUR MERTEN 

Berufliches Tra iningszentrum Dortmund 

GmbH 
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Vielen psychisch Behinderten steht derzeit trotz der ge­

setzlichen Gleichstellung mit anderen Behindertengruppen 

nur der besondere, der geschützte Arbeitsmarkt offen. Und: 

obwohl der Grundsatz "Rehabilitation vor Rente" für alle 

Behindertengruppen gilt, kommt es bei psychisch behin­

derten Personen unverhältnismäßig oft zu einer Frühbe­

rentung. Um auch diesen Menschen eine Chance zu beruf­

licher Rehabilitation zu ermöglichen, haben sich Berufs­

förderungswerke einem Teil dieses Personenkreises geöff­

net. 1 Parallel dazu bestehen seit 1986 Einrichtungen für 

psychisch Kranke (RPK). 

Ein Teil der psychisch Kranken ist nach Abschluss seiner 

medizinischen Rehabilitation nicht mehr so krank, dass er 

der Maßnahmen in einer RPK bedarf, aber auch noch nicht 

in der Weise stabilisiert, dass er den Wiedereinstieg in Ar­

beit und Beruf unmittelbar schafft oder an beruflichen 

Maßnahmen der Berufsförderungswerke teilnehmen kann. 

Für diese Gruppe ist seit gut zwanzig Jahren das Konzept 

der beruflichen Trainingszentren entwickelt und umgesetzt 

worden. Im Juni 1996 gründeten sie eine Bundesarbeitsge­

meinschaft. ' (Vgl. Abb. I) 

Die in den BTZ durchgeführten Maßnahmen ermöglichen 

es den psychisch Behinderten, ihr eigenes Arbeits- und 

Leistungsverhalten zu erkennen und im Rahmen dieser 

Selbsterfahrung zu stabilisieren. Durch ein Berufstraining 

werden sie an die für sie erreichbare Arbeit oder berufliche 

Qualifizierung herangeführt, unterstützt mit einer behin­

derungsadäquaten Methodik und Didaktik des Lernens. 

Hieraus entsteht die Möglichkeit einer zuverlässigen Prog­

nose für einen gangbaren Rehabilitationsgesamtplan mit 

RehabilitationszieL 

Ziele beruflicher Trainingszentren 

Ziel ist es, psychisch behinderte Personen so zu qualifizie­

ren, dass sie sich auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt be­

haupten können. Dazu werden die soziale Kontaktfähig­

keit, das Selbstvertrauen, die Arbeitseinstellung und das 



Leistungsvermögen durch berufliches Training gefördert. Abbi ldung 1 Bundesarbeitsgemeinschaft Beruflicher Trainingszentren 

Ist dieses Ziel im Einzelfall nicht zu erreichen, soll das be-

rufliche Training zumindest eine Arbeitsaufnahme in einer 

Werkstatt für Behinderte oder in einer Integrationsfirma 

ermöglichen. Weiter sollen psychisch behinderte Personen, 

die ihren Beruf wechseln müssen bzw. noch nicht über eine 

berufliche Ausbildung verfügen, so weit gefördert werden, 

dass sie eine berufliche Bildungsmaßnahme in einem Be­

trieb, einem Berufsförderungswerk oder einer sonstigen ge­

eigneten Ausbildungsstätte antreten können. Weiter wer­

den nicht oder noch nicht trainingsfähige Personen so un­

terstützt, dass sie entsprechend ihren Möglichkeiten an an­

deren Maßnahmen teilnehmen können. 

Zielgruppe 

Berufliche Trainingszentren sind geeignet für Frauen und 

Männer ab dem 18. Lebensjahr, die unter Folgen von psy-

chotischen und neurotischen Erkrankungen, psychosoma­

tischen Störungen oder anderen Persönlichkeitsstörungen 

leiden und bei denen eine prognostisch günstige Chance 

zur Wiedereingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt 

besteht. Dabei sollten berufliche Vorerfahrungen - zwei 

Jahre berufliche Tätigkeit bzw. eine abgeschlossene Berufs-

Berufliche Trainingszentren 
sind für eine ganzheitliche, 
teilnehmerorientierte, in­
terdisziplinäre berufliche 
Rehabilitation konzipiert. 
Sie gehen beim Training 
von den Fähigkeiten und 
Stärken ihrer Teilnehmerin­
nen und Teilnehmer aus. 
Diese müssen lernen, sich 
trotz der behinderungsbe­
dingten Einschränkungen 
auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt zu behaupten 
und dabei eine ihnen 
adäquate Arbeitnehmer­
rolle einzunehmen. 

1 Berufliches Trainingszentrum Harnburg GmbH 
2 Beruf liches Tra iningszentrum Dortm und GmbH 

3 BerufsTrainingsZentru m Duisburg GmbH 
4 Berufliches Trainingszentrum Köln GmbH 

5 Berufliches Train ingszentrum Wieslach GmbH 
6 BTZ-VdK Rehawerk Straubing GmbH 

7 BTZ der Fortbildungsakademie der Wi rtschaft Plauen 
B Berufliches Trainingszentrum Paderborn GmbH 

ausbildung - vorliegen. Alle Teilnehmer' müssen für die Zugang 
Maßnahme motiviert und bei Beginn mindestens vier Stun-

den pro Tag belastbar sein. Nicht aufgenommen werden 

• Suchtkranke, 

• geistig Behinderte oder schwer Lernbehinderte, 

• schwerwiegend hirnorganisch Geschädigte, 

• schwer Sinnesgeschädigte (Blinde, Gehörlose), 

• psychisch Behinderte, die sich in einer akuten Phase ih­

rer Erkrankung befinden (z. B. Suizidal ität) und 

• Personen, die sich noch in stationärer psychiatrischer 

bzw. medizinischer Rehabilitation befinden. 

Trainingsmaßnahmeangebote 

Die Maßnahmen der BTZ werden über die Rehabilitations­

abteilung des Arbeitsamtes oder die Rehabilitationsberater 

der Rentenversicherungsträger eingeleitet. Anstoß hierzu 

geben z.B. Nervenärzte, psychiatrische Kliniken und kom­

plementäre Dienste. Es finden konkrete Aufnahme­

gespräche - ggf. auch unter Einbeziehung von Familien­

angehörigen oder Betreuern - statt, um zu klären, ob der 

Interessent genügend motiviert und vorbereitet ist bzw. 

welche Probleme vor einer Aufnahme noch zu lösen sind. 

Gegebenenfalls werden tragfähige Alternativlösungen er­

arbeitet. Die Stellungnahme der Einrichtung dient dem Re­

habilitationsträger als eine Grundlage für seine Entschei­

dung über eine Kostenzusage. Unabhängig davon hat der 

Die Maßnahmeangebote der BTZ richten sich nach den in Rehabilitand Gelegenheit, sich im Rahmen der institutio­

den einzelnen Regionen geprägen Arbeitsmarkt- und Wirt- nalisierten Sprechstunde vor Ort unverbindlich über das 

schaftsstrukturen . Sie erstrecken sich über Büro/Verwal- BTZ zu informieren. 

tung, Handwerk/Technik, Gastronomie/Küche/Hauswirt-

schaft, Medienberufe, Garten-/Landschaftsbau. 
Die Teilnehmer werden in der Regel bis zu 12 Monaten Arbeitsablauf 
trainiert. Liegen die beruflichen Erfahrungen der Interes-

senten außerhalb des beruflichen Spektrums eines BTZ, In einer Orientierungsphase werden die Teilnehmer mit 

wird durch Intensivierung dem Arbeitsverhalten vertraut gemacht. Sie sollen Pünkt-

von einschlägigen Praktika lichkeit, Verlässlichkeit und Zusammenarbeit üben. Gleich-

oder Nutzung von entspre- zeitig sollen sie sich auch letzte Klarheit darüber verschar-

ehenden Angeboten Dritter fen, in welchem Berufsfeld sie ihre Fähigkeiten trainieren 

für eine berufs- und arbeits- wollen und ob die anschließende Anpassungsphase für sie 

marktgerechte Qualifizie- das richtige Instrument für den beruflichen Wiedereinstieg 

rung gesorgt. ist. 

I 
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Die Phase dauert bis zu drei Monaten, wobei die Arbeits­

belastung entsprechend den individuellen Möglichkeiten 

langsam quantitativ und qualitativ gesteigert wird. Sie soll 

zu Beginn täglich vier Stunden nicht unterschreiten und 

am Ende acht Stunden betragen. 

Die Anpassungsphase als berufsbezogenes Arbeitstraining 

ist gekennzeichnet durch Produktion, Dienstleistungen und 

Simulation von Arbeitsvorgängen, die sich an üblichen be­

trieblichen Anforderungen orientieren. Sie dient schwer­

punktmäßig der Förderung fachspezifischer beruflicher 

Kompetenzen. Das berufliche Arbeitstraining wird in den 

vorgesehenen Berufsbereichen durchgeführt. Die Dauer be-

trägt neun bis zehn Monate. 

Im Verlauf des Trainings sollen die Teilnehmer mindestens 

an einem längeren Betriebspraktikum oder an mehreren 

-praktika von jeweils mindestens einmonatiger Dauer teil­

nehmen. Das dient der Konfrontation mit der Arbeitswelt 

und erhöht die Chancen für eine spätere Volleinstellung. Die 

Teilnehmer sollen sich die Praktikumsplätze möglichst 

selbst suchen, wobei sie Mitarbeiter des Fachbereiches, Be­

rufspraktiker, Ergotherapeuten und Sozialpädagogen un­

terstützen. Diese betreuen auch die Praktika. 

Rehabilitation 

in einem 

interdiszipli­

nären Team 

derungschancen in Arbeit 

und Beruf. 

Die psychosozialen Mit­

arbeiter diagnostizieren die 

Rehabilitationseignu ng, 

entwickeln mit den Team-

mitgliedern den Rehabilita­

tionsplan, fördern Selbst­

ständigkeit und Eigenverantwortung und geben Hilfestel­

lung bei Krisen. Die Förderung von Sozialkontakten ist da­

bei ebenso wichtig wie die Entwicklung der Fähigkeit, im 

Arbeits- und Privatleben mit Konflikten umgehen zu kön­

nen. Jeder Teilnehmer erhält einen psychosozialen Mitar­

beiter als Bezugsperson, mit dem in regelmäßigen Einzel­

und Gruppengesprächen Probleme besprochen werden. 

Nicht teilnehmerbezogene Tätigkeiten erstrecken sich auf 

die Pflege der Kontakte zu zuweisenden Fachärzten, Klini­

ken, ambulanten Diensten sowie Rehabilitationsträgern. 

Die Teams der BTZ werden regelmäßig supervidiert Dem 

Supervisor obliegt es, von Teammitgliedern eingebrachte 

Probleme mit oder von Teilnehmern zu besprechen und mit 

den Teammitgliedern Lösungsstrategien und -alternativen 

zu erarbeiten. Er soll den Teammitgliedern behilflich sein, 

ihre spezifischen Rollen bei der Problemlösung zu erken-

Personal nen und anzunehmen. 

Die Mitarbeiter werden von einem Konsiliararzt beraten, 

In dem für die Teilnehmer festgelegten Trainingsbereich der Facharzt für Psychiatrie und Neurologie ist und über 

der BTZ steht für den Arbeitsablauf ein interdisziplinäres psychotherapeutische sowie klinische Erfahrungen verfügt. 

Team hierarchielos im Rahmen einer ganzheitlichen Reha- Er übernimmt die Aufgabe, in Fallbesprechungen über 

bilitation zur Verfügung: Diagnosen und Medikation sowie über Behinderungs- und 

Die beruflichen Fachkräfte (Berufsausbilder/Berufspäda- Medikamentenauswirkungen zu informieren. 

gogen) vermitteln den Teilnehmern durch ein praxisnahes 

Training und realistische Auftragsarbeit das notwendige 

berufliche Wissen, lehren die entsprechenden Fertigkeiten 

und fördern berufsfeldspezifische Verhaltensweisen und 

Einstellungen. In der Rolle des "Vorgesetzten" geben sie 

ihren "Mitarbeitern" (den Teilnehmern) Rückmeldung über 

deren Arbeits- und Leistungsfähigkeit, erarbeiten mit ih­

nen individuelle Ziele und übernehmen deren Kontrolle. 

Die Ergotherapeuten (Beschäftigungs- und Arbeitsthera­

peuten) sollen die Teilnehmer in den verschiedenen Be­

rufsfeldern durch Anleitung in der Praxis und begleitende 

Einzel- und Gruppengespräche an die Rahmenbedingun­

gen der Arbeit gewöhnen. Im Mittelpunkt stehen die Fest­

stellung und Förderung der Grundarbeitsfertigkeit (Pünkt­

lichkeit, Sorgfalt und Genauigkeit), die Kommunikations­

fähigkeit am Arbeitsplatz (Umgang mit Kollegen und Vor­

gesetzten) und die Hilfe beim Aufbau von Selbstvertrauen 

und einer adäquaten Arbeitnehmerrolle. 

Die Schaffung einer Kongruenz von Fremdeinschätzung 

durch die "Vorgesetzten" und die psychosozialen Mitarbei­

ter zum einen sowie realistischer Selbsteinschätzung der 

eigenen Leistungsfähigkeit zum anderen ist ein wichtiges 

Ziel der ergotherapeutischen Arbeit. Die Arbeitsanamnese 

ist auch ein guter Prädiktor hinsichtlich der Wiedereinglie-
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Ausstattung 

Die räumliche und sachliche Ausstattung von BTZ orien­

tieren sich an der betrieblichen Realität der Arbeitswelt 

und tragen den besonderen Notwendigkeiten der Teilneh­

mer Rechnung. Die im Training eingesetzten Organisati­

onsmittel, Maschinen, Werkzeuge und Messgeräte stellen 

eine repräsentative Auswahl der in den jeweiligen Berufs­

feldern gebrauchten Infrastruktur dar, sodass eine Fortbil­

dung der Rehabilitanden möglich ist. Realistische Auf­

tragsarbeitund externe Betriebspraktika helfen, den Erfolg 

der Maßnahme zu sichern. Die Ausstattung der arbeitsthe­

rapeutischen und psychosozialen Angebote ist so gestaltet, 

dass sie ihre rehabilitationsspezifischen Aufgaben (z.B. 

Einzel- und Gruppengespräche, Rollenspiele etc.) im not-

wendigen Umfang durchführen können. 

Berufliche Trainingszentren decken den jeweiligen regio­

nalen Bedarf ab, sodass in Ballungsgebieten die meisten 

Teilnehmer in ihrem sozialen Umfeld verbleiben können. 

Wohnmöglichkeiten werden vorgehalten, wenn es aus 

Gründen der beruflichen Rehabilitation oder der Entfer­

nung zwischen Wohnort und BTZ notwendig ist. 



Zusammenarbeit und Auswertung 

Die beruflichen Trainingszentren arbeiten eng mit Indus­

trie, Handwerk, den Industrie- und Handelskammern sowie 

den Handwerkskammern zusammen. Sie sind die wichti­

gen Partner bei der Produktion und Vermarktung sowie bei 

der Stellung von Arbeits- und Praktikumsplätzen. Ein stän­

diger Erfahrungsaustausch garantiert die Praxisnähe. 

Des Weiteren kooperieren die BTZ mit psychiatrischen 

Diensten und Einrichtungen sowie Selbsthilfe- und Ange­

hörigengruppen im Einzugsgebiet. Das Gleiche gilt für die 

Einbindung in die regionalen psychosozialen Arbeitsge­

meinschaften. Ziel: Kurze Wege in das BTZ. Ferner arbeiten 

sie eng zusammen mit dem Bundesministerium für Arbeit 

und Sozialordnung, den Trägern der beruflichen Rehabili­

tation sowie deren zuständigen Institutionen auf Bundes-, 

Landes- und kommunaler Ebene. Zur Erfüllung, Koordina­

tion und Weiterentwicklung ihrer Aufgaben pflegen die 

BTZ eine intensive Zusammenarbeit und einen laufenden 

sie. Deshalb haben die der Arbeitsgemeinschaft ange­

schlossenen BTZ ein gemeinsames Instrumentarium zur 

Datenerhebung entwickelt, das kontinuierlich verbessert 

wird und als Basis für die wissenschaftliche Evaluation und 

Ergebniskontrolle zur Verfügung steht. Die Daten geben Auf­

schluss über die Ergebnisse der Trainingsangebote in den 

BTZ hinsichtlich der beruflichen, sozialen und gesundheit­

lichen Integration der Teilnehmer. Dabei werden die Daten 

vor Trainingsbeginn mit de-

nen direkt zum Trainings­

ende sowie einer schriftli­

chen Nachbefragung jeweils 
nach 12-15 Monaten und 

24-27 Monaten verglichen. 

Berufliche Trainingszentren 

beweisen, dass einem gro­

ßen Teil der psychisch be­

hinderten Menschen die In­

tegration in Arbeit und Be-

Anmerkungen 

I Vgl. Empf ehlung des Haup tausschusses des 
BIBB z ur Berufsförderung erwachsener 

psychisch Behinderter vom I 9. Mä rz 1999. 
In: BWP 28 (1999} 3. Beilage, S. 15ff 

2 Arbeitsgemeinschaft der Beruflich en Trai ­

ningszentren, Weidestrasse 118 c, 22 083 

Hamburg. Kontaktperson: Dr. Hallwa chs 

3 Wegen der besseren Lesbarkeit wird nur 

di e männliche Form gewählt. 

Erfahrungsaustausch untereinander sowie eine ständige ruf durch individuelles Trai-

Kooperation mit anderen Einrichtungen der beruflichen ning ermöglicht werden kann. Damit ist eine entscheidende 

Rehabilitation, insbesondere mit Berufsförderungswerken. Voraussetzung für die Teilnahme am gesellschaftlichen Le-

ben gegeben. Und : Teilhabe durch Arbeit ist besser als jede 

In einer Auswertung dokumentieren die beruflichen Trai- noch so gute soziale Leistung. Die Mitarbeiter der BTZ be­

ningszentren die Ergebnisse ihrer Arbeit, teilen sie den Trä- greifen ihre Arbeit deshalb auch als Beitrag im Rahmen ei­

gern der beruflichen Rehabilitation mit und veröffentlichen ner aktiven Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik. • 

Jahrbuch Ausbildungspraxis 2000 
Erfolgreiches Ausbildungsmanagement 

Günter Cramer, Klaus Kiepe (Hrsg.) 

2000, ca. 320 Seiten, DIN A 4, gebunden, 
inkl. CD-ROM "Förderprogramme Aus- und 
Weiterbildung", 

Subskriptionspreis 
98,- OM/715,- ÖS/98,- SFR bis Ende 1/2000, 
ISBN 3-87156-235-1 

Es bereitet zentrales Ausbildungswissen kompakt und 
praxisnah auf und dokumentiert innovative Ausbildungs­
konzepte zahlreicher Unternehmen aus unterschiedlichen 
Branchen. Insbesondere der umfangreiche Praxisteil gibt 
im Sinne der "Best Practice" Anstöße für die eigene Aus­
bildungsgestaltung. in einem abschließenden Serviceteil 
erhalten Sie nützliche Daten und Fakten zur 
Berufsbildung auf einen Blick. 

Aus dem Inhalt: 
• Zentrales Ausbildungswissen­

Praxisnah zum Nachschlagen 
• Special-Themen: 

IT-Berufe, Prüfungen, AEVO 
• Best Practice-

Innovative Ausbildungskonzepte 
aus über 20 Betrieben 

• Service- Nützliche Daten 
und Fakten 

Deutscher 
Wirtschaftsdienst 

Fachverlag Deutscher Wirtschaftsdienst GmbH 
c/o Luchterhand Verlag, Postfach 2352,56513 Neuwied 

Bitte bestellen Sie bei Ihrem Buchhändler 
oderdirekt beim Verlag. 

r\1'1 Ja, ich bestelle 
Jahrbuch Ausbildungspraxis 2000 
2000, ca. 320 Seiten, DIN A4, gebunden, inkl. 

CD-ROM, Subskriptionspreis 98,- DM bis Ende 1/2000, 
ISBN 3-87156-235-1 

Name/Vorname 

Widerruf: Ich weiß, daß ich meine Bestellung innerhalb von 10Tagen 
beim Verlag schri ftlich widerrufen kann (Datum des Poststempels). 

;::--.,----...".,..-,----,-,.,---------- 6197 
Datum / Unterschrift 
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Dritte Nationale Bildungskonferenz 
in China 1 und ihre Bedeutung für 
die Entwicklung der Berufsbildung 

Im Juni fand in Peking die von Partei und 

Regierung gemeinsam durchgeführte Dritte 

Bildungskonferenz 2 statt. Von chinesischen 

Bildungsexperten wird betont, dass diese Kon-

ferenz Ausgangspunkt für eine stärkere Ver-

änderung des Bildungssystems in China sein 

wird. Der Beitrag informiert vor dem Hinter-

grund des chinesischen Bildungswesens über 

die Ergebnisse dieser Konferenz. 

42 

GERT ZINKE 

Dr paed., wiss. Mitarbeiter im 8188, z. Zt. 

im Auftrag der GTZ als Langzeitexperte am 

Regionalinstitut für Beru fsbildung Shanghai 

..... BWP 611999 I 

Bereits im Vorfeld der Konferenz waren mit dem 1998 

vom Erziehungsministerium verabschiedeten "Aktionspro­

gramm zum Beleben des Bildungswesens mit Orientierung 

auf das 21. Jahrhundert" ' entscheidende Weichenstellun­

gen in der chinesischen Bildungspolitik vorgenommen 

worden. Vereinbarte Hauptziele des Aktionsprogramms 

sind z. B. die endgültige Beseitigung des Analphabeten­

tums, die Durchsetzung der allgemeinen, neunjährigen 

Schulpflicht, ein integriertes und verzahntes Aus- und 

Weiterbildungssystem sowie die verbesserte Durchlässig­

keit des Bildungssystems. 

Aus Sicht der deutsch-chinesischen Entwicklungszusam­

menarbeit ist die Zukunft der Berufsbildung von besonde­

rem Interesse. Gegenwärtig gibt es etwa 26 Einzelvorha­

ben, allein 14 Projekte werden auf deutscher Seite von der 

Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) geführt. 

Vom Beginn der Zusammenarbeit im Jahre 1980 bis 1996 

wurden von deutscher Seite für den Bereich der Berufsbil­

dung ca. 186,7 Mio. DM bereitgestellt.' Dies sind etwa 40% 

aller für die deutsch-chinesische technische Entwicklungs­

zusammenarbeit bereitgestellten Mittel. 

Aktuelle Probleme des chinesischen 
Bildungssystems 5

- Anlass der 
Konferenz 

Im Beschluss des ZK der KPCh und des Staatsrats werden 

einige Kernprobleme des chinesischen Bildungswesens 

deutlich: 

• die aus Sicht der Partei- und Staatsführung notwendige 

Verbesserung der ideologischen Erziehung der Kinder 

und Jugendlichen, 

• die nach wie vor nicht in allen Regionen gleichermaßen 

durchgesetzte Möglichkeit der allgemeinen Grundbil­

dung sowie Berufsbildung für alle, 

• die generelle Ferne der Bildung von der Praxis und den 

Anforderungen des Beschäftigungssystems, 



• die mangelnde Durchlässigkeit des Bildungssystems, 

• die mangelnde finanzielle, personelle und materielle 

Ausstattung des Bildungswesens, 

• die Notwendigkeit lebensbegleitenden Lernens und die 

Schaffung der dafür erforderlichen Rahmenbedingun­

gen. 

China steht mit diesen Problemen im Spannungsfeld zwi­

schen asiat ischer Tradition und Kultur, sozialistischer Ideo­

logie sowie real existierender Marktwirtschaft. Man darf 

gespannt sein, wie unter diesen Bedingungen Lösungen ge­

schaffen werden. 

Ein ganz elementa res Problem ist zunächst die Finanzie­

rung des Bildungssystems. Gegenwärtig beträgt der Anteil 

der Ausgaben für Bildung in China 2,49% des Bruttosozi­

alprodukts (BSP), er soll nun laut Beschluss der Konferenz 

innerhalb der nächsten fünf Jahre auf 40/o erhöht werden ' , 

eine Forderung, die übrigens bereits im Programm zur Re­

form und Entwicklung des Bildungswesens von 1993 ge-

stellt wurde. Die Finanzierung dieser Steigerungsrate soll 

maßgeblich durch einen Steuerzuschlag gewährleistet wer-

Abbildung 1 Chinesisches Berufsbildungssystem dargestellt am Beispiel Shanghai 
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den, der laut Beschluss z. B. " ... in den ländlichen Gebieten nahezu 500fo eines Altersjahrgangs (vgl. Abb. 2). Dieser 

von Gemeinden erhoben (werden) soll , von den Kreisen Vergleich läßt einmal mehr quantitative Unterschiede der 

verwaltet und wiederum von den Gemeinden hundertpro- Berufsbildung innerhalb Chinas deutlich werden. 

zentig für das Bildungswesen verwendet wird." Tatsache 

ist, dass auch in den ländlichen Gebieten das Zahlen von Durch die Verabschiedung des Berufsbildungsgesetzes I 996 

Schulgeld inzwischen alltäglich ist. Trotz Schulpflicht sind wurde für die Berufsbildung erstmals ein eigenständiger 

nicht alle Eltern dazu bereit oder in der Lage. Folge ist ein gesetzlicher Rahmen geschaffen, der durch eine Reihe von 

dort noch immer verbreitetes Analphabetentum. Wenn nun Durchführungsbestimmungen auf jeweiliger Provinzebene 

beschlossen ist, dies hundertprozentig zu beseitigen, konkretisiert und den dortigen wirtschaftlichen und sozia­

gleichzeitig aber auch Elementarbildung immer teurer Jen Bedingungen angepasst wurde. 

wird, stellt das insbesondere die unterentwickelten Gebiete Auf der Dritten Nationalen Bildungskonferenz wurden nun 

vor einen Widerspruch. insbesondere Maßnahmen beschlossen, die die Qualität der 

Beschlüsse zur weiteren Entwicklung 
der Berufsbildung 

Die Berufsbildung ist trotz teilweise schlechten Images ein 

etablierter Bereich im Bildungssystem Chinas. Die Struktur 

des Bildungssystems am Beispiel Shanghai wird in Abbil­

dung I gezeigt. 

In anderen Regionen wechselt ein größerer Anteil der Ju­

gendlichen nach Ende der 9. Klasse oder früher ins Be­

schäftigungssystem bzw. verlässt das Bildungssystem, dort 

gibt es deshalb auc h auf der Unterstufe der Mittelschule 

berufsbildende Ausbildungsangebote. Mehr als die Hälfte 

aller Schüler, die nach Abschluss der 9. Klasse eine weiter­

führende Bildungseinrichtung besuchen, tun dies heute an 

einer berufsbildenden Schule. Zum Vergleich: 1980 waren 

dies infolge der Kulturrevolution nur 18,9 Ofo ' . Während in 

Shanghai nur 50fo bereits nach Abschluss der 9. Klasse das 

Bildungssystem verlassen, sind es bezogen auf ganz China 

beruflichen Bildung verbessern sollen, indem z. B. 

• " ... die Berufsschulen ... den Unterricht mit der Produk­

tion verbinden und die Schüler dazu ermutigen sollen, 

sich in der Praxis berufliche Fertigkeiten anzueignen, ... 

• ... das System des lebenslangen Lernens schrittweise 

vervollständigt wird ... ; 

• ... bei der Reform der Prüfungsfächer und des Prüfungs­

inhalts der Schwerpunkt auf die Kontrolle der Fähigkei­

ten und der umfassenden Qualifikationen der Prüflinge 

gelegt wird ... ; 

• ... möglichst schnell Mechanismen zur Erneuerung der 

Unterrichtsinhalte etabliert und die Ausbildungspro­

gramme komplex und praxisnah gesta ltet werden ... ; 

• .. . technische Lehrmittel modernisiert werden und der 

Grad der Informationsübertragung erhöht wird, dazu 

soll z. B. ein pädagogisches Forschungsnetz ausgebaut 

und für den Fernunterricht genutzt werden ... ; 

• .. . durch Umschulung und Ausbildung die Qualifikation 

der Werktätigen erhöht und die Wiederbeschäftigung je­

ner Arbeiter und Angestellten gewährleistet wird, die 

umverteilt oder freigesetzt worden sind." 

I 
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Viele der genannten Punkte sind in ihrer Problematik 

durch Traditionen und Denkweisen begründet, die zuneh­

mend nicht mehr mit den gesellschaftlichen Erfordernissen 

vereinbar sind. So werden in Facharbeiterprüfungen neben 

ausgedehnten Wissensfragen noch immer je nach Beruf 

elementare Handgriffe geprüft wie Geldzählen, Herstellen 

einfacher Lötverbindungen oder Bettenrichten. Komplexere 

Fähigkeiten sind weder Schwerpunkt der Ausbildung noch 

der Prüfung. 

Dringend benötigt wird gut qualifiziertes und motiviertes 

LehrpersonaL 10 Folgerichtig fordert der Beschluss als Ziel 

den " ... Aufbau eines Kontingents von hochqualifizierten 

Lehrkräften .. . " als " .. . die grundlegende Garantie für die all­

seitige Förderung der Qualifikationsbildung . .. . Die pädago­

gische Bildung muss verstärkt und reformiert und die Qua­

lität der Lehrerausbildung tatkräftig erhöht werden." 

Verschiedene Instrumente sollen sein: die Entwicklung von 

Multiplikatoren {Elitelehrkräften} für Grund- und Mittel­

schulen. Ingenieure, Techniker und Verwalter will man ein­

laden, an Berufsschulen zu unterrichten. Auf lokaler Ebene 

sollen Sonderfonds zur Finanzierung von Elitelehrkräften 

eingerichtet werden . Die Zahl der Aus- und Weiterbil­

dungsstätten soll landesweit entsprechend den Anforde­

rungen der Regionen neu geordnet werden. Die probeweise 

Gründung pädagogischer Akademien an allgemeinen 

Universität o. Hochschule Beschäftigung 

r 1 

allg. Oberstufe Facharbeiterschule Fachmittelschule Berufsmittelschule 

I 
43,63 % 11 ,24 % 20,67 % 24.46% 

Übergänge 1n die Sekundarstufe II 
(50, 54%) 6.469 Mro. 

Übergänge in Beschäftigung oder 
Arbeitslosigkeit 

(49.46 %) 6,3299 Mio. 

Absolventen zahl nach Abschluss der neunJähr·rgen Schulpflicht 
(Unterstufe der Mrttelschule) 

12.798 Mro (1996) 

Hochschulen soll die Aus- und Weiterbildung von Lehrern 

unterstützen. Durch Neueinstellung und noch mehr Entlas­

sungen soll ein zusätzlicher Leistungsdruck für das Lehr­

personal bewirkt werden. - Lehrer in China unterrichten 

gegenwärtig regulär acht Stunden pro Woche. 

Aussagen zur quantitativen Entwicklung der Berufsbildung 

trifft der Beschluss nicht. 

Der Stellenwert der Berufsbildung im 
Gesamtbildungssystem 

Verändert der Beschluss die Stellung der Berufsbildung? 

Die Antwort lässt sich heute noch nicht abschließend 

klären. Jedoch betrifft das kommentierte Papier das ge­

samte Bildungssystem. Durch Festlegungen zu anderen 

Teilbereichen oder generellen Festlegungen wird die Be­

rufsbildung tangiert. Dies betrifft z.B. folgende Aussagen: 

• "Wir müssen", so heißt es, "den Umfang der Hochschul­

bildung und der Mittelschulbildung in der Oberstufe ver­

größern, ... so dass der Anteil der Studenten in der je­

weiligen Altersgruppe von derzeit 9% bis zum Jahr 

2010 auf etwa 15% steigt. 

• ... Die höhere Berufsbildung ist ein wichtiger Bestand­

teil der Hochschulbildung. Die (bereits bestehenden) Be­

rufshochschulen ... sollen sich ... schrittweise in beruf­

lich-technische Akademien (Berufsakademien/Fach­

hochschulen} umwandeln ... Die Hochschulen mit tech­

nischen Fächern sollen dabei unterstützt werden, beruf­

lich-technische Akademien einzurichten ... 

• .. . Alle Formen des Schulbetriebs , die den staatlichen 

Gesetzen und Bestimmungen entsprechen, können kühn 

erprobt wnden. Bei der Entwicklung von Bildungsein­

richtungen, die von der Bevölkerung betrieben werden 

(Privatschulen}, sollen noch größere Schritte getan wer­

den." 

Der Schwerpunkt der Konferenz lag ohne Zweifel auf der 

Allgemein- und Hochschulbildung. Dies signalisiert nach 

Ansicht des Autors unter Umständen einen Bedeutungs­

verlust der Berufsbildung. Die gestellten Forderungen ma­

nifestieren so die in den zurückliegenden Jahren in China 

geführte Diskussion um die Zukunft des Bildungswesens 

und eine bereits existierende Praxis. 

Hauptursache dafür ist der tatsächlich existierende Druck 

der Öffentlichkeit, höhere Bildung einer breiteren Masse 

zugänglich zu machen. Dies hat sicher auch mit dem wirt­

schaftlichen Wachstum, dem relativen Wohlstand, insbe­

sondere der Stadtbevölkerung, dem Wiedererwachen einer 

Bildungselite und den Folgen der Ein-Kind-Familien-Poli­

tik " zu tun. - Die demographischen Auswirkungen dieser 

Politik werden übrigens in den nächsten Jahren auch zu­

nehmend die Altersjahrgänge der Berufsschüler und Stu-
Abbildun9 2 Übergänge innerhalb des chinesischen Bildungssystems (Stand 1996)' denten treffen. Im Großraum Shanghai mit ca. 13 Mio . 
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Einwohnern wurden z. B. 1987 noch mehr als 190000 Kin­

der geboren, 1992 waren es 93700 und 1997 nur 64200 
Kinder ". Ursache sind auch mangelnde öffentliche Mittel 

zur Finanzierung des Bildungssystems. Durch Privatisie­

rung und Kommerzialisierung will man die Finanzierung 

sichern und das Niveau der Bildung erhöhen. Damit 

schließt man sich einem internationalen Trend an und 

greift gleichzeitig auf alte chinesische Traditionen zurück. 

- Natürlich versucht auch eine Reihe von berufsbildenden 

Schulen ", dieser Entwicklung zu folgen. Der Konferenz­

beschluss sagt jedoch auch: ,.Die Volksregierungen aller 

Ebenen sollen die Verwaltung, Anleitung und Überwa­

chung der von der Bevölkerung betriebenen Bildung ver­

stärken. Die von der Bevölkerung betriebenen Lehranstal­

ten müssen im Rahmen der Gesetze wirtschaften und ihr 

Niveau ständig erhöhen." Hier zeigt sich nach Ansicht des 

Autors: einerseits will man öffnen und reformieren, ande­

rerseits möchte man zentralistischen Machtverlust ver­

meiden - eine symptomatische Erscheinung im heutigen 

China. 

Eine weitere Ursache findet sich im Verhalten der chinesi­

schen Wirtschaft. Es sind auch die Unternehmen, die ei­

nerseits besser und mehr ausgebildete Hochschulabsolven­

ten fordern, andererseits aber durch komplizierte hierar­

chische Organisationsformen und Arbeitsteilung die Ent­

faltungsmöglichkeiten für gut qualifiziertes Personal be­

hindern. - Ohne Zweifel besteht ein enormer Bedarf an 

qualifizierten Fachleuten, will man die Bereiche Forschung 

und Entwicklung in Unternehmen wie auch in For­

schungseinrichtungen, Instituten und Universitäten voran­

bringen. Allerdings setzt das auch andere Strukturen und 

Anreizsysteme voraus, Reformen also, die weit über das 

Bildungssystem hinausgehen. Der Konferenzbeschluss for­
dert: ,.Zur Durchführung einer effektiven Qualifikationsbil­

dung sollen die Hochschulen die Verbindung des Studiums 

mit der Produktion verstärken und ihre Zusammenarbeit 

mit Industrieunternehmen und Forschungsinstituten inten­

sivieren." Aber in der zunehmend marktwirtschaftlich 

funktionierenden Gesellschaft zielen solche Forderungen 

möglicherweise ins Leere, denn die Betriebe lassen sich 

nicht mehr zur Zusammenarbeit zwingen. Wirtschaft und 

Bildung müssen nach Ansicht des Autors erst lernen, wie 

sie unter marktwirtschaftliehen Bedingungen miteinander 
umgehen können. Ein Lernprozess, der ja auch in den ost­

europäischen Reformstaaten andauert. 

Höhere berufliche Bildung ist gegenwärtig das Top-Thema 

unter chinesischen Berufsbildnern. Sie stärker fördern zu 

wollen, ist nach Meinung des Autors auch Ausdruck der 

momentanen Unzufriedenheit mit der Qualität der beruf­

lichen Bildung. Jedoch könnte die Folge sein, dass mit der 

deutschen Facharbeiterausbildung vergleichbare Qualifika­

tionen in China künftig erst auf der Ebene der Berufsaka­

demien und Fachhochschulen vermittelt werden. 

Reformen - weit über 

das Bildungssystem hinaus -

sind nötig 

Für die Berufsbildung könnte die weitere Aufwertung und 

Öffnung des Hochschulbereichs auch bedeuten, dass zah­

lenmäßig weit weniger Bewerber zur Verfügung stehen, 

denn wer in China die Bildung seiner Kinder finanzieren 

kann und die Wahl hat, finanziert das Studium. Bereits 

jetzt wird von Berufsbildungseinrichtungen " das Ausblei­

ben von Bewerbern gemeldet. 

Die Berufsbildung in China ist zunehmend mit einem über­

lasteten Arbeitsmarkt konfrontiert. Das bisherige System 

der staatlichen Zuweisung von Arbeitskräften wird zuneh­

mend durch den Arbeitsmarkt abgelöst. Die Zahl der Ar­

beitslosen nimmt dramatisch zu. Offiziell lag in Shanghai 

1997 die Arbeitslosenquote bei 2,8 Ofo 15
, inoffiziell schätzt 

man sie um ein Vielfaches höher. Die Rede ist von 15 bis 

200/o. Schließung bzw. Umgestaltung unrentabler Staatsbe­

triebe, Strukturwandel, Technologieentwicklung und ver­

änderte Weltmarktbedingungen sind nur einige Ursachen 

für die Entwicklung. Das Überangebot an Arbeitskräften 

führt zur sinkenden Nachfrage nach neu ausgebildeten 

Facharbeitern. Gleichzeitig ist die Arbeitsorganisation in 

den meisten Betrieben immer noch so angelegt, dass Fach­

arbeiter de facto an vielen Arbeitsplätzen nicht nötig sind 

und an deren Stelle Ungelernte ,on the job' angelernt wer­

den können. Zwar gilt kraft Gesetzes in chinesischen Be­

trieben der Grundsatz Ausbildung vor Beschäftigungsauf­

nahme, jedoch kann die Ausbildung auch in Kurzzeittrai­

nings in den Betrieben erworben werden. Eine Lösung 

könnte sich anbahnen, wenn durch neue Organisationsfor­

men in den Unternehmen anspruchsvollere Arbeitsplätze 

entstehen und so die Nachfrage nach Facharbeitern mit 

breiterem Profil aus den Betrieben heraus wächst. Doch 

wäre diese Organisationsentwicklung wiederum mit einem 

deutlichen Rationalisierungsschub und der Freisetzung von 
weiteren Arbeitskräften verbunden. Beispielgebend dafür 

sind Erfahrungen einiger der in China aktiven Auslands­

unternehmen. 

Auf die Frage, wie das Verhältnis der Vermittlung von Wis­

sen und praktischen Fähigkeiten auf der Konferenz behan­

delt wurde, eingehend, zeigt sich, dass gerade mit dem Be­

griff der Qualifikationsbildung (ganzheitliche Bildung) der 

Versuch unternommen wurde, ein durchgängiges Prinzip 

zu etablieren, das auf Wissens- und Fähigkeitserwerb glei­

chermaßen und in allen Bildungsstufen und -gängen ori­

entiert. Damit wird der stärkere Bezug des Bildungs- auf 
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das Beschäftigungssystem betont. In der Durchsetzung 

diese Prinzips eröffnet sich für die chinesische Berufsbil­

dung eine Chance für die Zukunft. 

Ergebnisse der Konferenz im Spiegel 
der deutsch-chinesischen Zusammen­
arbeit 

In der Diskussion um die weitere Entwicklung der Berufs­

bildung wird das deutsche Berufsbildungssystem von chi­

nesischer Seite immer wieder zum Vergleich herangezogen. 

Dies ist ein Erfolg der mehr als fünfzehnjährigen Entwick­

lungszusammenarbeit 

Im vorliegenden Papier gehen einige Aussagen in die glei­

che Richtung wie die in den deutsch-chinesischen Berufs­

bildungsprojekten intendierten Ziele: praxisnahe Ausbil­

dung, lebenslanges Lernen, komplexe Prüfungen, Curricu­

lumreform, handlungsorientierte Lernmethoden, Vermitt­

lung komplexer Fähigkeiten, Entwicklung moderner Aus­

bildungsmitteL Bei der Diskussion um die höhere 

berufliche Bildung sind die deutschen Berufsakademien 

und dualen Studiengänge an Fachhochschulen wichtige 

Bezugsgrößen. In diesem Sinne können die Ergebnisse der 

Dritten Bildungskonferenz auch als Indikator für das hohe 

Niveau der deutsch-chinesischen Zusammenarbeit im Be­

reich der Berufsbildung gewertet werden. Trotzdem sollte 

man nicht in jeden der Beschlüsse den deutschen Bera­

tungseinfluss hineininterpretieren wollen. China sucht bei 

der Reform des Berufsbildungssystems einen eigenen Weg 

Anmerkungen 

I Der Beitrag stützt sich auf die 

von Herrn Dierk Detije, Zentral­

institu t für Berufsbildung 

Peking , angefertigte Übersetzung 

des im Ergebnis der Kollferenz 

ve röffent lichten .. Beschlusses 

des ZK der KP Chinas und des 

Staatsrates über die Vertiefung 

der Bildungsreform un d di e all­

seitige Fö rderung der Qualifika­

tionsbildung". - (Qualifikations­

bildung (Suzhi jiaouyu) be ­

schreibt nicht nur die berufliche 

Qualifikation , sondern meint 

eher eine ganzheitliche Bildu11g.) 

2 Nach Begin11 der chines ischen 

Reformpolitik Ende der 70er 

Jahre fanden I 978 {Haupter­

gebnis: Beschluss über die Ein­

führung eines einheitlichen 

Schulsystems) und I 985 

(Hauptergebnis : Stärkere För­

derung der mittleren Berufsbil­

dung} vergleichba re Konferen­

zen statt. 
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3 Aktionsplan zur Belebung der 

Bildung: Am 24. I 2 .98 vo m 

Bildungsministerium vorgelegt 

und vom chinesischen Staatsrat 

am I 3. 0/.99 ge11ehmigt. 

4 Georg, W; Rützel , J.;Köhne, G. 

(verantw. für die Berichterstat­

tung): Sektorstudie Berufsbil­

dung in der VR China . Esch ­

born, I 999 (unv.} , S. 407, 

Tabelle 91 

5 Weitere Beiträge zu r Situation 

der Berufsbildung in China: 

Sektorstudie Berufsbildung in 

der VR China. Eschbo n1 , I 999 

(a.a.O., bisher unv.) 

Biermann, H.: Moder11isierung 

in der Berufsbildung in der VR 

China. - In: Schütte, F. ; Uhe, 

E.: Die Modernität des Unmo­

derlletl. - Das .. deutsche Sys­

tem" der Berufsaus bildung zwi­

schen Krise und Akzeptanz. 

Berlin: Tech nische Uni versität, 

/998. 

und möchte dabei auf die verschiedensten internationalen 

Erfahrungen und Modelle zurückgreifen. Durch die inten­

sive deutsch-chinesische Zusammenarbeit haben jedoch 

viele chinesische Experten unterdessen eine besondere 

Nähe zum deutschen Berufsbildungssystem. 

Für die deutsche Seite wiederum ist der vorliegende Be­

schluss eine Diskussionsgrundlage für die weitere Zusam­

menarbeit. Mögliche Ansätze " könnten sein : 

• Verbindung von Berufsbildung und Beschäftigungs­

system unter besonderer Berücksichtigung der Globali­

sierung, des Strukturwandels und der Technologie- und 

Organisationsentwicklung; 

• Instrumente zur Reduzierung der Niveauunterschiede 

der Berufsbildung zwischen entwickelten und unterent­

wickelten Gebieten innerhalb Chinas; 

• Verbindung von Aus- und Weiterbildung, Umschulung; 

• Durchlässigkeit und Karrierewege; 

• Unterstützung bei der Erprobung eines Systems der 
höheren beruflichen Bildung; 

• weitere Verbesserung der, Qualität der beruflichen Bil­
dung, z. B. durch Entwicklung und Einführung geeigne­

ter Bildungskonzepte und -medien, durch veränderte 

Prüfungen und Organisationsformen, durch die Verbes­

serung der Aus- und Weiterbildung des Lehrpersonals. 

Allerdings gilt es dabei, die spezifische Situation nicht nur 

in China, sondern in jeder einzelnen chinesischen Provinz 

zu prüfen, um davon ausgehend gemeinsam mit den chi­

nesischen Partnern Konzepte und Lösungen zu entwickeln, 

die den jeweiligen regionalen Bedingungen angemessen 

sind. • 

Henze, J.: Das Bildu11gssystem 

der VR Ch in a zu Beginn der 

neunziger Jahre. In: Berichte 

des Bundesinstituts für os twis­

senschaft liche und internatio­

nale Studien. Köln , I 995 

Informati OIISSystem zur 

Berufsbildung in Deutschialid 

und China (CD-ROM} Hrsg.: 

BIBB - Bietefeld I 998 

6 Dies wäre in etwa der gleiche 

Prozentsatz wie gege11wärtig in 

Deutsc hland. 

7 Sektorstudie, a.a.O. , S. 103, 

Tabelle I 7 

8 Sektorstudie, a.a.O., S. I 95 

9 nach A uswertung des Regio­

nalinstituts für Berufsbildullg 

Sha11ghai , 1998 

10 vgl . hierz u auch Janisch, Rai­

ner: Reform der Lehrerausbil­

dung in Chi11a. -In: Berufsbil­

dung Heft 58/ I 999, S. 45ff 

I I Die mit der Ein-Kind-Fa mili­

en-Politik einhergehenden Ver­

änderungen si11d komplex; der 

Wert eines Kindes wird in der 

Ein-Kind-Familie weitaus 

höher eingeschätzt, das Erzie­

hungsverhalteil der Eltern 

ä11dert sich und ähnliches 

mehr. 

I 2 Statistica/ Yearbook of Shang­

hai - 1998, S. 37 

I 3 ln Shan ghai bemühen sich 

derzeit mehrere große Berufs ­

schu len um Anerkennung als 

höhere Berufsschule. 

14 Diese Aussage fußt auf Erfah ­

rungen aus der Region Shang­

hai. 

I 5 Statistical Yearbook of Shang ­

hai , I 998, S. 48 

16 Viele der hier genannten 

Punkte sind scho n jetzt 

Bestandteil in laufenden GTZ­

Projekten. 
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Dänemark- Gewinner des 
Cari-Bertelsmann-Preises für eine 
zukunftsweisende Berufsbildung 

UTE LAUR-ERNST 

.... Die Bertelsmann-Stiftung, Gütersloh enga­

giert sich in wichtigen gesellschaftlichen 

Bereichen. Sie gibt Impulse, unterstützt lnno-

vationen und trägt insgesamt zur Gestaltung 

des sozialen und wirtschaftlichen Wandels in 

Deutschland bei.' Der Cari-Bertelsmann-Preis 

erfahrung oder die institutionelle Verankerung und Absi­

cherung lebenslangen Lernens, bisher nicht zufrieden stel­
lend und nachhaltig gelöst - trotz des Engagements vieler 

Einzelner. Substanzielle und strukturelle Veränderungen 

der beruflichen Aus- und Weiterbildung sind erforderlich, 
um die zweifellos positiven Seiten des deutschen Berufs­
bildungssystems konstruktiv und zukunftsorientiert wei­

terzuentwickeln. 

Darin war sich der Beirat der Bertelsmann-Stiftung mit 

vielen kritisch-konstruktiven Fachleuten einig und hat des­

halb das Thema "Berufliche Bildung der Zukunft" für den 
Carl-Bertelsmann-Preis 1999 gewählt. 
Wer sollte den Preis erhalten? Welches Land oder welche 

Region zeichnet sich durch tragfähige Innovationen in der 

Berufsbildung aus? Wie war vorzugehen, um die richtige 
Entscheidung zu treffen? Grundsätzlich verfolgt die Ber­

telsmann-Stiftung bei der Preisvergabe einen internatio­
nalen Ansatz : Über die nationalen Grenzen schauen, inter­

essante Entwicklungen im Ausland identifizieren und von 
anderen lernen ist das Leitmotiv; die systematische inter­
nationale Recherche und der Vergleich das adäquate Mittel. 

In einer Arbeitskommission aus Experten der Wissenschaft, 
Wirtschaft und Politik' wurden zunächst die Ziele des Prei­
ses präzisiert und die Auswahlkriterien erarbeitet, die die 
Grundlage der internationalen Recherche bilden sollten. Es 
ging darum, Regionen weltweit zu identifizieren, die in den 

letzten Jahren zukunftsweisende systemische Konzepte in 
der Berufsbildung nicht nur beschrieben, sondern bereits 
erfolgreich verwirklicht haben, die Erkenntnisse und 
Anregungen für die Reform der deutschen Berufsbildung 
liefern könnten. Der recht umfangreiche Kriteriensatz lässt 

sich in vier komplexe Dimensionen aufgliedern: 
• Zusammenwirken der Akteure in einem staatlichen Ord-

ist ein attraktives Instrument, um die Auf- nungsrahmen 

merksamkeit der Öffentlichkeit sowie der • Kompetenzentwicklung und Anforderungsprofile 
• Strukturen und Organisation 

jeweils Beteiligten und Betroffenen auf zen- • Qualitätsentwicklung und Finanzierung. 

trale Bereiche der Gesellschaft zu lenken. 

In der Regel betrifft das solche Bereiche, deren Reform 
zwar breit diskutiert und von den verschiedensten Seiten 
gefordert wird, aber faktisch nicht im notwendigen Um­
fang zustande kommt. 
Dies trifft auch für die Berufsbildung in Deutschland zu. 
Zwar sind in den letzten Jahren interessante Neuerungen 
umgesetzt worden (z.B. Entwicklung neuer Berufe, verän­
derte Strukturkonzepte für die Ausbildungsanordnungen, 
verstärkte Verbindung von Aus- und Weiterbildung, Nut­
zung der I+K-Technologie für berufliches Lernen), doch 

eine umfassende, systemische Reform ist bisher ausgeblie­
ben. Folglich sind grundlegende Probleme, wie z.B. feh­
lende betriebliche Ausbildungsplätze, der Mangel an Fle­
xibilität und Durchlässigkeit, die Anerkennung von Berufs-

So wurde beispielsweise gefragt, ob die Akteure des jewei­

ligen Landes/der Region zielorientiert zusammenwirken 
und gemeinsam für die Berufsbildung Verantwortung tra­

gen; in welchem Verhältnis staatliche Vorgaben und regio­
nale oder sektorale Freiräume stehen; inwieweit horizon­
tale und vertikale Durchlässigkeit im gesamten Bildungs­
system gewährleistet ist und in welchem Ausmaß indivi­
dualisierte Qualifizierungswege eingeschlagen werden kön­
nen. Es wurde untersucht, ob Kompetenzentwicklung durch 
Selbstqualifizierung und Berufserfahrung anerkannt und 

tatsächlich "das Lernen lernen" gefördert wird, ob Anbieter 
von beruflicher Bildung genügend Gestaltungsspielräume 
haben und ein qualifiziertes Bildungspersonal zur Verfü­
gung steht. Weiterhin galt es festzustellen, ob ein funktio­
nierendes Qualitätssicherungsmodell praktiziert und wel­
che Instrumente zur vergleichenden Leistungsermittlung 
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angewandt werden, ob das Finanzierungskonzept eine gute 
Berufsbildung kontinuierlich in quantitativer und qualita­
tiver Hinsicht gewährleistet und in welchem Ausmaß Bil­

dungseinrichtungen autonom über ihr Budget verfügen 
können. Insgesamt umfasst der Kriteriensatz spannende 
und häufig in Deutschland kontrovers diskutierte Aspekte, 

die in ihrer Gesamtheit eine berufliche Aus- und Weiter­
bildung beschreiben, die sich in vieler Hinsicht vom aktu­
ellen Stand des Berufsbildungssystems in Deutschland un­

terscheidet. Das war die Absicht; es sollten Defizite her­
ausgearbeitet, aber zugleich Anreize gegeben und Heraus­
forderungen pointiert werden. 

Mit intensiver Unterstützung einer Consulting-Firma' so­
wie im weiteren Verlauf durch Länderkommissionen wur­
den systematische Studien vor Ort in den fünf Ländern/ 
Regionen durchgeführt, auf die sich die Arbeitskommission 

in einem mehrstufigen Auswahlprozess geeinigt hatte. Un­
glaubliche Datenmengen wurden in kurzer Zeit erhoben, 

Anmerkungen 

1 In sbesonde re im Bildungssektor hat die Ber­

telsmann- Stiftung in den letzten Jahren viele 

Initiativen gestartet und nachhaltig weiterver­

folgt- z. B. innovative Schulsysteme, moderne 

Fachhochseil ula usbildung, funktionierende , 

benutzerfreundliche Bibliotheken, effektive 

Multimedia-Nutzung für Leh rer und Lerner. Im 

Memorandum "Zukunft gewinnen - Bildung 

erneuern" des Initiati vk reises Bildung derBer­

telsmann-Stiftung, Gütersloh 1999 s ind die 

Leitlinien einer Zukunftsorientierung im Bil­

dungswesen z usammengefaßt. 

2 Die Arbeitskommission bestand aus Vertretern 

von Bertelsmann, dem Gründer der Stiftung, 

Reinhard und Liz Mohn, dem Vorsitze nden des 

Beirats, Dr. Wössner, den Verantwortlichen 

für den Carl-Bertelsmann-Preis, Dr. Marga 

Pröhl und Doroth ea Minderop u.a. sow ie aus 

weite ren nationalen und internationalen 

Experten der Berufsbildung - überwiegend 

Wissenschaftler, aber vielfach mit praktischem 

Hintergrund bzw. aus einschlägigen For­

schungseinrichtungen. Vom Bundesinstitut für 

Berufsbildung waren sein ehemaliger Präsi­

dent, Dr. Hermann Schmid t und Dr. Ute Laur­

Ernst in der Arbeitskommission vertreten. 

3 Booz-Allen Et Hamilton haben die umfangrei­

chen Recherchen kurzfristig durchgeführt und 

damit da s notwendige aktuelle Datenmaterial 

zur Verfügung gestellt. Pro betei ligte 

Region/beteiligtes Land wurde eine authenti­

sche Länderkommission vor Ort eingerichtet, 

die die Recherchen unters tützte und die 

Berichte verfasste. 

4 Sowo hl die Auswahlkriterien als auch eine 

Zusammenfassung der Recherche-Ergebn isse 

sind in einer bereits verfügbaren Veröffentli ­

chung zu finden. Bertelsmann-Stiftung (Hrsg]: 

"Beruflich e Bildung der Zukunft ", Band 1 

Dokumentation zur internationalen Recherche, 

Gütersloh 1999 

ausgewertet und verglei­

chend gegenübergestellt. 
Auf der so gut vorbereiteten 
Informationsbasis und unter 
Einbeziehung der Voten der 

Arbeitskommission traf die 
Jury - der Beirat der Ber­

telsmann-Stiftung- die Ent­
scheidung über den Preis­
träger: Es ist Dänemark, das 
sich durch eine ständige 
Weiterentwicklung und Ver­
besserung seines Berufsbil­
dungssystems auszeichnet 
und einen Großteil der Kri-
terien erfüllt. Hier wird 
Berufsbildung als ein konti­
nuierlicher Veränderungs- I 
Erneuerungsprozess begrif­
fen und die verschiedensten 
Probleme konsequent ange­
gangen. Das System eröff­
net dem Einzelnen vielfäl­

tige Qualifizierungschancen, 
ist ganz bewusst internatio­
nal orientiert und gründet 
sich auf eine effektive Sozi­
alpartnerschaft auf allen 

Ebenen. Viele internationale 
Berufs bi I d ungsexp e rten 
wird dieser Gewinner nicht 
überraschen, weil Dänemark 
als ein reformbereites Land 
gilt, das in den Bildungs­
sektor stark investiert - mit 

viel Erfolg. 
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starke 

Investition 

in den 

Bildungssektor 

An zweiter Stelle wurde 
Portland/Oregon (USA) po­
sitioniert - eine Region, die 

mit großer Eigeninitiative 
und aufgrund engagierter, 
verantwortungsvoller Ko-
operation der lokalen Ak­
teure aus Politik, Wirtschaft 

und Bildung den erforderlichen Strukturwandel in gut zehn 
Jahren geschafft und inzwischen eine Spitzenposition un­
ter allen USA-Ballungszentren hinsichtlich des Bildungs­

standes ihrer Erwerbsbevölkerung einnimmt. Ein hohes 
Maß an Flexibilität und Durchlässigkeit des Bildungssy­
stems ist gesichert; anerkannte Zertifikate, in denen beruf­
liche und allgemein bildende Kompetenzen ausgewiesen 
sind, sowie hohe Bildungsstandards für den Staat Oregon 
insgesamt wurden dort in recht kurzer Zeit vereinbart. 

Portland/Oregon ist somit einer der Vorreiter des .. School­
to-Work"-Programms in den USA geworden. 
Auch die drei weiteren Regionen zeichnen sich durch Be­
sonderheiten im eigenen Land aus und haben in überzeu­
gender Weise berufliche Bildung in bestimmten Dimensio­

nen verbessert: Die Bretagne (Frankreich) hat erfolgreich 
einen regionalen Ansatz der Bildungsplanung und -nach­
frage installiert - trotz der zentralistischen Berufsbil­
dungspolitik in Frankreich. Hier wurden bestehende Ge­
staltungsspielräume aktiv genutzt. Rijmond/Rotterdam 
(Niederlande) hat ein umfassendes Konzept zur Stärkung 
der Region durch Organisation flexibler, durchlässiger Bil­
dung in großen regionalen Zentren umgesetzt. Dies ist ein 
wichtiges Beispiel, wie Benachteiligte und hier primär Mi­
granten integriert und ihre Ausbildungs- und Arbeits­
marktchancen verbessert werden können. Südost-Wales 
(Großbritannien), das einen schwierigen politischen und 
wirtschaftlichen Strukturwandel durchläuft, hat eindrucks­
volle Initiativen zur Qualitätssicherung und -Verbesserung 
beruflicher Bildung ergriffen und umgesetzt. In Deutsch­
land verfügen wir über keinen vergleichbar konsequenten 
Ansatz.• 

Auch wenn der Gewinner, Dänemark, im Mittelpunkt der 
Aufmerksamkeit steht, so waren sich die Beteiligten völlig 
darin einig, dass in allen fünf ausgewählten Regionen Ian­

des- und systemspezifische Innovationen verwirklicht wur­
den, die nachhaltig neue Optionen sowohl für die Indivi­
duen, die Wirtschaft und die betreffende Region schaffen. 
Sie liefern konkrete Anregungen für die Weiterentwicklung 
der beruflichen Bildung in Deutschland und ermutigen zu­
gleich, die anstehenden Veränderungen wirklich in die Tat 
umzusetzen. So versteht sich auch der Carl-Bertelsmann­
Preis nicht als ein einmaliges Ereignis, das rasch wieder 

untergeht. Vielmehr sind ausdrücklich Folgeaktivitäten ge­
plant, die sich sowohl auf die Transfermöglichkeiten be­
ziehen als auch auf die Installation eines innovativen Netz­

werkes zur Berufsbildung. • 



Prüfungserfolg - Prüfungsversagen 
im Handwerk 

MONA GRANATO I DOROTHEA GRIEGER I BRIGITTE SPREE 

.... Seit einiger Zeit ist eine alarmierende Ent-

wicklung im dualen System festzustellen: 

Immer häufiger fallen Jugendliche durch die 

Abschlussprüfung. Die Bruttoquote des Prü-

fungsversagens' hat sich im Zeitraum 1993 bis 

1997 um weitere zwei Prozentpunkte auf 16% 

erhöht. Das bedeutet, dass sich Ausbildung 

unnötig verteuert und knappe Ausbildungs-

stellen blockiert werden. Ein Forschungspro-

jekt des BIBB forscht nach den Ursachen. 

Die Zunahme beim Versagen in Prüfungen trifft nicht alle 
Ausbildungsbereiche. Während in Industrie und Handel der 
Erfolg konstant geblieben ist, ist die Misserfolgsquote im 
Handwerk um fast vier Prozentpunkte gestiegen. Im öf­

fentlichen Dienst liegt der Erfolg immer noch deutlich über 
dem Durchschnitt, obgleich auch hier wie in den freien Be­
rufen das Prüfungsversagen zugenommen hat. Die Quoten 

haben sich zudem nach Berufen bzw. Kammerbezirken un­
terschiedlich entwickelt und schwanken zum Teil. 
Das Anfang dieses Jahres begonnene Forschungsprojekt 
soll klären, warum die Erfolge bei Abschlussprüfungen 
nach Berufen und auch regional so unterschiedlich sind -

insbesondere im Handwerksbereich. Zielsetzung ist es, 
Gründe für das (zunehmende) Prüfungsversagen zu finden, 

um auch die Erfolgsquoten wieder zu erhöhen. 

Die Untersuchung konzentriert sich auf Berufe mit hohen 
und/oder deutlich gestiegenen Versagensquoten in der Ab­
schlussprüfung. Dafür wurden in Übereinstimmung mit 

dem Vertreter des Zentralverbands des Deutschen Hand­
werks im Forschungsausschuss des Bundesinstituts für Be­
rufsbildung exemplarisch entsprechende Ausbildungsbe­
rufe des Handwerks ausgewählt, wie die Berufe Gas- und 
Wasser-Installateur/-in, Zentralheizungs- und Lüftungs­
bauer/ -in, Elektroinstallateur/ -in. ' 

Mit der Fachverkäuferin im Nahrungsmittelhandwerk wird 
auch ein Beruf mit vergleichsweise niedrigen Misserfolgs­
quoten berücksichtigt, um Faktoren für den Prüfungserfolg 
zu erschließen. Der Ausbildungsberuf Ver- und Entsorger 
im öffentlichen Dienst wird zum Vergleich mit einem an­
deren Ausbildungsbereich in der Studie mit erfasst. 

Um einen ersten Überblick über die dem BIBB verfügbaren 

statistischen Daten hinaus zu erhalten, wurden alle Hand­
werkskammern in der Bundesrepublik gebeten, die Prü­
fungserfolgsquoten in den o.g. Ausbildungsberufen des 
Handwerks für die Jahre 1994 bis 1998 anzugeben. Aus­

gangspunkt war die Annahme, dass in den letzten Jahren 
Schwankungen stattgefunden haben.3 Hier erste Ergebnisse 

und Überlegungen: 

Entwicklung des Prüfungsversagens in den 
ausgewählten Berufen 

Die Quote des Prüfungsversagens ist im Zeitraum 1991 bis 
1997 am stärksten bei den angehenden Elektroinstallateu­
ren angestiegen. Bei den Gas- und Wasserinstallateuren 

war sie auf höherem Niveau Schwankungen unterworfen, 

wie auch bei den Zentralheizungs- und Lüftungsbauern, 

bei denen sie seit 1993 zwar leicht zurückgegangen ist, 
aber mit 240/o immer noch sehr hoch liegt. 
Die Fachverkäuferinnen im Nahrungsmittelhandwerk fal­

len 1997 gegenüber 1991 häufiger durch die Prüfung, ihre 
Quote liegt mit 11 0/o für 1997 allerdings wesentlich unter 
der in den anderen Berufen. Das BIBB untersucht hier, ob 
eher personenbezogene oder eher strukturelle Bedingun­
gen oder beide zusammen für das Prüfungsversagen ver­

antwortlich sind. 

Annahmen für die Entwicklung des Prüfungs­
erfolgs/-versagens 

Mangelnde schulische Vorbildung wurde bislang häufig für 
hohe Versagensquoten verantwortlich gemacht. Die Daten 
des Jahres 1997 bestätigen diese Annahme jedoch nicht. 
Vergleicht man die durchschnittlichen Schulabschlüsse al­
ler Auszubildenden mit denjenigen der Untersuchungsbe­
rufe, so wird ersichtlich, dass die Elektroinstallateure über­

durchschnittlich häufig einen Realschulabschluss haben 
(46 0/o zu 370/o), die auszubildenden Gas- und Wasserinstal­
lateure überdurchschnittlich einen Hauptschulabschluss 
vorweisen (52 0/o zu 31 Ofo), 

die Zentralheizungs- und 
Lüftungsbauer mit dem 
Hauptschulabschluss stark, 
mit dem Realschulabschluss 
etwas über dem Durchschnitt 
liegen (48 0/o bzw. 400/o). 

Starke Abweichungen dazu 
weisen nur die Fachverkäu­
ferinnen im Nahrungsmit­
telhandwerk auf; sie haben 
doppelt so häufig einen 

I 

Anmerkungen 

1 Verhältnis vo n nicht bestandenen Prüfun ­

gen zu r Gesamtzahl der vo rgenommenen 

Prüfungen , vgl. dazu: Werner R.: Erfolgs­

quoten bei Abschlussprüfungen - neue 

Berechnungsmethode berücksichtigt Wie­

derholer. In : BWP 27 (1 998) 5, S. 42-45 

2 Wegen der besseren Lesbarkeit wi rd bei 

Berufen mit überwiegendem Frauenanteil 

die weibliche, sonst die männliche Berufs -

bezeichnung ve rwendet. 

3 An diese r Stelle danken wir dem hohen 

Engagement der Handwerkskammern . 
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BERICHTE 

1993 1994 

Insgesamt 86,1 85,5 

Industrie und Handel 86,9 86,4 

Handwerk 82,8 81,7 

Öffentlicher Dienst 93,3 92,2 

Freie Berufe 89,2 87,2 

1995 1996 

84,8 84,7 

86,4 87,2 

80,5 79,4 

91,4 90,6 

85,8 86,8 

1997 

84,1 

86,9 

78,9 

90,9 

86,3 

fungenanalysiert werden: 1997 brechen mit 31% am häu­

figsten die Auszubildenden bei den Gas- und Wasserin­

stallateuren die Ausbildung ab. Knapp dahinter rangiert 

der Anteil der gelösten Ausbildungsverträge bei den Zen­

tralheizungs- und Lüftungsbauern (28 %). den Elektroin­

stallateuren sowie bei den Fachverkäuferinnen im Nah­
rungsmittelbandwerk (27 %). 

Es ist gleichfalls zu prüfen, inwieweit eine Parallelität zwi­

schen sinkenden Lösungsquoten und sinkenden Misser­

folgsquoten existiert oder inwieweit von einer gegenläufigen 

Entwicklung der beiden Quoten, so z. B. von sinkenden Lö­

Abbildung 1 Entwicklung der Prüfungserfolgsquote (Brutto) nach Ausbildungsbe- sungsquoten und (leicht) steigenden Misserfolgsquoten 
reichen 1993-1997 auszugehen ist, wie im Fall der Fachverkäuferinnen. Eben-

Nahrungsmittelhandel 

Gas- und 
Wasserinstallateur I-in 

Zentralheizungs- und 
Lüftungsbauer/-in 

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 

79,3 76,6 75,8 75,5 74,4 73,5 73,4 

92,3 91,3 91,2 90,3 89,2 89,4 89,2 

76,9 77,3 81 78,5 79 75,6 74,8 

72,5 77,2 83,7 80.4 78,8 77,6 76.4 

Abbildung 2 Entwicklung der Erfolgsquote bei Abschlussprüfungen (Brutto) in aus­
gewählten Handwerksberufen 1991-1997 

Hauptschulabschluss (64%), hingegen mit einem Viertel 

deutlich seltener einen Realschulabschluss. 

Die Entwicklung der Anzahl der Prüfungsteilnehmer und 

der Erfolgsquote zeigt: Bei den Elektroinstallateuren steigt 

zwischen 1991 und 1997 die Anzahl der Prüfungsteilneh­

mer und die Misserfolgsquote bei den Abschlussprüfungen, 

bei den Gas- und Wasserinstallateuren und den Zentral­

heizungs- und Lüftungsbauern wächst die Zahl der Teil­

nehmer an der Prüfung seit 1991, die Misserfolgsquote in 

den beiden Berufen seit 1993. Sinkende Zahlen bei Prü­

fungsteilnehmern von 1991 bis 1996 bei steigenden Miss­

erfolgsquoten in der Abschlussprüfung bis 1995 kenn­

zeichnen den Beruf der Fachverkäuferinnen. 

Zu untersuchen ist daher im Projektverlauf in den einzel­

nen Berufen, inwieweit ein Zusammenhang besteht zwi­

schen der Zahl der Prüfungsteilnehmer und der Entwick­

lung der Erfolgsquoten in der Abschlussprüfung. 

Auch die Abbruchquoten in den Ausbildungsberufen sollen 

im Zusammenhang mit den Misserfolgsquoten bei den Prü-
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so wird der Einfluss der Geschlechtszugehörigkeit untersucht. 

Bereits hier zeigt sich, dass eine Reihe von Faktoren zu er­

wägen sind, die einen Einfluss auf den Prüfungserfolg neh­

men können. Gründe für das Prüfungsversagen wird das 

BIBB im Verlauf des Forschungsprojekts auf der Grundlage 

von Interviews mit Prüfungsexperten und Prüfungsteil­

nehmern herausfiltern. 

Große Unterschiede zwischen den Kammern 
und Berufen beim Prüfungserfolg 

Erste Auswertungen der oben erwähnten Erhebung bei den 

Handwerkskammern zeigen in den betrachteten Berufen 

eine sehr große Streuung des Ausbildungserfolgs zwischen 

den einzelnen Kammern: Bei den Zentralheizungs- und 

Lüftungsbauern liegt die niedrigste Versagensquote 1997 
bei 2%, die höchste bei 53%, bei den Elektroinstallateuren 

zwischen 4% und 45% und bei den Gas- und Wasserin­

stallateuren zwischen 3 Ofo und 40%. 

Geringer ist die Bandbreite der Misserfolgsquoten bei den 

Fachverkäuferinnen im Nahrungsmittelhandwerk mit 1% 

bis 23 %. Auch hier sind die Gründe für den sehr unter­

schiedlichen Prüfungserfolg zu untersuchen. 

Hohe Versagensquoten sind nach dieser ersten Analyse am 

ehesten in großstädtischen Ballungsräumen in West­

deutschland und in kleineren, eher ländlich strukturierten 

Regionen in Ostdeutschland zu verzeichnen . Doch auch 

hier ergibt sich kein einheitliches Bild. Handwerkskam­

mern, in denen es nur in einem der Untersuchungsberufe 

zu hohen Versagensquoten kommt, stehen andere gegen­

über, bei denen die entsprechenden Quoten in allen vier 

Handwerksberufen hoch sind. 

Diese große Streuung des Prüfungserfolgs in den unter­

schiedlichen Kammern wirft eine Reihe von Fragen auf: 

Sind die Gründe für Prüfungsversagen eher in der Ausbil­

dungs- oder Prüfungsorganisation oder eher bei den Aus­

zubildenden bzw. Prüflingen und ihrer Vorbereitung auf 

die Prüfung zu suchen? Die Forschungsergebnisse sollen 

auch die große Streuung des Prüfungserfolgs in den Kam­

mern aufklären und in ergebnisorientierte Empfehlungen 

für die Praxis umgesetzt werden. • 
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Fach- und Führungskräfte 
werden immer häufiger mit 
komplexen Situationen 
konfrontiert, die nicht mehr 
mit Routinen zu bewältigen 
sind, sondern strategisches 
Denken erfordern. 
Merkmale dieser Kom­
plexität sind beispielsweise 
uneindeutige Zielvorgaben, 
zu erwartende Neben- und 
Fernwirkungen, die Eigen­
dynamik von Entwicklungen, 
Vernetztheit der Teilproble­
me, lntransparenz der 
Zusammenhänge sowie die 
Notwendigkeit, einen 
Sachverhalt aus verschiede­
nen Perspektiven zu 
betrachten und zu einem 
Gesamtbild zu integrieren. 

Organisation 

komplexer 

Handlungsprozesse 

im Berufsalltag 

Guido Franke (Hrsg.): 

"Strategisches Handeln im 

Arbeitsprozess." 

Das Bundesinstitut für 
Berufsbildung und andere 
Forschungseinrichtungen 
haben sich diesem wichtigen 
Thema zugewandt. in der 
jetzt vorliegenden Publika­
tion stellt Guido Franke 
erste Ergebnisse vor. Ziel des 
Buches ist die Entwicklung 
eines Modells der Strategie­
bildung und der Organisa­
tion komplexer Handlungs­
prozesse im Berufsalltag . 
Es werden individuelle 
Voraussetzungen der strate­
gischen Flexibilität beschrie­
ben und Bedingungsfaktoren 
für die Herausbildung 
strategischer Handlungspo­
tentiale untersucht. Die 
theoretischen Überlegungen 
werden exemplarisch im 
Tätigkeitsfe ld Absatzwirt­
schaft/Marketing illustriert 
sowie operational und em­
pirisch geprüft. 

Strategische Denk- und 
Handlungsmuster von 
Fachkräften und die 
Schwierigkeiten beim Um­
gang mit Komplexität und 
Unbestimmtheit werden 
beschrieben und analysiert. 
Auf diese Weise identifizie­
ren die Autoren Komponen­
ten der strategischen Flexi­
bilität, die bisher meist nur 
implizit in beruflichen 
Bildungsprozessen vermit­
telt werden. 

Die Publikation wendet sich 
an Berufsbildungsforscher, 
Arbeitswissenschaftler, 
Pädagogen, Psychologen, 
Ausbildungsleiter, Personal­
chefs, Führungskräfte, Fach­
kräfte in der betrieblichen 
Aus- und Weiterbildung. 


